Dieser Prospekt stellt den Basisprospekt im Sinne von Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EU)
2017/1129 des Européischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2017 (in der jeweils geltenden
Fassung, Prospektverordnung) in Bezug auf Nichtdividendenwerte im Sinne von Artikel 2 Buch-
stabe ¢ der Prospektverordnung der Frankfurter Volksbank Rhein/Main eG dar.

Frankfurter Volksbank
Rhein/Main

Frankfurter Volksbank Rhein/Main eG
(Emittentin)

Basisprospekt

Programm fur die Emission von nicht-nachrangigen,
festverzinslichen
Inhaberschuldverschreibungen

Dieser Basisprospekt (nachfolgend auch Prospekt) wurde von der Bundesanstalt fiir Finanzdienstleis-
tungsaufsicht (BaFin) in ihrer Eigenschatft als zustéandige Behorde gemaf der Prospektverordnung ge-
billigt. Die BaFin billigt diesen Prospekt lediglich dahingehend, dass er den in der Prospektverordnung
festgelegten Standards der Vollstéandigkeit, Verstandlichkeit und Kohérenz entspricht. Eine solche Bil-
ligung sollte nicht als Bestatigung der wirtschaftlichen oder finanziellen Mdglichkeiten des Geschéfts
oder der Qualitat und Solvenz der Emittentin oder der Qualitat der Wertpapiere, die Gegenstand dieses
Prospekts sind, angesehen werden.

Potenzielle Kaufer sollten sich selbst ein Bild von der Eignung einer Anlage in die unter diesem Prospekt
anzubietenden Inhaberschuldverschreibungen (Schuldverschreibungen) machen. Insbesondere soll-
ten potenzielle Kaufer der Schuldverschreibungen sicherstellen, dass sie die Art der Schuldverschrei-
bungen und das Ausmal} der Risiken, denen sie ausgesetzt sind, verstehen und dass sie die Eignung
der Schuldverschreibungen als Anlage im Hinblick auf ihre eigenen Umstande und ihre finanzielle Lage
prufen. Eine Anlage in die Schuldverschreibungen ist mit bestimmten Risiken verbunden. Bitte lesen
Sie den Abschnitt ,Il. RISIKOFAKTOREN", der auf Seite 7 dieses Prospekts beginnt.

Dieser Prospekt ist fir einen Zeitraum von zwdlf Monaten ab dem Datum der Billigung gltig. Mit Ablauf
des 5. Juni 2026 ist dieser Prospekt nicht mehr gultig. Die Pflicht zur Erstellung eines Prospektnach-
trags im Falle wichtiger neuer Umstande, wesentlicher Unrichtigkeiten oder wesentlicher Ungenauig-
keiten besteht ab dem Zeitpunkt des Ablaufs der Gultigkeitsdauer des Prospekts nicht mehr.

5. Juni 2025
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I.ALLGEMEINE BESCHREIBUNG DES ANGEBOTSPROGRAMMS
1. Inhalt des Angebotsprogramms

Dieser Prospekt bezieht sich auf das Emissionsprogramm fir Inhaberschuldverschreibungen (Pro-
gramm) der Frankfurter Volksbank Rhein/Main eG mit Sitz in Frankfurt am Main, Bundesrepublik
Deutschland (Deutschland) (nachfolgend Emittentin und gemeinsam mit ihren Tochtergesellschaften
Gruppe). Auf der Grundlage des Programms kann die Emittentin nicht-nachrangige, festverzinsliche
Inhaberschuldverschreibungen (Schuldverschreibungen) in unbegrenztem Umfang begeben.

2. Uberblick Gber die im Rahmen des Programms zu begebenden Schuldverschreibungen

Die Schuldverschreibungen, die auf der Grundlage dieses Prospekts begeben werden und bei denen
es sich um unbesicherte Verbindlichkeiten der Emittentin handelt, sind Wertpapiere, die das Recht des
jeweiligen Inhabers verbriefen, von der Emittentin am Falligkeitstag der Schuldverschreibungen einen
Geldbetrag in Hohe des Nennbetrags der Schuldverschreibungen einzufordern. Die Schuldverschrei-
bungen sind festverzinslich und gewahren dem Inhaber das Recht, von der Emittentin an den Zinszah-
lungstagen einen bestimmbaren Zinsbetrag gemaf den endglltigen Bedingungen einer Emission von
Schuldverschreibungen (nachfolgend Endgultige Bedingungen) zu erhalten. Die Schuldverschrei-
bungen kénnen als (i) unbesicherte und nicht-nachrangige, bevorrechtigte (keine Schuldtitel im Sinne
des 8 46f Absatz 6 Satz 1 KWG —Senior Preferred) Schuldverschreibungen, oder als (ii) unbesicherte
und nicht-nachrangige, nicht-bevorrechtigte (Schuldtitel im Sinne des § 46f Absatz 6 Satz 1 KWG —
Senior Non-Preferred) Schuldverschreibungen begeben werden.

Die Schuldverschreibungen kénnen auch weitere unterschiedliche Ausstattungsmerkmale aufweisen.
So kénnen die Schuldverschreibungen mit vorzeitigem oder ohne vorzeitiges Kundigungsrecht der
Emittentin ausgestattet sein. Die Ausstattungsmerkmale der Schuldverschreibungen werden in dem
Abschnitt V1. ANLEIHEBEDINGUNGEN" ausfuhrlich dargestellt.

3. Weitere Informationen zu den Schuldverschreibungen und zum Angebot der Schuldver-
schreibungen

Die im Prospekt dargestellten Informationen geben einen Uberblick iiber die Emittentin sowie iiber we-
sentliche Ausstattungsmerkmale der von der Emittentin auf der Grundlage dieses Prospekts angebo-
tenen Schuldverschreibungen. Durch Nachtrage kénnen Préazisierungen, Erganzungen oder Berichti-
gungen der in diesem Prospekt enthaltenen Informationen vorgenommen werden.

Die konkreten Ausstattungsmerkmale der Schuldverschreibungen sowie die Angebotsbedingungen
werden erst bei deren Ausgabe festgelegt. Daher mussen die in diesem Basisprospekt enthaltenen
Informationen (einschlief3lich der hierin abgedruckten Anleihebedingungen) im Zusammenhang mit den
sog. Endgultigen Bedingungen gelesen werden, die diesen Basisprospekt ergdnzen, sowie mit der Zu-
sammenfassung, die den Endgiltigen Bedingungen angeflgt ist. Die Endgiltigen Bedingungen sind
ferner in Verbindung mit dem Basisprospekt und etwaigen Nachtragen zum Basisprospekt zu lesen,
um alle relevanten Informationen zu erhalten.

Die Endgultigen Bedingungen werden bei der Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
hinterlegt und auf der Internetseite der Emittentin veroffentlicht.

Weiterfilhrende grundlegende Informationen zu den Schuldverschreibungen und zum Angebot der
Schuldverschreibungen  befinden sich in  dem Abschnitt ,V.ANGABEN ZU DEN
SCHULDVERSCHREIBUNGEN UND ZUM ANGEBOT DER SCHULDVERSCHREIBUNGEN". Ein



Muster der Endgiiltigen Bedingungen findet sich in Abschnitt ,VIl. FORMULAR FUR DIE
ENDGULTIGEN BEDINGUNGEN".

4. Fortfihrung von 6ffentlichen Angeboten auf Basis eines Nachfolge-Basisprospekts

Die Emittentin beabsichtigt, die unter diesem Basisprospekt begebenen Wertpapiere erstmalig 6ffent-
lich anzubieten. Die Gultigkeit dieses Basisprospekts endet gemaf Artikel 12 Prospektverordnung am
5. Juni 2026. Nach Ablauf der Gultigkeit dieses Basisprospekts kann das 6ffentliche Angebot von Wert-
papieren, die auf Grundlage dieses Basisprospekts begeben wurden, auf Basis eines Nachfolge-Ba-
sisprospekts oder mehrerer Nachfolge-Basisprospekte (jeweils Nachfolge-Basisprospekt) und wah-
rend der Dauer der Gultigkeit des betreffenden Nachfolge-Basisprospekts fortgefiihrt werden, sofern
der betreffende Nachfolge-Basisprospekt eine Fortfiihrung des 6ffentlichen Angebots der Wertpapiere
vorsieht. In diesem Fall sind die Endgultigen Bedingungen mit dem jeweils aktuellen Nachfolge-Ba-
sisprospekt zu lesen.

Basisprospekte, unter denen erstmalig das 6ffentliche Angebot von Wertpapieren begonnen wurde,
werden im Folgenden als Vorgénger-Basisprospekt (Vorgéanger-Basisprospekt) bezeichnet. Unter
diesem Basisprospekt als Nachfolge-Basisprospekt kann das erstmalige auf Basis eines Vorgénger-
Basisprospekts begonnene 6ffentliche Angebot von Wertpapieren nach Ablauf der Giiltigkeit des Vor-
ganger-Basisprospekts fortgefiihrt werden bzw. kann das offentliche Angebot von Wertpapieren, das
bereits mit einem Nachfolge-Basisprospekt fortgefihrt wurde, weiterhin fortgefiihrt werden. Hierbei han-
delt es sich um Wertpapiere, die unter folgendem Vorganger-Basisprospekt erstmalig 6ffentlich ange-
boten wurden:

. Basisprospekt vom 5. Juni 2024 (Basisprospekt vom 5. Juni 2024) als Vorganger-Basispros-
pekt.

Dieser Basisprospekt dient als Nachfolge-Basisprospekt fur die Wertpapiere mit folgenden ISINs:
o DEOOOA383YD4 (Serie 115);

o DEOOOA383QA6 (Serie 2061);

o DEOOOA383YE?2 (Serie 2062);

o DEOOOA383KEL1 (Serie 377);

. DEO00A383J12 (Serie 1437);

o DEOOOA383P71 (Serie 578);

(die Betreffenden Wertpapiere).

Fur die Betreffenden Wertpapiere sind die in diesem Basisprospekt enthaltenen Angaben unter den
Abschnitten VI. (Anleihebedingungen) und VII. (Formular fir die Endgiltigen Bedingungen) nicht rele-
vant. Aus diesem Grund werden aus dem Basisprospekt vom 5. Juni 2024 als VVorganger-Basisprospekt
aus den Abschnitten VI. (Anleihebedingungen) und VII. (Formular fir die Endgultigen Bedingungen) in
diesen Basisprospekt einbezogen (siehe hierzu den Abschnitt XII.2. (Angaben fiir die Fortfihrung von
offentlichen Angeboten)). Diese Angaben finden fir die Betreffenden Wertpapiere anstelle der in die-
sem Basisprospekt genannten Angaben in den Abschnitten VI. (Anleihebedingungen) und VII. (Formu-
lar fur die Endgultigen Bedingungen) Anwendung.



II.RISIKOFAKTOREN

In diesem Abschnitt werden die Risikofaktoren dargestellt, die fir die Emittentin bzw. die Gruppe
und/oder die unter diesem Basisprospekt angebotenen Schuldverschreibungen wesentlich und spezi-
fisch und daher von wesentlicher Bedeutung im Hinblick auf eine fundierte Anlageentscheidung sind.
Die Beurteilung der Wesentlichkeit der Risikofaktoren erfolgte durch die Emittentin auf Grundlage der
Wahrscheinlichkeit ihres Eintretens und des zu erwartenden Umfangs ihrer negativen Auswirkungen.

Die folgenden Risikofaktoren sind je nach ihrer Art in Kategorien eingeteilt. Die Abschnitte , 1. Risiken
in Bezug auf die Emittentin und die Gruppe” und ,2. Risiken im Zusammenhang mit den Schuldver-
schreibungen“ sind Oberkategorien. Innerhalb der ersten Oberkategorie bilden die Abschnitte
»a) Risiken im Zusammenhang mit der Geschéftstatigkeit der Emittentin“ und ,b) Regulatorische, recht-
liche und steuerliche Risiken” jeweils eine Unterkategorie von Risikofaktoren. Innerhalb der zweiten
Oberkategorie bilden die Abschnitte ,a) Risiken im Zusammenhang mit der Art der Wertpapiere®,
,P) Risiken im Zusammenhang mit der Verzinsungsstruktur der Wertpapiere und ,c) Risiken im Zu-
sammenhang mit dem Halten und dem Handel der Wertpapiere" jeweils eine Unterkategorie von Risi-
kofaktoren. In jeder Unterkategorie werden die beiden wesentlichsten Risikofaktoren, basierend auf der
angenommenen Wahrscheinlichkeit ihres Eintretens und des zu erwartenden Umfangs ihrer negativen
Auswirkungen, zuerst genannt. Die Reihenfolge der danach folgenden Risikofaktoren derselben
Unterkategorie gibt keinen Hinweis auf die Einschatzung der Emittentin hinsichtlich der Wesentlichkeit
dieser Risikofaktoren; die Wesentlichkeit dieser Risikofaktoren ist der Beschreibung des einzelnen
Risikofaktors zu enthehmen.

1. Risiken in Bezug auf die Emittentin und die Gruppe

In diesem Abschnitt werden die Risiken in Bezug auf die Emittentin und die Gruppe dargestellt. Die
Beurteilung der Wesentlichkeit der Risikofaktoren wird von der Emittentin auf Grundlage der Wahr-
scheinlichkeit ihres Eintretens und des zu erwartenden Umfangs ihrer negativen Auswirkungen vorge-
nommen. Zur Beschreibung des Umfangs der negativen Auswirkungen trifft die Emittentin fir jedes
Risiko eine Einschatzung, ob das jeweilige Risiko eine wesentliche nachteilige Auswirkung auf den
Geschaftsbetrieb, das Ergebnis ihrer Geschéaftstatigkeit und/oder die Ertrags-, Vermdgens-, Finanz-
und Liquiditatslage der Emittentin haben und es im &uRersten Fall zur Insolvenz der Emittentin fiihren
kann. Falls sich eines dieser so bezeichneten Risiken verwirklicht, kann der Wert der von der Emittentin
begebenen Wertpapiere erheblich sinken oder sogar null betragen. Uberdies kann die Emittentin ge-
gebenenfalls nicht mehr in der Lage sein, ihre Verpflichtungen unter den von ihr begebenen Wertpa-
pieren zu erfillen. Mithin kénnen Anleger, die in die von der Emittentin unter diesem Basisprospekt
begebenen Schuldverschreibungen investiert haben, ihr investiertes Kapital ganz oder teilweise verlie-
ren (Risiko eines Totalverlusts).

a) Risiken im Zusammenhang mit der Geschéaftstatigkeit der Emittentin
Adressenausfallrisiken/Kreditrisiko

Die Emittentin und die Gruppe sind im Rahmen ihrer Geschéftstatigkeit Kredit- und Adressenausfallri-
siken ausgesetzt. Das Kreditgeschaft stellt neben dem Einlagengeschaft den wesentlichen Geschéfts-
zweig der Emittentin dar. Hierbei konkurriert sie mit lokalen Wettbewerbern aus der Region Frank-
furt/Rhein-Main und dem Bayerischen Untermain sowie mit nationalen und internationalen Wettbewer-
bern, die ebenfalls das Einlagen- und Kreditgeschaft anbieten. Hauptbestandteil und zentrales Element
des Adressenausfallrisikos der Emittentin ist das Kreditrisiko. Darunter versteht die Emittentin einen
moglichen Wertverlust aus Forderungen. Das Kreditrisiko bezeichnet sie als die Gefahr von Verlusten



aus dem Ausfall von Gegenparteien (Kredithehmer, Emittenten, Kontrahenten, Kunden, fur welche Ga-
rantien gestellt wurden) sowie das Risiko einer Anderung der Bonitatseinstufung (Ratingmigration) von
Gegenparteien. Die Gefahr eines Ausfalls von Gegenparteien besteht fur die Emittentin, wenn ein
Kunde Forderungen aus in Anspruch genommenen Krediten und aus tberfalligen Zahlungen nicht be-
gleichen kann oder wenn aus Eventualverbindlichkeiten und extern zugesagten Kreditlinien Verluste
entstehen. Die Bandbreite der dabei betrachteten Risiken reicht von Bonitatsverschlechterungen der
Geschaftspartner bis hin zum Ausfall und damit der Nichterflillung von vertraglichen Verpflichtungen.
Damit einher geht das Risiko von Wertschwankungen und Veradnderungen der erzielbaren Verwer-
tungserlose bei den bestehenden Sicherheiten.

Das Kreditgeschaft der Emittentin ist vor allem auf Finanzierungen von wohnwirtschaftlich genutzten
Immobilien mit grundpfandrechtlicher Absicherung und die Versorgung mittelstandischer Betriebe mit
Betriebsmittel- und Investitionskrediten ausgerichtet. Als regional agierendes Kreditinstitut in der Re-
gion Frankfurt/Rhein-Main und dem Bayerischen Untermain umfasst die Kundenstruktur im Bereich der
Kreditvergabe eine grof3e Bandbreite von Branchen und GréRenklassen. Daneben investiert die Emit-
tentin im Rahmen ihres Eigenanlagengeschéafts in Wertpapiere und Schuldscheindarlehen. Dabei ist
die Emittentin besonders dem Risiko ausgesetzt, dass Kredithehmer und andere Vertragspartner, bei-
spielsweise infolge von einzelwirtschaftlichen Entwicklungen, Entwicklungen in einer Branche, der Re-
gion (insbesondere dem Frankfurt/Rhein-Main, der Stadt Aschaffenburg und dem Bayerischen Un-
termain ) oder der gesamten nationalen und internationalen Wirtschaft — beispielsweise infolge gestor-
ter Lieferketten aufgrund geopolitischer Krisen — ihren Verpflichtungen gegeniiber der Gruppe oder der
Emittentin nicht nachkommen kdénnen und daraus Verluste entstehen. Verluste kdnnen in Héhe der
nicht erhaltenen Leistungen abziiglich verwerteter Sicherheiten und gegebenenfalls vermindert um eine
erzielte Wiedergewinnungsrate aus unbesicherten Teilen entstehen. Die Wahrscheinlichkeit fiir die Ver-
wirklichung von Adressenausfallrisiken hangt auch von der Entwicklung des gesamtwirtschaftlichen
oder unternehmensspezifischen Umfelds ab, in dem die Emittentin und die Gruppe tétig sind. Aufgrund
der raumlichen Konzentration ihrer Aktivitaten ist die Emittentin daher im besonderen MalRe von der
wirtschaftlichen Entwicklung der Metropolregion Frankfurt/Rhein-Main, der Stadt Aschaffenburg und
dem Bayerischen Untermain abhangig. Die vorstehend genannten Adressenausfallrisiken der Emitten-
tin und der Gruppe steigen zudem deutlich in Zeiten einer wirtschaftlichen Rezession, inshesondere
wenn eine solche Rezession verstarkt in der Metropolregion Frankfurt/Rhein-Main, der Stadt Aschaf-
fenburg und dem Bayerischen Untermain auftreten sollte.

Im Fall von kumulierten Ausfallen einer bestimmten Gruppe oder bei wirtschaftlichen Krisen in den
jeweiligen Branchen, die mit signifikanten Konzentrationen im Kreditportfolio gehauft vertreten sind,
kann es erforderlich werden, dass die Emittentin wesentliche Abschreibungen bzw. Wertberichtigungen
vornehmen muss. So hat die Emittentin zum Beispiel vermehrt Kredite an Kredithehmer aus der Immo-
bilienbranche vergeben und ist deswegen bei einer wirtschaftlichen Verschlechterung der Immobilien-
branche einem erhdhten Adressenausfallrisiko ausgesetzt. Darliber hinaus ist die Laufzeit von Kredit-
vertragen ein wesentlicher Faktor, da in der Regel die Wahrscheinlichkeit fir eine Bonitatsverschlech-
terung und damit fir einen Ausfall der Gegenpartei wahrend der Vertragslaufzeit im Zeitablauf ansteigt.
Tritt das Kreditrisiko ein, kénnte die Emittentin gezwungen sein, Abschreibungen und Wertberichtigun-
gen in einem Malf3 vorzunehmen, das signifikant Giber die Risikovorsorge der Emittentin hinausgeht.

Der Eintritt von Adressenausfallrisiken, zum Beispiel im Fall eines Ausfalls von bedeutenden Kredit-
nehmern oder sonstigen Vertragspartnern der Emittentin oder eines Unternehmens der Gruppe, kénnte
eine wesentliche nachteilige Auswirkung auf die Finanz- und Liquiditatslage der Emittentin und damit
das Ergebnis ihrer Geschéaftstatigkeit haben. Im &uRRersten Fall kann es infolgedessen zur Insolvenz
der Emittentin und fur Anleger zu einem Totalverlust ihrer Anlage in die Schuldverschreibungen kom-
men.



Risiken aus Zinsanderungen und Bewertungen

Im Rahmen ihrer Geschéaftsstrategie ist innerhalb der Gruppe insbesondere die Emittentin als Einlagen-
und Kreditinstitut dem allgemeinen Zinsanderungsrisiko ausgesetzt. Zinsanderungsrisiken kénnen sich
aus nachteiligen Kurs- und Preisentwicklungen an den Geld- und Kapitalmérkten in Deutschland, Eu-
ropa, den Vereinigten Staaten von Amerika (Vereinigte Staaten oder US) und weltweit, veranderten
Zinssatzen (zum Beispiel im Zusammenhang mit einer steigenden Inflationsrate) und/oder einer Ver-
anderung der Zinsstruktur auf Grund unbeeinflussbarer Faktoren (zum Beispiel Geldpolitik) sowie ho-
heren Risikoaufschlagen ergeben. Diese kénnen zu einem Riickgang des Zinstiberschusses als einer
der wichtigsten Ertragsquellen der Emittentin fihren, da dem erhdhten Zinsaufwand der Emittentin,
zum Beispiel fir Einlagen, moéglicherweise nicht in gleicher Weise erhdhte Zinsertrage gegeniberste-
hen, etwa weil es der Emittentin nicht gelingen kénnte, Zinsanpassungen an Kunden weiterzugeben,
insbesondere weil die Emittentin Kredite mit fester Verzinsung begeben hat. Die auf diese Weise er-
héhten Zinsausgaben der Emittentin kdnnten zu einer Verschlechterung der Ertragslage und Profitabi-
litat der Emittentin fiihren. Steigende Zinssétze kénnten zudem einen Rickgang der Nachfrage nach
Krediten und damit der Absatzmdglichkeiten von Krediten der Emittentin zur Folge haben. Zugleich
kénnen steigende Leitzinsen zu einem starkeren Wettbewerb um Kundeneinlagen bzw. zu einem ho-
heren Zinsaufwand fiihren. Dariliber hinaus kénnen steigende Zinsen dazu fihren, dass die Bewertung
von Wertpapieren im Eigenbestand der Emittentin sinkt, was zu Abschreibungsbedarf fihren kdnnte.

Sinkende Leitzinsen kdnnten sich u.a. durch vermehrte vorzeitige Riickzahlungen von Krediten auswir-
ken. Die mit einer vorzeitigen Ruckzahlung verbundenen Vorfalligkeitsentschadigungen kdnnten z.B.
nicht ausreichen, um den entstandenen Zinsschaden auszugleichen, insbesondere, wenn es der Emit-
tentin nicht gelingt, die vorzeitig zurtickgefihrten Mittel wieder zu gleichen Konditionen zinsbringend an
Kunden auszureichen, etwa weil Wettbewerber bessere Konditionen anbieten kénnen oder die allge-
meine Nachfrage nach Krediten zurlick gegangen ist.

Vom Zinsanderungs- und Bewertungsrisiko kdnnen auch die von der Emittentin gehaltenen Eigenanla-
gen von Wertpapieren betroffen sein. So kénnen etwa volatile Markte oder sich seitwarts bewegende
Kurse gesamtwirtschaftlich zur Folge haben, dass die Markttatigkeit zuriickgeht und die Marktliquiditat
sinkt. Eine solche Entwicklung kann fiir die Emittentin zu erheblichen Verlusten und/oder Einschran-
kungen der Zahlungsfahigkeit fihren, wenn es ihr und der Gruppe im Bedarfsfall, wie zum Beispiel zur
Sicherstellung der Zahlungsfahigkeit der Emittentin oder der Gruppe, nicht rechtzeitig gelingt, die sich
verschlechternden Positionen zu liquidieren. Zwar bestehen fir die Eigenanlagen umfassende risiko-
begrenzende interne Steuerungsvorgaben, Struktur- und Emittentenlimite und eine Limitierung im Rah-
men der Risikotragfahigkeitssystematik. Das Eintreten eines oder mehrerer der vorstehend beschrie-
benen Risiken kann jedoch trotz des Risikomanagementsystems der Emittentin nicht ausgeschlossen
werden. Sollte sich herausstellen, dass die von der Emittentin entwickelten Uberwachungsmechanis-
men zur Begrenzung der tatsachlich eintretenden Risiken nicht voll wirksam sind oder diese nicht oder
nicht hinreichend abdecken, kénnten zudem Verluste, insbesondere im Rahmen der Bewertung der
Eigenanlagen, entstehen, die héher als erwartet ausfallen. Dies kénnte zum Beispiel der Fall sein, wenn
die Emittentin im Rahmen der Sicherstellung der allgemeinen Zahlungsféahigkeit Wertpapiere vorzeitig
veraufRern muss und der Marktwert unter dem Buchwert liegt oder wenn durch iberraschende Boni-
tatsverschlechterungen von Emittenten Zahlungsausfalle oder Wertminderungen drohen oder eintre-
ten. Dies wiederum koénnte ferner zu einem Reputationsschaden fuhren.

Derzeit wirkt sich die Handels- und Finanzpolitik der neuen US-Regierung erhéhend auf das Zinsénde-
rungs- und Bewertungsrisiko aus. Insbesondere die Zollpolitik hat seit dem April 2025 zu Turbulenzen
an den weltweiten Wertpapierbdrsen gefuhrt.



Sollten sich Risiken aus Zinsadnderungen und Bewertungen in erheblichem Umfang verwirklichen,
koénnte die Emittentin erhebliche Verluste erleiden, die wesentliche nachteilige Auswirkungen auf den
Geschaftsbetrieb, das Ergebnis ihrer Geschéftstatigkeit und ihre Finanz- und Liquiditatslage haben
kénnten.

Fondsrisiken

Im Bereich ihrer Master- und Publikumsfonds unterliegen die Emittentin und die Gruppe Fondsrisiken.
Solche Risiken kénnen sich aus Wertveranderungen der Anlagen in Masterfonds und in Publikums-
fonds der Emittentin ergeben, die mit Value-at-Risk-Kennziffern berechnet werden. Fir die im Master-
fonds bestehenden Anlagesegmente bestehen umfassende Anlagerichtlinien, in denen Anlagemdglich-
keiten und risikobegrenzende Vorgaben festgelegt sind. Diese Beschrankungen stellen jedoch keine
Garantie fir eine positive Entwicklung der Fonds dar. Daher werden Anlagechancen und -risiken in
halbjahrlich durchgefihrten Anlageausschusssitzungen tberpruft. Die Gruppe hat Risiken aus Fonds-
investitionen im Rahmen der Risikotragfahigkeitssystematik zudem zwar limitiert, allerdings kénnten
diese Beschrankungen nicht angemessen sein oder die Risiken nicht ausreichend abfedern. Das Mas-
terfondsvolumen der Gruppe zum 31. Dezember 2024 umfasste einen Marktwert von ca. EUR 1,7 Mil-
liarden. Risiken kdnnen zum Beispiel eintreten, wenn negative Wertentwicklungen nicht oder nur teil-
weise wieder aufgeholt werden kdnnen oder die Anlagerichtlinien nicht (mehr) geeignet sind, um nega-
tiv wirkende Marktpreisentwicklungen rechtzeitig abzufangen. Dies wiederum kdnnte wesentliche nach-
teilige Auswirkungen auf die Ertrags- und Vermdgenslage der Emittentin haben. Sollte es sogar erfor-
derlich sein, dass das gesamte Masterfondsvolumen zur Sicherstellung der Zahlungsfahigkeit der Emit-
tentin liquidiert werden misste und in diesem Zuge Kursverluste realisiert werden, sodass weniger
Mittel zur Rickzahlung zur Verfiigung stehen, kdnnte sich dies auch wesentlich nachteilig auf die Ver-
mogens- und Liquiditatslage der Emittentin auswirken.

Immobilienrisiken

Die Gruppe halt die von ihr erworbenen oder errichteten Immobilien in erster Linie zu Anlage- und
Renditezwecken. Im Gebiet Frankfurt/Rhein-Main und dem Bayerischen Untermain werden die Immo-
bilien der Gruppe tUberwiegend wohnwirtschaftlich genutzt. Dartber hinaus vermietet die Gruppe ihre
gewerblichen Immobilien an méglichst bonitatsstarke Mieter aus dem Handel, der Gastronomie sowie
an Rechtsanwalts- und Beratungsgesellschaften. In Aschaffenburg werden Immobilien der Gruppe ver-
einzelt an Gruppenunternehmen zuriickvermietet. In diesem Zusammenhang unterliegt die Gruppe
Marktpreisrisiken bezogen auf den Immobilienbestand der Gruppe. Diese bestehen insbesondere in
Form von Wertanderungs- und Ertragsrisiken. Zur Ermittlung ihres Marktpreisrisikos aus dem Immobi-
lienbestand lasst die Emittentin regelmafig Verkehrswertgutachten durch zertifizierte Wertermittler fur
alle Immobilien im Eigenbestand erstellen, die primar zu Anlagezwecken gehalten werden. Dabei be-
steht das Risiko von Fehleinschatzungen des Wertes des Immobilienbestands. Zudem haben Wertent-
wicklungen aus der Vergangenheit keine Aussagekraft fur die zukinftige Entwicklung der im Bestand
gehaltenen Immobilien der Emittentin, sodass sich deren Wert trotz guinstiger Entwicklung in der Ver-
gangenheit kiinftig verschlechtern kénnte. Insbesondere angesichts der derzeit erhéhten Inflation sowie
dem Rickgang von Kaufpreisen fir Immobilien und der Bautéatigkeit kénnte sich eine negative Wert-
entwicklung fiir die Immobilien der Emittentin ergeben. Immobilienrisiken werden von der Emittentin
zwar vierteljahrlich mittels eigener Verfahren bewertet und im Rahmen des Asset-Managements ber-
wacht. Zur Steuerung des gesamten Immobilienrisikos wurde zudem ein Limit im Rahmen der Risiko-
tragfahigkeitssystematik festgelegt. Diese MaRnahmen kdnnten jedoch nicht ausreichen, um Immaobili-
enrisiken ausreichend zu begrenzen, insbesondere bei starken und plétzlichen Veranderungen am Im-
mobilienmarkt, auf die die Emittentin nicht oder nicht schnell genug reagieren kann, etwa weil sie die
Immobilien selbst nutzt oder keinen Kaufer fiir einen angemessenen Kaufpreis findet. Ertragsrisiken
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hinsichtlich der Immobilien der Gruppe bestehen durch den Ausfall erwarteter Mieten in Verbindung mit
einer unmoglichen oder nur zu schlechteren Konditionen méglichen Neuvermietung. Die Verwirklichung
eines oder mehrerer der vorstehend beschriebenen Risiken aus der Immobilientatigkeit der Gruppe
kénnte sich wesentlich nachteilig auf die Vermdgens- und Finanzlage der Emittentin und der Gruppe
auswirken.

Risiken aus Pensionsverpflichtungen

Die Gruppe hat ihre Pensionszusageverpflichtungen an Rentner weitgehend an mehrere Pensions-
fonds ausgelagert, wahrend fiir Zusageverpflichtungen fiir Anwartschaften Pensionsriickstellungen ge-
bildet werden. Die Zusageverpflichtungen an Rentner machen ca. 2/3 des gesamten Verpflichtungs-
umfangs aus. Der Fonds wurde zur Erfullung der kiinftigen Pensionsverpflichtungen mit Deckungska-
pital ausgestattet, das am Kapitalmarkt angelegt wurde. Insoweit kdnnen sich Nachschussrisiken erge-
ben, wenn sich herausstellt, dass das Deckungskapital nicht ausreicht, um die Pensionsverpflichtungen
zu erflllen. Die Bewertung von Pensionsverpflichtungen beruht zu einem erheblichen Teil auf Einschét-
zungen und Annahmen zukunftiger Entwicklungen. Hierfir ist es erforderlich, komplexe Einschatzun-
gen und Annahmen in Bezug auf biometrische Daten sowie Renten-, Gehalts- und Fluktuationstrends
zu treffen. Zudem kdnnen unerwartete Veranderungen des Bewertungszinses zu zusétzlichen Rick-
stellungen fihren. Sollten sich diese Einschatzungen und Annahmen nachtraglich als nicht zutreffend
erweisen, kann es zu einer rechnerischen Deckungsliicke zwischen den Pensionsverpflichtungen und
dem Deckungsvermdgen des Pensionsfonds kommen, das zur Bedienung der Pensionszusagever-
pflichtungen dient. In diesem Fall waren entsprechende Ausgleichszahlungen durch die Emittentin zu
leisten. Dieses Risiko besteht auch, wenn im Pensionsfonds aufgrund ungunstiger Entwicklungen der
Finanzmarkte dauerhaft nicht die urspringlich prognostizierte Wertentwicklung des Deckungsvermo-
gens erreicht wird. Zum Jahresende 2024 bestand kein ausgleichspflichtiger Fehlbetrag, weshalb keine
Nachschusspflicht entstand. Die Auswirkungen unerwarteter Zins- oder Marktverdénderungen werden
vierteljahrlich simuliert und die Entwicklung der zugrundeliegenden Bewertungsfaktoren tberwacht.
Dennoch verbleiben Restrisiken im Zusammenhang mit den Pensionszusageverpflichtungen, die zu
einem unerwarteten Bedarf eines Nachschusses oder zur Riuckstellungszufihrung durch die Emittentin
fuhren koénnten. Dies kdnnte sich wesentlich nachteilig auf die Liquiditatslage der Emittentin auswirken.

Aktienrisiken

Die Emittentin ist Marktpreisrisiken im Zusammenhang mit Aktien ausgesetzt. Aktienrisiken setzen sich
aus den Risikoklassen ,Aktienkursrisiko" und ,,Aktienoptionsrisiko” zusammen und beschreiben die Ge-
fahr, dass durch Kursveranderungen und/oder Veranderungen der Dividendenzahlungen die jeweiligen
Bestande bzw. offenen Positionen an Aktien und Aktienfonds an Wert verlieren und dadurch ein Verlust
gegeniiber dem erwarteten Wert bzw. Planwert der Positionen entsteht oder dass eine Wertverande-
rung von expliziten oder eingebetteten Aktienoptionen aufgrund von Anderungen des Basiswertes ein-
tritt. Die Emittentin ist diesem Risiko insbesondere tber Investmentfondsbeteiligungen im Direktbe-
stand sowie Uber im Masterfonds vorhandene Zielfonds aus den Anlageklassen ,Aktien* und ,Wandel-
anleihen” ausgesetzt (siehe bereits den Risikofaktor ,,Fondsrisiken*). Im Handelsbestand der Emittentin
besteht zudem grundsatzlich die Mdglichkeit, Aktien in geringem Umfang zu erwerben. Aktienrisiken
werden im Rahmen von Anlagerichtlinien fir den Masterfonds, Volumens- und Risikolimite sowie Uber
eine Begrenzung im Rahmen der Risikotragfahigkeitssystematik begrenzt. Diese MaflRnahmen kénnten
jedoch nicht gentigen, um Aktienrisiken ausreichend zu begrenzen, insbesondere bei starken und plotz-
lichen Veranderungen im Aktienmarkt, auf die die Emittentin nicht oder nicht schnell genug reagieren
kann. Wenn sich einzelne oder mehrere der vorstehend beschriebenen Aktienrisiken realisieren, kbnnte
die Emittentin erhebliche Verluste erleiden, die wesentliche nachteilige Auswirkungen auf den
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Geschaftsbetrieb, das Ergebnis ihrer Geschéftstatigkeit und ihre Finanz- und Liquiditatslage haben
kobnnten.

Wahrungsrisiken

Wahrungsrisiken (FX-Risiko) setzen sich aus den Risikoklassen FX-Kursrisiko und FX-Optionsrisiko
zusammen. Das FX-Kursrisiko ist das Risiko, das aus der Unsicherheit zuklnftiger FX-
Kursverénderungen entsteht. Das FX-Kursrisiko entsteht bei offenen Positionen, das heilit die Anlage-
und Refinanzierungsseite sind nicht durch FX-Kursanderungen zwischen verschiedenen Wahrungen
ausgeglichen. Das FX-Optionsrisiko beschreibt das Risiko einer nachteiligen Wertveranderung von FX-
Optionen aufgrund von Anderungen des Basiswertes (FX-Kurs) oder dessen Volatilitat. MaRgeblich fiir
die Risikomessung sind die offenen Wahrungspositionen. Die Emittentin ist diesem Risiko insbeson-
dere Uber ihre Direktbestande und indirekt gehaltenen Wahrungsbestande, welche in Investmentfonds
im Direktbestand sowie im Masterfonds aus Direktanlagen und Zielfonds enthalten sind, ausgesetzt.
Der Umfang der (offenen) Risikoexposition in Bezug auf Wahrungsrisiken aus den Direktanlagen im
Masterfonds werden (ber die Anlagerichtlinien gesteuert. Des Weiteren werden Wahrungsrisiken im
Rahmen der Risikotragfahigkeitssystematik limitiert. Diese MaRnahmen kdnnten jedoch unzureichend
sein, um Wahrungsrisiken ausreichend zu begrenzen, insbesondere bei starken und plétzlichen Ver-
anderungen der Wahrungskurse und auf dem Devisenmarkt, auf die die Emittentin nicht oder nicht
schnell genug reagieren kann. Sollten sich einzelne oder mehrere der dargestellten Wahrungsrisiken
in erheblichem Umfang verwirklichen, kénnte die Emittentin erhebliche Verluste erleiden, die wesentli-
che nachteilige Auswirkungen auf den Geschéftsbetrieb, das Ergebnis ihrer Geschéaftstatigkeit und ihre
Finanz- und Liquiditatslage haben kdnnten.

Liquiditats- und Refinanzierungskostenrisiken

Die Emittentin und die Gruppe sind Liquiditatsrisiken ausgesetzt. Liquiditatsrisiken kénnen grundsatz-
lich in der Form des Zahlungsunféhigkeitsrisikos, des Refinanzierungskostenrisikos und des Marktliqui-
ditatsrisikos auftreten. Zahlungsunfahigkeitsrisiken treten ein, wenn Zahlungsverpflichtungen nicht frist-
gerecht oder nicht in ausreichender Hohe erfillt werden kénnen. Refinanzierungskostenrisiken entste-
hen, wenn die Liquiditat nicht zu den erwarteten Konditionen beschafft werden kann oder die Refinan-
zierungsmittel nicht im erforderlichen Umfang zur Verfligung stehen. Marktliquiditatsrisiken treten ein,
wenn Anlagen nicht zum gewtinschten Zeitpunkt oder in der geplanten Héhe liquidiert werden kénnen.

Liquiditatsrisiken kbnnen u.a. dadurch eintreten, dass Kreditzusagen in unerwartet hohem Maf3e in An-
spruch genommen werden oder starke Mittelabfliisse bei Sicht-, Termin- und Spareinlagen zu verzeich-
nen sind. Aufgrund dieser Ereignisse kdnnte die Gefahr entstehen, dass die Emittentin und die Gruppe
ihren derzeitigen oder kiinftigen Zahlungsverpflichtungen nicht in voller Hohe oder nicht rechtzeitig
nachkommen kénnten. Sollte eine solche Liquiditatskrise eintreten, ware eine Refinanzierung von Ver-
bindlichkeiten der Emittentin und der Gruppe nur zu deutlich héheren Marktzinsen méglich. Zudem
kénnten Aktiva, wie zum Beispiel die von der Emittentin am Kapitalmarkt angelegten Anleihen oder der
Masterfonds, nur zu einem Abschlag von den Marktpreisen liquidiert werden.

Die Emittentin betreibt ein Liquiditatsmanagement und diversifiziert ihnr Geschaftsmodell, um eine Kon-
zentration auf Finanzierungsmittel mit sehr kurzfristigen Falligkeiten zu vermeiden und genigend li-
quide Aktiva vorzuhalten, um unerwartete Liquiditatsabrufe bedienen zu kénnen. Zudem fuhrt die Emit-
tentin Stresstests durch, um ihre Zahlungsfahigkeit auch im Falle starker unerwarteter Engpéasse si-
cherstellen zu kdnnen. Trotz dieses Liquiditatsrisikomanagements ist das Eintreten der vorstehend be-
schriebenen Liquiditatsrisiken nicht ausgeschlossen und kénnte sich aus Griinden ergeben, welche die
Emittentin im Rahmen ihres Liquiditditsmanagements nicht, nicht ausreichend oder fehlerhaft
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berlicksichtigt hat, etwa weil sie bei der Durchfiihrung ihrer Liquiditatsplanung von falschen oder unzu-
reichenden Pramissen ausgegangen ist oder sich gesamtwirtschaftliche Veranderungen oder politische
Ereignisse unerwartet, stéarker oder anders auswirken als von der Emittentin erwartet. So kam es bei-
spielsweise im Kontext des Ukraine-Kriegs und der sich abschwéachenden Wirtschaftslage zu erhdhten
Liquiditatsabfliissen. Sollten sich eines oder mehrere der vorgenannten Liquiditatsrisiken verwirklichen,
kann die Emittentin erhebliche Verluste erleiden, welche wesentliche nachteilige Auswirkungen auf den
Geschaftsbetrieb und ihre Ertrags-, Finanz- und Liquiditatslage haben kdnnen. Im auf3ersten Fall kann
es infolgedessen zur Insolvenz der Emittentin und fur Anleger zu einem Totalverlust ihrer Anlage in die
Schuldverschreibungen kommen.

Operationelle Risiken

Die Emittentin und die Gruppe sind operationellen Risiken ausgesetzt. Operationelles Risiko bezeichnet
die Gefahr von Verlusten, die infolge unvorhergesehener Ereignisse wie Naturkatastrophen, Terroran-
schlage oder sonstigen externe Ereignisse vergleichbaren Ausmalles (einschlie3lich geopolitischer
Konflikte oder Pandemien) sowie der Unangemessenheit oder des Versagens von internen Verfahren,
Mitarbeitern oder der internen Infrastruktur eintreten. Zu operationellen Risiken z&hlen auch rechtliche
Risiken aus vertraglichen Vereinbarungen oder rechtlichen Rahmenbedingungen sowie Informations-
und Kommunikationstechnik-Risiken (IKT-Risiken) (siehe hierzu den nachfolgenden Risikofaktor ,IKT-
und Auslagerungsrisiken”). Beispielsweise konnten Naturkatastrophen und Terroranschléage direkt die
Gruppe und ihre Infrastruktur betreffen, wodurch die Gruppe gehindert sein kénnte, ihren Geschéftsbe-
trieb teilweise oder vollstandig aufrechtzuerhalten. Weiterhin kénnten etwa die im Eigentum der Gruppe
stehenden Immobilien beschadigt oder zerstért werden. Denkbar ist auch, dass Kunden der Bank von
derartigen oder vergleichbaren Ereignissen betroffen sind und dadurch auch Adressenausfallrisiken
erhéht werden. Versagen interne Verfahren oder Mitarbeiter, etwa wenn Geldwéascheaktivitdten oder
betrigerische Aktivitadten nicht erkannt werden, oder aber auch Fehlverhalten von Mitarbeitern, wie
etwa von Kundenvorgaben oder deren Risikoprofil abweichende Anlagen von Kundengeldern, nicht
ausreichend verhitet werden, kann dies zu Schaden, insbesondere durch Schadensersatzforderungen
gegen die Emittentin oder die Gruppe, fihren. Sofern sich operationelle Risiken verwirklichen, kann
dies eine Unterbrechung des Geschéaftsbetriebes der Emittentin zur Folge haben und fiir die Gruppe
mit erheblichen Kosten und Verlusten verbunden sein, soweit die entsprechenden Risiken nicht durch
einen adaquaten Versicherungsschutz gedeckt sind. Auch eine Auswirkung auf die Versicherbarkeit
solcher Ereignisse, wie zum Beispiel fir Cyberrisiken, kann die Folge sein.

Operationelle Risiken resultieren fir die Gruppe zudem aus der Mdglichkeit, dass die implementierten
Compliance- und Risikomanagementsysteme und Kontrollen nicht ausreichen, um VerstéRe gegen
Rechtsvorschriften vollumfanglich zu verhindern bzw. aufzudecken und alle relevanten Risiken fiir die
Gruppe zu identifizieren und zu bewerten sowie angemessene GegenmalRnahmen zu ergreifen. Die
Gruppe verfugt zwar tber den bankaufsichtlichen Anforderungen entsprechende, umfassende Compli-
ance- und Risikomanagementsysteme, wie zum Beispiel regelmaRige Szenariobetrachtungen, Scha-
denfallanalysen Compliance-Richtlinien und ein IKT-Risikomanagement, sodass bei systematischen
VerstoRen geeignete Gegenmafinahmen ergriffen werden kénnen. Dennoch kdénnen Verstdl3e gegen
gesetzliche Bestimmungen zu rechtlichen Konsequenzen fiir die Gruppe bzw. deren Organmitglieder
oder Mitarbeiter fihren. Zudem kénnte der bestehende Versicherungsschutz fiir eintretende Schaden
nicht hinreichend sein, etwa wenn nicht durch die Versicherungsbedingungen gedeckte Ereignisse ein-
treten. Dabei kann es sich zum Beispiel um GeldbuRen und Strafen, Steuernachzahlungen oder Scha-
denersatzanspriche Dritter handeln. Zudem kénnte die Reputation der Gruppe insgesamt hierunter
leiden. Diese Effekte kénnten die Attraktivitdt der Emittentin und der Gruppe als Geschéftspartner be-
eintrachtigen und zu Ertragseinbuf3en oder Wertverlusten fuhren.
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Die Emittentin kalkuliert das operationelle Risiko im Rahmen der Risikotragféahigkeit auf Basis der vor-
stehend genannten Risikoszenarien. Dabei kann jedoch nicht ausgeschlossen werden, dass — sollten
sich einzelne oder mehrere der dargestellten operationellen Risiken verwirklichen — die Emittentin Ver-
luste erleiden koénnte Dies kdnnte wesentliche nachteilige Auswirkungen auf den Geschaftsbetrieb der
Emittentin, ihre Ertrags-, Vermdgens- sowie Finanz- und Liquiditatslage haben. Dies wiederum kénnte
dazu fuhren, dass die Emittentin erforderliche Investitionen nicht tatigen kann oder ihr Geschéftsmodell
andern muss und daher bestimmte Leistungen nicht oder nur noch begrenzt anbieten kann.

IKT- und Auslagerungsrisiken

Die Geschéaftstatigkeit der Emittentin als Kreditinstitut hdngt in hohem Mal3e von funktionierenden Kom-
munikations- und Datenverarbeitungssystemen (sog. IKT-Systeme), einschlie3lich der auf Dienstleister
ausgelagerten Systeme, ab. Beispielsweise kdnnte die Emittentin schon bei einem kurzen Ausfall der
Datenverarbeitungssysteme offene Positionen nicht wie geplant schlieBen und Kundenauftrage mog-
licherweise nicht ausfuihren. Ein Ausfall der DZ BANK AG in ihrer Rolle als Zentralbank fir die Volks-
banken und wichtige Auslagerungspartnerin der Emittentin hatte erhebliche nachteilige Auswirkungen
auf die Funktionsfahigkeit der Emittentin und der Gruppe. Der Ausfall des von der Emittentin an die
Atruvia AG ausgelagerten Rechenzentrums kdnnte zudem zu gréReren Betriebsunterbrechungen und
massiven Stérungen des Onlinebankings oder des Zahlungsverkehrs fiihren. Die dadurch entstehen-
den Schéaden und Kosten, unter anderem auch fir die Wiederbeschaffung der notwendigen Daten,
kénnten trotz vorhandener Datensicherung, im Notfall einspringender IT-Systeme (sog. Backup-Sys-
teme) und sonstiger Notfallplane betrachtlichen finanziellen Aufwand und Kundenverluste verursachen.
Zudem fuhrt die Abhéngigkeit von Auslagerungspartnern zu einer hoheren Preisdurchsetzungsmacht
der Auslagerungspartner, was zu einer Kostensteigerung fiihren kénnte. Die Realisierung der vorste-
hend genannten Risiken kdnnte wesentliche nachteilige Auswirkungen auf die Finanz- und Liquiditats-
lage und das Betriebsergebnis der Emittentin und der Gruppe haben.

Wettbewerbsrisiken

Die Gruppe ist einem intensiven Wettbewerb mit anderen Banken und Finanzdienstleistern in der Re-
gion Frankfurt/Rhein-Main, der Stadt Aschaffenburg und dem Bayerischen Untermain ausgesetzt. Es
besteht das Risiko, dass sich die Wetthewerbssituation der Gruppe nachteilig verandert.

Insbesondere konkurriert die Gruppe mit Onlinebanken wie beispielsweise die ING-DiBa oder DKB, die
auf ein Filialnetz verzichten und dadurch Kostenvorteile haben. Dem hieraus entstehenden Wettbewerb
koénnte die Gruppe mdglicherweise nicht ausreichend durch eigene MaRnahmen und Angebote entge-
gentreten. Gleichzeitig konkurriert die Gruppe mit anderen nationalen und lokalen Wettbewerbern, zum
Beispiel Sparkassen, im Bereich des Filialnetzes in landlicheren Gegenden. Eine inadaquate Preis- und
Produktpolitik der Gruppe kénnte zudem dazu fuhren, dass Kunden verstarkt das Produktangebot von
Wettbewerbern annehmen. Insbesondere im Bereich des Kreditneugeschéafts und des Provisionsge-
schafts, zum Beispiel im Rahmen der Wertpapierberatung, kdnnte sich dies wesentlich negativ auf das
erwartete Neugeschaft der Gruppe mit Kunden auswirken. Zudem kdnnten veranderte Kundenpréafe-
renzen, die von anderen Wettbewerbern besser oder schneller bedient werden, die Wettbewerbssitua-
tion der Gruppe verschlechtern. Angesichts der derzeit erhdhten Inflationsraten und des gestiegenen
Zinsumfeldes konnten sich solche Effekte noch verstarken.

Dariiber hinaus kénnten Kunden der Gruppe verstarkt Geschéfte in ausgewahlten Finanzinstrumenten,
zum Beispiel Aktien oder Exchange Traded Funds (ETFs), Uber elektronische Handelsplattformen von
Drittanbietern abschliel3en. Dies wirde bei bestimmten Produkten voraussichtlich zu EinbuRen bei Ein-
nahmen aus der Ausfiihrung von Wertpapierauftragen fihren. Zudem kame es zu einer Verscharfung
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des Wetthewerbs, da die Gruppe mit den verbleibenden Wettbewerbern im Bereich des Wertpapier-
handels um eine verringerte Kundengruppe konkurrieren wirde.

Wenn einer oder mehrerer dieser Umstande eintritt und sich die Wettbewerbssituation der Emittentin
und der Gruppe dadurch erheblich verschlechtert, kdnnte dies wesentliche nachteilige Auswirkungen
auf die Geschéftstatigkeit und Finanz- und Ertragslage der Emittentin haben.

Beteiligungsrisiken

Die Emittentin ist Beteiligungsrisiken ausgesetzt, die daraus resultieren kénnen, dass die Emittentin zur
Erreichung ihrer Unternehmensziele und aus strategischen Grinden in ihrem Anlagebuch Beteiligun-
gen an anderen Unternehmen hélt. Zu ihren wesentlichen Beteiligungen gehdren Unternehmen fur die
Vermittlung von Finanzprodukten, die Vermittlung von Immobilien, der Erwerb und die Vermietung von
Wohn- und Gewerbeimmobilien und technischen Einrichtungen sowie zur Kreditvermittlung. Die
Gruppe umfasste zum 31. Dezember 2024 neben der Emittentin 15 Tochterunternehmen. Zu den we-
sentlichsten Beteiligungen gehért die Beteiligung an der DZ BANK, die fiir die Volksbanken eine Zent-
ralbankfunktion Gbernimmt und zugleich Auslagerungspartner der Gruppe ist.

Unter Beteiligungsrisiken versteht die Emittentin das Risiko, dass die von ihr eingegangenen Beteili-
gungen zu potenziellen Verlusten fihren kénnen. Entsprechende Verluste kénnen etwa durch Dividen-
denausfall, Abschreibungen, Veraul3erungsverluste, Verminderung der stillen Reserven oder des be-
reitgestellten Eigenkapitals sowie aus Ergebnisabfiihrungsvertrédgen (Verlustibernahmen) oder aus
Haftungsrisiken — beispielsweise in Form von Patronatserklarungen — entstehen.

Die Emittentin Gberwacht und prift die Bonitatsentwicklung ihrer Beteiligungen in einem vierteljahrli-
chen Turnus. Die daraus resultierenden Beteiligungsrisiken werden im Rahmen der Risikotragfahig-
keitssystematik der Emittentin berechnet. Diese Form der Uberwachung kénnte jedoch nicht ausrei-
chen, um die Beteiligungsrisiken angemessen und rechtzeitig festzustellen, um hierauf rechtzeitig zu
reagieren. Insbesondere kdnnten Tochterunternehmen in der Zwischenzeit Verluste erleiden, die zu
Nachschussverpflichtungen der Emittentin fihren kdnnten.

Sollte die DZ BANK in eine wirtschaftliche Schieflage geraten oder sogar insolvent werden, wiirde dies
wesentliche nachteilige Auswirkungen auf die Gruppe entfalten, da die DZ BANK aufgrund ihrer GroR3e,
der Bedeutung fiir das System der Genossenschaftsbanken wie der Emittentin und der Abhéngigkeit
der Genossenschaftsbanken von der DZ BANK, insbesondere aufgrund deren Zentralbankfunktion und
der Auslagerungen auf die DZ BANK, fur die Gruppe von zentraler Bedeutung ist. Zudem stellen die
jahrlichen Dividendenzahlungen aus der Beteiligung der Emittentin an der DZ BANK eine wichtige Er-
tragsquelle dar, deren Ausfall sich wesentlich nachteilig auf die Ertragslage der Gruppe auswirken
wurde.

Sollten sich Beteiligungsrisiken wie die vorstehend beschriebenen realisieren, kénnte die Emittentin
erhebliche Verluste erleiden, welche eine wesentliche nachteilige Auswirkung auf ihren Geschéftsbe-
trieb, das Ergebnis ihrer Geschéftstatigkeit und ihre finanzielle Lage haben kénnen. Dies kann dariiber
hinaus dazu filhren, dass die Emittentin erforderliche Investitionen zur Weiterentwicklung ihres Ge-
schaftsmodells nicht tatigen kann. Dies kdnnte sich wiederum wesentlich nachteilig auf die Finanz- und
Ertragslage der Emittentin auswirken.

Personalrisiken

Die Emittentin ist Personalrisiken ausgesetzt, die sich durch den demografischen Wandel erheblich
verscharfen kénnten. So liegt der Altersdurchschnitt bei Mitarbeitern der Emittentin bei rund 48 Jahren.
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Dies hat zur Folge, dass die Emittentin in absehbarer Zeit eine hohe Anzahl von Stellen neu besetzen
muss. Angesichts des derzeit verstarkten Fachkraftemangels kdnnte es sein, dass die Emittentin diese
Stellen nicht addquat neu besetzen kann oder jedenfalls h6here Personalkosten tragen muss. Dies
koénnte die Moglichkeiten der Gruppe reduzieren, ihre geplanten Vertriebs- und Ertragsziele zu errei-
chen, was wesentliche nachteilige Auswirkungen auf die Geschaftstatigkeit und Ertragslage der Emit-
tentin haben kénnte.

b) Regulatorische, rechtliche und steuerliche Risiken
Risiken im Zusammenhang mit Eigenmittel- und Liquiditadtsanforderungen

Zur Deckung potenzieller Verluste aus dem Eintritt von Risiken ist die Emittentin als Kreditinstitut dazu
verpflichtet, bankaufsichtsrechtliche Anforderungen an ihre Eigenmittel- und Liquiditatsausstattung zu
erfullen. Diese Anforderungen wurden in den letzten Jahren zunehmend verschéarft. Die Emittentin ist
in diesem Zusammenhang daher Risiken aufgrund von Anderungen der regulatorischen Eigenmittel-
und Liquiditatsanforderungen ausgesetzt.

Mit der Richtlinie 2013/36/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 tber
den Zugang zur Téatigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten und Wertpa-
pierfirmen (CRD), der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 26. Juni 2013 Uber Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen (CRR) sowie
der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 vom 15. Juli 2014 zur Festlegung einheitlicher Vorschriften und
eines einheitlichen Verfahrens fir die Abwicklung von Kreditinstituten und bestimmten Wertpapierfir-
men im Rahmen eines einheitlichen Abwicklungsmechanismus und eines einheitlichen Abwicklungs-
fonds (SRM-Verordnung) sowie den diversen Aktualisierungen dieser Regelwerke, bspw. kirzlich
durch das am 19. Juni 2024 verabschiedete sog. EU-Bankenpaket mit Anderungen der CRD und der
CRR, wurde eine europaweite Harmonisierung bankaufsichtsrechtlicher Regelungen vorgenommen,
zu denen u.a. auch eine Verscharfung der Eigenmittelanforderungen gehort, die auf die Emittentin An-
wendung findet. Ferner wurden weitere aufsichtsrechtliche Voraussetzungen eingefiihrt, wie zum Bei-
spiel die Liquiditatsdeckungsquote (Liquidity Coverage Ratio), die strukturelle Liquiditatsquote (Net
Stable Funding Ratio), individuelle Mindestanforderungen an Eigenmittel und beriicksichtigungsfa-
hige Verbindlichkeiten, die im Falle einer Glaubigerbeteiligung (Bail-in) herangezogen werden (Mini-
mum Requirement of Eligible Capital), und eine sog. Verschuldungsquote (Leverage Ratio), die fur
Kreditinstitute wie die Emittentin, zu deren Hauptgeschéftstatigkeit u.a. die Vergabe von Darlehen ge-
hort, von groRer Bedeutung sind. Diese Vorgaben erfillte die Emittentin zum 31. Dezember 2024 wie
folgt:

Regulatorische Mindestanfor- Erfullung durch die Emittentin
derung zum 31. Dezember 2024 zum 31. Dezember 20240
Gesamtkapitalquote 13,50% 20,14%
Kernkapitalquote 11,00% 18,68%
Liquidity Coverage Ratio 100% 148%
Net Stable Funding Ratio 100% 121%
Leverage Ratio 3% 11,64%

® Ungepriift, dem internen Rechnungswesen der Emittentin entnommen.
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Ferner enthalten die vorgenannten regulatorischen Anforderungen zahlreiche zwingende Berech-
nungs-, Mitteilungs- und Veréffentlichungspflichten in Bezug auf Eigenmittel und Liquiditat und sehen
bestimmte MaRnahmen zur Erkennung, Uberwachung und Kontrolle der Risiken iiberméaRiger Ver-
schuldung vor. Diese Vorgaben fuhren fiir die Emittentin zudem zu einer nicht unerheblichen Kosten-
belastung in Form von spezialisiertem Personal und Rechtsberatungskosten. Da die Bestimmungen
der vorgenannten Regelwerke im Wege von DurchfihrungsmafRnahmen weiter prazisiert werden und
die zustandigen Aufsichtsbehérden ihre Auffassung zur Auslegung der entsprechenden Regelungen
fortlaufend entwickeln, unterliegen die Auswirkungen dieser regulatorischen Anforderungen weiteren
Uberpriifungen, Umsetzungen und Uberarbeitungen und kénnten fiir die Emittentin kiinftig zu weiteren
Kostenbelastungen fiihren. Dariiber hinausgehende institutsindividuelle Eigenmittelanforderungen
oder Liquiditatsanforderungen kénnen sich im Ubrigen aus Untersuchungshandlungen und Anordnun-
gen der zustéandigen Aufsichtsbehérden ergeben.

Ein Anstieg der Eigenmittelanforderungen koénnte sich zudem durch die seit 1. Januar 2025 umzuset-
zenden Anderungen der CRR durch das EU-Bankenpaket ergeben, zu denen die Uberarbeitung des
Kreditrisikostandardansatzes zahlt, den die Emittentin zur Berechnung der Eigenmittelunterlegung ihrer
Kreditrisikopositionen anwendet.

Zusatzlich kénnen sich fir die Emittentin hohere Eigenmittel- oder Liquiditatsanforderungen aus auf-
sichtsbehdrdlichen Anordnungen ergeben, welche die zustandigen Aufsichtsbehorden auf Basis der
von ihnen durchgefiihrten Untersuchungen und Feststellungen im Rahmen der ihnen gesetzlich einge-
raumten Befugnisse und Beurteilungs- und Ermessenspielrdume verhangen kénnen. Beispielsweise
konnte die Aufsichtsbehorde der Emittentin im Rahmen des aufsichtlichen Uberpriifungs- und Bewer-
tungsprozesses (supervisory review and evaluation process) zusatzliche Kapitalfestsetzungen auferle-
gen, die Uber den derzeitig fir die Emittentin festgesetzten Aufschlag hinausgehen. Solche Anordnun-
gen erhéhter Eigenmittel- oder Liquiditatsanforderungen kénnen auch das Resultat von etwaigen von
der Aufsicht zukinftig durchgefiihrten Stresstests sein, in denen die Entwicklung der Eigenmittel der
Emittentin unter der Annahme nachteiliger Umfeldbedingungen untersucht wird.

Im Hinblick auf die Fahigkeit zur Einhaltung der Eigenmittelanforderungen wirkt sich ein etwaiges Ein-
treten von Risiken aus den Geschéftsaktivitaten der Emittentin (insbesondere von Kreditrisiken, Betei-
ligungsrisiken, Marktpreisrisiken, operationellen Risiken oder bestimmten Fallen des Liquiditatsrisikos)
nachteilig aus. Belastend auf die Eigenmittelausstattung der Emittentin wirkt sich zudem aus, wenn
Instrumente oder Verbindlichkeiten, die zu den Eigenmitteln z&ahlen, nachtréaglich, zum Beispiel auf-
grund neuer aufsichtsrechtlicher Vorschriften oder einer gednderten Verwaltungspraxis, die Anerken-
nung versagt wird.

Es besteht das Risiko, dass die Emittentin die zur Fortfihrung ihrer Geschaftsaktivitaten im jeweils
bestehenden Umfang oder fiir eine etwaig angestrebte Ausweitung ihrer Geschéftsaktivitaten erforder-
lich werdenden Eigenmittel oder Liquiditatsanforderungen nicht, nicht rechtzeitig oder nur zu erhéhten
Kosten beschaffen bzw. erfullen kann. Dies kann dazu fiihren, dass eine angestrebte Geschaftsaus-
weitung nicht realisiert werden kann oder die Emittentin sogar freiwillig oder aufgrund einer Anordnung
einer zustandigen Behorde ihre bestehenden Geschéftsaktivititen wie zum Beispiel das Kredit- oder
Einlagengeschéft einschranken, modifizieren, abbauen, restrukturieren oder MaRnahmen nach einem
Sanierungsplan umsetzen muss.

Risiken im Zusammenhang mit Regelungen zur Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten
Zur Schaffung eines EU-weiten Rahmenwerks fiir die Sanierung und Abwicklung von betroffenen Kre-

ditinstituten hat der europédische Gesetzgeber die Richtlinie 2014/59/EU vom 15. Mai 2014 zur
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Festlegung eines Rahmens fiur die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapierfir-
men (Bank Recovery and Resolution Directive, BRRD) sowie die SRM-Verordnung erlassen, die auch
auf die Emittentin Anwendung finden. Die BRRD verpflichtet alle EU-Mitgliedstaaten zum Erlass natio-
naler Gesetze, die unter anderem Institute und nationale Abwicklungsbehérden dazu verpflichten, Sa-
nierungs- und Abwicklungsplane zu erstellen. Mit der SRM-Verordnung wurde der sog. einheitliche
Abwicklungsmechanismus (Single Resolution Mechanism, SRM) geschaffen, welcher in den an ihm
teilnehmenden Mitgliedstaaten der Europaischen Union (einschlielich Deutschland) Anwendung fin-
det. In Deutschland ist die BRRD mit dem zwischenzeitlich weiter gescharften Gesetz zur Sanierung
und Abwicklung von Instituten und Finanzgruppen (Sanierungs- und Abwicklungsgesetz, SAG) umge-
setzt worden. Im Sanierungsfall unterliegt die Emittentin durch ihre Zugehdrigkeit zu der als gesetzli-
ches Einlagensicherungssystem anerkannten BVR Institutssicherung GmbH und der freiwilligen Siche-
rungseinrichtung des Bundesverbands der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken e.V. (BVR)
zudem den Regelungen der jeweiligen Institutssicherungssysteme.

Nach der SRM-Verordnung und dem SAG kann die Verletzung oder in naher Zukunft drohende Verlet-
zung anwendbarer Eigenmittelanforderungen die Einleitung eines Sanierungs-, Reorganisations- und
Abwicklungsverfahren nach sich ziehen. Im Rahmen eines Abwicklungsverfahrens kann es (jedoch
ohne Begrenzung hierauf) zu einer Anwendung des Instruments der Glaubigerbeteiligung (Bail-in) oder
zur Ausiibung von Abschreibungs- und Umwandlungsbefugnissen durch die zustandigen Abwicklungs-
behérden kommen. Das Instrument der Glaubigerbeteiligung erlaubt es den zustandigen Abwicklungs-
behérden unter bestimmten Umstanden und zu naher definierten Zwecken, beriicksichtigungsfahige
Verbindlichkeiten eines in Abwicklung befindlichen Instituts (einschlie3lich der Schuldverschreibungen)
in Stammanteile oder andere Eigentumstitel dieses Instituts (d.h. gegebenenfalls der Emittentin) umzu-
wandeln oder den Nennwert oder ausstehenden Resthetrag beriicksichtigungsféahiger Verbindlichkei-
ten ganz oder teilweise herabzusetzen. Voraussetzung fir die Einleitung von derartigen Abwicklungs-
mafnahmen ist, dass nach Auffassung der zustandigen Abwicklungsbehorde der Bestand der Emitten-
tin geféhrdet ist und sie ohne eine solche Herabsetzung oder Umwandlung nicht zur Fortfiihrung ihrer
Geschafte in der Lage ist. Die betroffenen Schuldverschreibungsglaubiger haben in einem solchen Fall
keinen Anspruch gegen die Emittentin auf Leistung nach Maf3gabe der betreffenden Schuldverschrei-
bungsbedingungen und die Inhaber der betreffenden Schuldverschreibungen waren nicht berechtigt,
deswegen eine vorzeitige Ruckzahlung ihrer Schuldverschreibungen zu verlangen oder sonstige
Rechte auszuliben. Den zustandigen Abwicklungsbehoérden stehen diverse Abwicklungsinstrumente
und -befugnisse im Rahmen ihres Ermessens zur Verfligung. Auch weniger schwerwiegende Eingriffe
der zustéandigen Behdrden kénnen die Rechte der Inhaber der Schuldverschreibungen bereits nicht nur
unerheblich beeintrachtigen. So kénnte die zustéandige Abwicklungsbehorde etwa die Falligkeit von
Schuldverschreibungen oder den Zeitpunkt von Zinszahlungen aufschieben, den Betrag von Zinsen
herabsetzen oder voriibergehend Zahlungen der Emittentin auf die Schuldverschreibungen aussetzen.
Auch ist denkbar, dass die Emittentin als Schuldnerin der Schuldverschreibungen ausgetauscht wird,
u.a. wenn vom Instrument der Unternehmensverdul3erung Gebrauch gemacht wiirde.

Die Verletzung oder drohende Verletzung anwendbarer Eigenmittelanforderungen kann daher dazu
fuhren, dass die Rechte der Inhaber der Schuldverschreibungen erheblich durch bankspezifische Sa-
nierungs-, Reorganisations- und Abwicklungsverfahren beeintrachtigt werden und dass die Inhaber der
Schuldverschreibungen aufgrund der Durchfiihrung oder der Gefahr der Durchfiihrung solcher Verfah-
ren ihre Kapitalanlage ganz oder teilweise verlieren oder wesentliche nachteilige Auswirkungen auf den
Marktwert ihrer Schuldverschreibungen hinnehmen mussen.
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Risiken im Zusammenhang mit weiteren und kiinftigen regulatorischen Vorgaben

Die Emittentin ist zudem weiteren Risiken im Zusammenhang mit kiinftigen regulatorischen Vorschrif-
ten ausgesetzt. Hierzu gehéren u.a. mogliche neue Belastungen aus den Anderungen der CRR durch
das EU-Bankenpaket und erwartete konkretisierende sog. Level 2- und Level 3-MaRRnahmen, also der
Fortentwicklung des bestehenden prudentiellen Aufsichtsrahmens auf europaischer Ebene, die teil-
weise stufenweise umzusetzen sind und fiir die Emittentin héhere Eigenkapitalanforderungen ergeben
kénnten.

Zudem koénnten weitere regulatorische Vorgaben verscharft werden, beispielsweise die Anforderungen
an das Management von Environmental-, Social- und Governance-Risiken (sog. ESG-Risiken). Daraus
kénnte fir die Emittentin wiederum ein hoher Implementierungsaufwand verbunden mit hohen Kosten
erwachsen. So kénnte es erforderlich werden, neue Methoden zur Einhaltung der neuen Standards zu
entwickeln, die Einhaltung der auferlegten Anforderungen an die aufsichtliche Berichterstattung durch
entsprechende interne MalRnahmen und neue Ablaufe sicherzustellen sowie die Anpassung von Pro-
dukten und Prozessen vorzunehmen. Verwirklicht sich dieses Risiko, konnte dies damit wesentliche
nachteilige Auswirkungen auf die geschéaftlichen Aussichten sowie die Finanz- und Liquiditatslage der
Emittentin haben. Ferner kann die Bindung von Kapital, insbesondere durch héhere Liquiditats- oder
Kapitalanforderungen, den finanziellen Spielraum der Emittentin und damit auch deren Geschaftstatig-
keit erheblich beschréanken. Mit einer Reduzierung des einsetzbaren Kapitals kénnten in der Folge auch
die damit erzielbaren Gewinne der Emittentin vermindert werden.

Dariliber hinaus kdnnten sich fur die Emittentin hohere regulatorische Anforderungen an die Bildung
von Kapitalpuffern ergeben. Unter anderem hat die BaFin durch Allgemeinverfiigung vom 30. Méarz
2022 die Einfiihrung eines sektoralen Systemrisikopuffers nach § 10e des Kreditwesengesetzes (KWG)
von 2,0 Prozent der risikogewichteten Aktiva auf inlandische, wohnwirtschaftlich besicherte Kredite ein-
gefiihrt, der am 28. Marz 2024 im Rahmen der regelmaRig alle zwei Jahre zu erfolgenden Uberpriifung
bestatigt wurde. Das Ziel des sektoralen Systemrisikopuffers ist es, die Widerstandsfahigkeit des deut-
schen Bankensystems gegeniiber Risiken aus dem Wohnimmobilienmarkt zu starken. Dariiber hinaus
hat die BaFin durch Allgemeinverfiigung vom 31. Januar 2022 die Erh6hung des antizyklischen Kapi-
talpuffers auf 0,75 Prozent erhdht und die Hohe dieses antizyklischen Kapitalpuffers am 29. Januar
2025 bestatigt. Der antizyklische Kapitalpuffer soll die Verlustabsorptionsfahigkeit der Banken generell
erhéhen. Seit dem 1. Februar 2023 sollen beide Kapitalpuffer vollstandig durch hartes Kernkapital ge-
deckt werden und filhren damit zu erhéhten Mindestanforderungen. Aul3erdem besteht das Risiko, dass
die BaFin die Emittentin aufgrund ihrer gestiegenen regionalen und sektoralen Bedeutung sowie ihrer
regulatorischen Einordnung als sog. anderweitig systemrelevantes Institut einstuft und nach
§ 10g KWG anordnet, dass die Emittentin einen aus hartem Kernkapitalpuffer bestehenden weiteren
Kapitalpuffer in H6he von bis zu 3,0% vorhalten muss, was ebenfalls zu erhdhten Mindestanforderun-
gen fuhren wirde.

Weitere finanzielle Belastungen kénnten sich fur die Emittentin aus den Ergebnissen der laufenden
Uberprufung des EU-Rahmens fiir das Krisenmanagement und die Einlagensicherung von Banken
(Crisis Management and Deposit Insurance Review, CMDI-Review), ergeben, aus denen fur die Emit-
tentin bspw. erhéhte Anforderungen an die Abwicklungsplanung oder zuséatzliche Belastungen fur die
Einlagensicherung resultieren konnten. So kénnten derzeit diskutierte Anderungen eine Beteiligung der
nationalen Einlagensicherungssysteme an der Finanzierung der Abwicklungen von Banken vorsehen,
was einen finanziellen Mehrbedarf fiir die Einlagensicherungssysteme und die Erhebung zusatzlicher
Sonderbeitrage auch von der Emittentin zur Folge haben kénnte. Dies kénnte wesentliche nachteilige
Auswirkungen auf die geschéftlichen Aussichten sowie die Finanz- und Liquiditatslage der Emittentin
haben.
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Zudem ist die Emittentin dem Risiko von regulatorischen Durchsetzungsverfahren ausgesetzt, die z. B.
eine Aufhebung von erforderlichen Erlaubnissen, Unterlassungsanordnungen, BuR3gelder, Geldstrafen
oder zivil- und strafrechtlichen Sanktionen nach sich ziehen kénnen. Verst6Re der Emittentin gegen
regulatorische Anforderungen kénnen zudem einer Beeintrachtigung der Reputation der Emittentin fih-
ren. Eine negative Wahrnehmung des Marktes Uber die aufsichtsrechtliche Compliance der Emittentin
kann sich nachteilig auf den Ruf, die geschéftlichen Aussichten und die Refinanzierungsmdglichkeiten
und -kosten der Emittentin auswirken.

Risiken aus der Inanspruchnahme aufgrund der Mitgliedschaft im Institutssicherungssystem

Wie alle Genossenschaftsbanken gehort die Emittentin zur Erfiillung ihrer gesetzlichen Vorgaben zur
Einlagensicherung institutsbezogenen Sicherungssystemen an. Ziel der Institutssicherungssysteme ist
es, die ihnen angeschlossenen Institute vor Insolvenz und Liquidation zu bewahren. Dies fiihrt dazu,
dass Entschadigungsfalle bei angeschlossenen Mitgliedsinstituten grundsétzlich vermieden werden
sollen, sodass die Einlagen der Kunden mittelbar in voller Héhe geschutzt sind. Die Gruppe gehdrt der
als gesetzliches Einlagensicherungssystem anerkannten BVR Institutssicherung GmbH und der freiwil-
ligen Sicherungseinrichtung des BVR an.

Befindet sich eine Bank in wirtschaftlichen Schwierigkeiten, die sie nicht aus eigener Kraft bewaltigen
kann, wird sie unter bestimmten Voraussetzungen durch das Sicherungssystem gestiitzt und so ge-
stellt, dass sie samtliche Verpflichtungen in vollem Umfang erfullen kann. Unabhéangig von der aner-
kannten Moglichkeit, MaBnahmen zur Abwendung einer Bestandsgefahrdung, d.h. zur Verhinderung
einer Insolvenz, vorzunehmen, schreibt der Gesetzgeber vor, dass auch ein als Einlagensicherungs-
system anerkanntes institutsbezogenes Sicherungssystem Verfahren fir den Fall vorsehen muss, dass
die Voraussetzung firr den gesetzlichen Anspruch der Einleger einer Bank auf Einlagenentschadigung
vorliegen. Insofern gewahrleistet die BVR Institutssicherung GmbH den gesetzlichen Auftrag, im Fall
einer Bankinsolvenz die gesetzliche Entschadigung der Einleger nach Mal3gabe des Einlagensiche-
rungsgesetzes vorzunehmen. Jede Bank ist gesetzlich verpflichtet, Neukunden vor Aufnahme der Ge-
schaftsbeziehung bzw. Bestandskunden mindestens einmal jahrlich anhand eines Informationsbogens
Uber die fur die gesetzliche Sicherung geltenden Bestimmungen einschlieRlich Umfang und Hohe der
Sicherung zu informieren. Sollte eine der Sicherungseinrichtung des BVR angeschlossene Bank in eine
Schieflage geraten, die sie aus eigener Kraft nicht beseitigen kann, schitzt die Sicherungseinrichtung
des BVR uber den gesetzlichen Schutz der BVR Institutssicherung GmbH hinaus nach MaRgabe ihres
Statutes: Alle Kundeneinlagen, darunter fallen im Wesentlichen Spareinlagen (inkl. Sparbiicher), Spar-
briefe, Termineinlagen (Festgelder), Sichteinlagen (Guthaben auf Girokonten und Tagesgeldkonten)
und Inhaberschuldverschreibungen, die von Banken ausgegeben wurden, welche der Sicherungsein-
richtung des BVR angeschlossen sind, und die im Besitz von Kunden sind.

Ubersteigen die fiir die Regelung eines Stiitzungsfalls notwendigen Aufwendungen die vorhandenen
Mittel der Sicherungseinrichtung des BVR, tritt ein Giberregionaler Ausgleich unter den angeschlosse-
nen Kreditinstituten ein. Um die erforderlichen Mittel zur Aufrechterhaltung der vorstehenden Instituts-
sicherungssysteme aufzubringen, kann die Emittentin verpflichtet sein, sich an den vorgenannten Stit-
zungsmal3nahmen zu beteiligen. Sollte die Emittentin aufgrund ihrer Mitgliedschaft in der Sicherungs-
einrichtung des BVR in Anspruch genommen werden, kdnnte die Emittentin erhebliche Verluste erlei-
den, die eine wesentlich nachteilige Auswirkung auf ihren Geschéftsbetrieb, das Ergebnis ihrer Ge-
schaftstatigkeit und ihre Vermogens-, Finanz- und Liquiditats- sowie Ertragslage haben koénnten. Dies
koénnte die Fahigkeit der Emittentin, ihre Verpflichtungen aus den Schuldverschreibungen zu erfllen,
wesentlich nachteilig beeinflussen.
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Die Emittentin ist ferner dem Risiko einer héheren finanziellen Belastung im Zusammenhang mit der
Sicherungseinrichtung des BVR ausgesetzt. Die von der Emittentin an die Sicherungseinrichtung lau-
fend zu leistenden Beitrage erreichen eine nicht unerhebliche Héhe, unterliegen jahrlichen Schwankun-
gen und sind im Vorhinein nur beschrankt vorhersehbar. Zusatzliche finanzielle Belastungen in Hohe
eines Vielfachen der laufenden Beitrage kdnnen entstehen, wenn das Sicherungssystem im Hinblick
auf einen Stitzungsfall Zusatz- oder Sonderbeitrége erhebt oder wenn sich die Emittentin zur Vermei-
dung eines Stiitzungsfalls oder von Zusatz- oder Sonderbeitragen freiwillig an der Stiitzung eines an-
geschlagenen anderen Instituts beteiligt.

2024 hatte die Sicherungseinrichtung des BVR drei Stutzungsfélle von Mitgliedsinstituten mit Risiken
in einer ungewodhnlich hohen Summe von insgesamt fast EUR 500 Mio. zu regeln. Trotz der deshalb
bereits vorgenommenen Adjustierungen des Statuts der Sicherungseinrichtung der BVR und der wei-
teren angekindigten Verscharfungen der Regelungen zur Verbesserung der Kontrollen der Mitglieds-
institute, u.a. durch zusatzliche Sonderprifungen, besteht das Risiko, dass sich zukiinftig weitere Stit-
zungsfalle mit den beschriebenen Folgen fiir die Emittentin ereignen kénnten.

Weitere derartige finanzielle Risiken kdnnen entstehen, wenn das geplante europaische einheitliche
Einlagensicherungssystem (European Deposit Insurance Scheme, EDIS) eingefiihrt werden sollte. Die
Europaische Kommission hatte 2015 einen Vorschlag fiir ein euroraumweites Einlagensicherungssys-
tem als dritte S&ule der Bankenunion verdéffentlicht. Der Vorschlag, zu dem mittlerweile auch ein weni-
ger weitreichender Kompromissvorschlag diskutiert wird, sieht unter anderem vor, dass auf Ebene der
Bankenunion ein Einlagenversicherungsfonds eingerichtet wird, der wiederum durch Beitrage der Kre-
ditwirtschaft zu finanzieren ist. Sollte der Vorschlag so oder in &hnlicher Weise umgesetzt werden,
kénnten sich hieraus weitere Beitragspflichten fir die Emittentin ergeben.

Verwirklicht sich das Risiko hdherer finanzieller Belastungen im Zusammenhang mit Zahlungen an die
Sicherungseinrichtung des BVR oder ein einheitliches européisches Einlagensicherungssystem,
koénnte dies wesentlich nachteilige Auswirkungen auf die geschéftlichen Aussichten und die Ertrags-,
Vermdgens- sowie Finanz- und Liquiditatslage der Emittentin haben. Ferner kann die Bindung von Ka-
pital, insbesondere durch héhere Liquiditdtsanforderungen, den finanziellen Spielraum der Emittentin
und damit auch deren Geschéftstéatigkeit erheblich beschranken.

VerstoRt die Emittentin gegen ihre Pflichten im Zusammenhang mit ihrer Mitgliedschaft in den Instituts-
sicherungssystemen, besteht zudem das Risiko einer Vertragsstrafe fir die Emittentin bzw. ihres Aus-
schlusses aus der Sicherungseinrichtung des BVR. Dies kann sich negativ auf die Wahrnehmung der
Emittentin im Markt und auf ihren Ruf, ihre geschéftlichen Aussichten und ihre Refinanzierungsmég-
lichkeiten und -kosten auswirken.

Risiken aus Haftungsansprichen, sonstigen Rechtsstreitigkeiten und Schiedsgerichtsverfah-
ren

Die Emittentin und die Unternehmen der Gruppe kdnnten Anspriichen ausgesetzt sein, die sich im
Rahmen der gewdéhnlichen Geschéftstatigkeit ergeben, einschlielich vertraglicher Anspriiche und An-
spriichen wegen angeblicher Verstdlie gegen geltendes Recht in Bezug auf die von ihnen erbrachten
Finanzdienstleistungen, aufgrund angeblich fehlerhafter Anlageberatung oder angeblich unwirksamer
Bestimmungen in allgemeinen Geschéftsbedingungen. Sie kdénnten in Zukunft Klagen in Bezug auf
diese oder andere Angelegenheiten ausgesetzt sein. In Deutschland ist die Emittentin Partei verschie-
dener Gerichtsverfahren, deren Ausgang zum Zeitpunkt der Erstellung des Prospekts noch ungewiss
ist. Dazu gehoren Zivil- und Verwaltungsverfahren. Firr Risiken im Zusammenhang mit Rechtsstreitig-
keiten hat die Emittentin zum 31. Dezember 2024 Rickstellungen in H6he von insgesamt
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EUR 9.150.998,59 gebildet. Das Risiko von Rechtsstreitigkeiten kénnte sich in der Zukunft durch ban-
kenkritische Rechtsprechung erhdhen, wie dies zum Beispiel bereits im Zusammenhang mit der Recht-
sprechung des Bundesgerichtshofs zur Anpassung allgemeiner Geschéftsbedingungen der Fall war,
deren Umsetzung zu Rechtsunsicherheit und erhéhten Kosten gefuihrt hat. Hierfir und fir und fir
Rechtsstreitigkeiten aufgrund méglicher kinftiger nachteiliger Rechtsprechung zu Pramiensparvertra-
gen hat die Emittentin anteilig Ruckstellungen in Hohe von insgesamt ca. EUR 6.396.716,38 gebildet.
Dariliber hinaus hat sie anteilig Rickstellungen fiir die mégliche Riickerstattung von Negativzinsen in
Héhe von EUR 750.000 gebildet. Die in diesem Abschnitt vorstehend genannten Finanzinformationen
entstammen der ungepriften Rechnungslegung der Emittentin.

Unabhangig davon, ob gegen die Emittentin und Unternehmen der Gruppe gerichtete Anspriiche be-
rechtigt sind oder ob die Emittentin und Unternehmen der Gruppe letztendlich haftbar gemacht werden
kénnen, kann die Abwehr von Ansprichen zeitaufwandig und kostspielig sein und insofern Zeit und
Geld der Emittentin in Anspruch nehmen und ihre Leistung hierdurch beeintrachtigen. Ein Urteil, das
die Versicherungsdeckung der Emittentin und ihre Tochtergesellschaften fir etwaige Anspriiche iber-
steigt, konnte die Finanz- und Ertragslage der Emittentin und der Unternehmen der Gruppe erheblich
und nachteilig beeinflussen. Jegliche negative Publizitét, die sich aus Anschuldigungen gegen die Emit-
tentin und Unternehmen der Gruppe ergibt, kann auch den Ruf oder die Aussichten der Emittentin und
der Unternehmen der Gruppe wesentlich und nachteilig beeinflussen, was wiederum eine wesentliche
nachteilige Auswirkung auf die Finanz- und Liquiditatslage der Emittentin haben kdnnte. Rechts- oder
Vergleichskosten, einschlielich der Kosten fiir die Abwehr von Klagen, ob gerechtfertigt oder nicht,
kénnten wesentliche nachteilige Auswirkungen auf die Geschaftstatigkeit, die Finanz- und Liquiditats-
lage und die Ertragslage der Emittentin haben.

Risiken durch mégliche Verstol3e gegen Datenschutzbestimmungen

Am 25. Mai 2018 ist die Datenschutz-Grundverordnung (DSG-VO) in allen européischen Mitgliedstaa-
ten in Kraft getreten und sorgt fiir erhebliche Veranderungen in der Regelungslandschaft des Daten-
schutzes. Ziel der DSG-VO ist es, alle EU-Biirger vor Datenschutzverstdf3en zu schiitzen. Die DSG-
VO gilt fur alle Unternehmen, die personenbezogene Daten von betroffenen Personen mit Wohnsitz in
der Europaischen Union verarbeiten, unabhangig von deren Standort. Aufgrund der hohen Zahl an
Privat- und Firmenkunden haben die Emittentin und die Unternehmen der Gruppe ein hohes Verarbei-
tungsvolumen fur private Daten. Um den durch die DSG-VO eingefiihrten Datenschutzaspekten bei der
Datenverarbeitung Rechnung zu tragen, hat die Emittentin im Rahmen ihres Compliance-Programms
Geschaftsgrundsatze eingefuhrt, die Regelungen zum Datenschutz enthalten. Die Regelungen der
DSG-VO sind jedoch komplex und das Volumen der von der Emittentin und ihren Tochtergesellschaften
verarbeiteten Daten ist erheblich. Es kann nicht garantiert werden, dass die Compliance-Systeme tat-
séachlich ausreichend sind, um die mit der DSG-VO verbundenen Risiken zu kontrollieren. Das Risiko
bezieht sich sowohl auf die Vertraulichkeit im eigenen Haus als auch auf den Zugriffsschutz gegeniiber
externen Dritten. Sollte die Emittentin oder ihre Tochtergesellschaften gegen wesentliche Bestimmun-
gen der DSG-VO verstolRen, kénnen erhebliche BuR3gelder von bis zu 4% des Konzernumsatzes oder
EUR 20 Mio. (je nachdem, welcher Betrag hoher ist) verhangt werden. Neben dem finanziellen Scha-
den kdnnen VerstéRe gegen die DSG-VO auch erhebliche Reputationsschaden verursachen, die zu
einem Vertrauensverlust bei bestehenden oder zukiinftigen Kunden fiihren kdnnten. Jedes der oben
beschriebenen Risiken kénnte wesentliche nachteilige Auswirkungen auf die Geschéftstatigkeit, die
Finanz- und Liquiditatslage und die Ertragslage der Emittentin haben.
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Steuerrisiken

Die Geschaftstatigkeit der Emittentin und der Gruppe unterliegt den allgemeinen steuerlichen Rahmen-
bedingungen in Deutschland. Die konkrete Steuerbelastung der Emittentin und der Gruppe hangt von
verschiedenen Aspekten der Steuergesetze sowie von deren Anwendung und Auslegung ab. So kénn-
ten etwa aktuelle oder zukiinftige Steuerbescheide durch eine vom Verstandnis der Gruppe abwei-
chende Auslegung von Steuervorschriften durch das zustandige Finanzamt eine héhere Steuerbelas-
tung auslésen als zunachst erwartet. Denkbar ist auch eine Erh6hung der Steuerlast der Gruppe durch
(riickwirkende) Anderungen der Steuergesetze oder Anderungen ihrer Anwendung oder Auslegung.

Daruber hinaus sind die Emittentin und die Gruppe regelmaf3ig Adressat von Steuerprifungen. Derzeit
findet auf der Ebene der Emittentin die Steuerpriifung fir die Jahre 2019 bis 2020 statt. Zudem finden
derzeit noch Steuerpriifungen hinsichtlich der Raiffeisen-Volksbank Aschaffenburg eG (RVAB) statt,
die 2024 mit der Emittentin verschmolzen wurde. Es werden derzeit die Jahre 2018 bis 2024 der RVAB
selbst sowie die Jahre 2020 bis 2023 hinsichtlich der in 2023 auf die RVAB verschmolzenen Raiffei-
senbank Waldaschaff-Heigenbriicken eG gepriift.

Alle zurtickliegenden Jahre sind vollstandig geprift und die nachzuzahlenden Steuern wurden allesamt
entrichtet. Hieraus ergeben sich insofern keine ausstehenden Steuerverbindlichkeiten mehr. Soweit in
zuriickliegenden Jahren Priifungen bei Tochtergesellschaften der Emittentin stattgefunden haben, wur-
den auch hier die nachzuzahlenden Steuern bereits beglichen. Ob es aufgrund der aktuell laufenden
Prufungen zu Nachzahlungsverpflichtungen kommt, kann zum derzeitigen Zeitpunkt noch nicht abge-
sehen werden.

Nachzahlungen kdénnen sich jahrlich auch aus den Steuerbescheiden fir das jeweils vergangene Jahr
ergeben. Zudem konnen sich steuerliche Nachzahlungsverpflichtungen bei Anderungen der Beteili-
gungsverhaltnisse oder sonstigen ReorganisationsmaRnahmen ergeben, die nach Auffassung der Fi-
nanzbehorden steuerlich unberiicksichtigt bleiben oder zu einer Steuerbelastung fihren kénnen. Im
Rahmen von Umstrukturierungsmaf3nahmen kdnnen insbesondere Zinsvortrage und steuerliche Ver-
lustvortrage zur Minderung des kiinftigen steuerpflichtigen Einkommens verloren gehen. Dartber hin-
aus konnten Aufwendungen, insbesondere Zinsaufwendungen, als nicht abzugsfahig behandelt wer-
den. So schranken geltende Steuervorschriften die steuerliche Abzugsfahigkeit von Zinsaufwendungen
fur Koérperschafts- und Gewerbesteuerzwecke ein. Dariliber hinaus kdnnten steuerliche Organschaften
oder umsatzsteuerliche Organschaften als ungultig angesehen werden, beispielsweise wenn ein oder
mehrere Gewinn- und Verlustvereinbarungen als nichtig angesehen werden, weil sie nicht ordnungs-
gemaf durchgefiihrt wurden, oder wenn andere Voraussetzungen fiir steuerliche Organschaften oder
umsatzsteuerliche Organschaften nicht anerkannt werden. So kénnte es der Gruppe verwehrt bleiben,
Gewinne und Verluste der an etwaigen ungultigen Gewinn- und Verlustvereinbarungen beteiligten Ge-
sellschaften der Gruppe zu verrechnen. Auch hélt die Gruppe Immobilien, deren mégliche Wertminde-
rungen von den zustandigen Steuerbehdrden als nicht berticksichtigungsfahig eingestuft werden kénn-
ten. Diese Umstande kénnten zu einer Erhéhung der Steuerverpflichtungen der Gruppe fuhren und
Steuernachzahlungen nach sich ziehen, wodurch die Rentabilitat der Geschéftstatigkeit der Emittentin
und der Gruppe gemindert werden kdnnte.

Der Eintritt eines der vorgenannten Risiken kdnnte wesentliche nachteilige Auswirkungen auf die Fi-
nanz- und Liquiditatslage, den Cashflow und das Betriebsergebnis der Emittentin haben.
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2. Risiken im Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen

Nachfolgend werden die Risiken im Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen dargestellt. Die
Beurteilung der Wesentlichkeit der Risikofaktoren erfolgte durch die Emittentin auf Grundlage der Wahr-
scheinlichkeit ihres Eintretens und des zu erwartenden Umfangs ihrer negativen Auswirkungen. Der
Umfang der negativen Auswirkungen auf die Schuldverschreibungen wird unter Bezugnahme auf die
Hohe der mdglichen Verluste des eingesetzten Kapitals (einschlie3lich eines moglichen Totalverlustes),
oder die Begrenzung von Ertrdgen aus den Schuldverschreibungen beschrieben.

a) Risiken im Zusammenhang mit der Art der Wertpapiere
Risiko im Zusammenhang mit AbwicklungsmafRnahmen

Inhaber der unter diesem Prospekt begebenen Schuldverschreibungen kénnen von Abwicklungsmal3-
nahmen betroffen sein. Die zustandige Aufsichtsbehérde kann einem Kreditinstitut einschrankende Auf-
lagen fir seinen Geschéaftsbetrieb erteilen und sonstige Maf3nahmen (bis hin zur SchlieRung des Kre-
ditinstituts fiir den Geschaftsverkehr) ergreifen, wenn dessen finanzielle Situation Zweifel an der dau-
erhaften Einhaltung der Kapital- und Liquiditdtsanforderungen aufkommen lasst (siehe auch den Risi-
kofaktor ,Risiken im Zusammenhang mit Regelungen zur Sanierung und Abwicklung von Kreditinstitu-
ten“). Dies kann erhebliche negative Auswirkungen auf die wirtschaftliche Situation der Glaubiger des
betroffenen Kreditinstituts zur Folge haben, selbst wenn die MaRnahmen nicht notwendigerweise un-
mittelbar in die Rechte der Glaubiger eingreifen. Insbesondere kdnnen solche MalRnahmen sich negativ
auswirken auf die Preise (Kurse) von Finanzinstrumenten, welche das Kreditinstitut begeben hat, oder
auf Refinanzierungsmdéglichkeiten, die dem betroffenen Kreditinstitut zur Verfiigung stehen.

Auf Grundlage der SRM-Verordnung und des SAG — das die BRRD in deutsches Recht umsetzt, soweit
dies trotz der bereits unmittelbar geltenden SRM-Verordnung noch erforderlich ist — kénnen Verbind-
lichkeiten der Emittentin, die nach Maf3gabe der Anleihebedingungen in Bezug auf die Schuldverschrei-
bungen entstanden sind, aufgrund einer Intervention der zustandigen Abwicklungsbehdrde beispiels-
weise in Instrumente des harten Kernkapitals umgewandelt oder dauerhaft bis auf Null herabgesetzt
werden (sog. Instrument der Beteiligung der Inhaber relevanter Kapitalinstrumente und sog. Instrument
der Glaubigerbeteiligung — nachfolgend zusammen Glaubigerbeteiligung). Dieser Fall tritt ein, wenn
nach Auffassung der zustandigen Abwicklungsbehdrde der Bestand der Emittentin gefahrdet, sie ohne
eine solche Umwandlung oder Herabsetzung nicht zur Fortfiihrung ihrer Geschéafte in der Lage ist und
die weiteren Anforderungen fir den Erlass einer AbwicklungsmafRnahme nach der SRM-Verordnung
erfillt sind. Im Rahmen der Glaubigerbeteiligung kénnen auch die Anleihebedingungen von Schuldver-
schreibungen zum Nachteil ihrer Glaubiger geandert (zum Beispiel die Falligkeit hinausgeschoben oder
etwaige Kundigungsrechte ausgeschlossen) werden. Die Glaubiger der Schuldverschreibungen haben
in diesem Fall keinen Anspruch gegen die Emittentin auf Leistung nach MalRgabe der urspriinglichen
Anleihebedingungen. Ziel ist es, die Abwicklung einer Bank ohne den Einsatz &ffentlicher Mittel zu er-
moglichen.

In der Haftungskaskade eines in Deutschland ansassigen Kreditinstituts sind folgende Klassen zu un-
terscheiden, wobei Ziffer (1) die unterste Klasse und Ziffer (7) die hochste Klasse darstellt:

(1)  Zunachst betreffen die Abwicklungsmalinahmen das sog. harte Kernkapital und somit die Ei-
gentiimer, zum Beispiel die Inhaber von Aktien des Kreditinstituts.

(2) Danach werden die Glaubiger des sog. zusatzlichen Kernkapitals in Anspruch genommen, wie
zum Beispiel Inhaber von unbesicherten, unbefristeten, nachrangigen Schuldverschreibungen
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und stillen Einlagen mit Umwandlungs- bzw. Herabschreibungsklausel, die nachrangig gegen-
Uber Instrumenten des Erganzungskapitals sind.

(3) Hiernach erfolgt die Heranziehung des sog. Ergdnzungskapitals, wie zum Beispiel nachrangi-
ger Inhaberschuldverschreibungen oder nachrangiger Darlehen.

(4) Danach werden die unbesicherten, nachrangigen Verbindlichkeiten herangezogen, die nicht die
Anforderungen an das zusétzliche Kernkapital oder das Ergédnzungskapital erfiillen.

(5) Esfolgen in der Haftungskaskade bestimmte unbesicherte nicht-nachrangige und nicht struktu-
rierte Schuldtitel. In diese Klasse fallen nur Schuldtitel, die entweder (i) vor dem 21. Juli 2018
begeben wurden und keine Geldmarktinstrumente oder strukturierten Produkte darstellen (ii)
oder seit dem 21. Juli 2018 begeben wurden, eine vertragliche Laufzeit von mindestens einem
Jahr haben, keine strukturierten Produkte darstellen und in deren vertraglichen Bedingungen und
im Fall einer Pflicht zur Veréffentlichung eines Prospekts auch im Prospekt ausdriicklich auf den
gegentber den Verbindlichkeiten der nachstehenden Klasse (6) niedrigeren Rang hingewiesen
wurde. Diese Klasse wird auch als Senior Non-Preferred bezeichnet.

(6) Hierauf folgen unbesicherte, nicht-nachrangige Verbindlichkeiten. Dies umfasst Schuldtitel, die
nicht in Klasse (5) fallen, sowie strukturierte Finanzinstrumente und Forderungen (wie zum Bei-
spiel Zertifikate auf Aktienindizes) oder Forderungen aus Derivaten. In diesen Fallen hangt die
Hohe der Ruckzahlung oder Zinszahlung von einem unsicheren zukiinftigen Ereignis ab oder die
Erfullung erfolgt auf andere Weise als durch Geldzahlung. Ferner gehéren hierzu auch Einlagen
Uber EUR 100.000 von Unternehmen, die nicht in Klasse (7) fallen. Diese Klasse wird auch als
Senior Preferred bezeichnet.

(7)  Schlielich kbnnen auch Einlagen von Privatpersonen, Kleinstunternehmen, kleinen und mittle-
ren Unternehmen in Anspruch genommen werden, soweit sie die gesetzliche Einlagensicherung
von grundsatzlich EUR 100.000 Ubersteigen (sonstige bevorzugte Einlagen).

Bei der Haftungsreihenfolge wird eine hdhere Klasse erst zur Verlusttragung herangezogen, wenn die
Heranziehung der ihr vorstehenden unteren Klassen zur Verlusttragung nicht ausreicht. Von diesem
Grundsatz kann die Abwicklungsbehérde im Einzelfall abweichen. Abwicklungsmaflinahmen sollen je-
doch nicht zu einem schlechteren Ergebnis fiihren als eine normale Insolvenz.

Von MafRnahmen und Verfahren der Glaubigerbeteiligung in besonderem MalR3e betroffen sind die unter
diesem Prospekt begebenen unbesicherten nicht-nachrangigen, nicht-bevorrechtigten (Senior Non-
Preferred) Schuldverschreibungen im Sinne des 8§ 46f Absatz 6 Satz 1 Kreditwesengesetzes (KWG).
Die mit nicht-nachrangigen, nicht-bevorrechtigten Schuldverschreibungen aufgenommenen Gelder
werden im Rahmen von MalRnahmen der Glaubigerbeteiligung nach der Heranziehung der Eigentiimer
der Emittentin, der Glaubiger des zusatzlichen Kernkapitals und der Glaubiger des Erganzungskapitals
sowie etwaiger anderer nachrangiger Verbindlichkeiten der Emittentin, aber vor einer Heranziehung
samtlicher Glaubiger der Emittentin aus nicht-nachrangigen, bevorrechtigten (Senior Preferred) Schuld-
titeln im Sinne des 8 46f Absatz 5 KWG zur Verlustdeckung herangezogen. Daher sollten potentielle
Anleger in Senior Non-Preferred Schuldverschreibungen beachten, dass sie auch auf3erhalb einer In-
solvenz in starkerem Male einem Ausfallrisiko ausgesetzt sind als Anleger in Senior Preferred Schuld-
verschreibungen und dass sie damit rechnen miissen, einen teilweisen oder vollstandigen Verlust ihres
eingesetzten Kapitals zu erleiden.
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Unter diesem Prospekt begebene nicht-nachrangige, bevorrechtigte (Senior Preferred) Schuldver-
schreibungen im Sinne des § 46f Absatz 5 KWG kénnen von MaBnahmen und Verfahren der Glaubi-
gerbeteiligung ebenfalls betroffen sein. Die mit nicht-nachrangigen, bevorrechtigten Schuldverschrei-
bungen aufgenommenen Gelder werden im Rahmen von Malinahmen der Glaubigerbeteiligung nach
der Heranziehung der Eigentiimer der Emittentin, der Glaubiger des zusatzlichen Kernkapitals, der
Glaubiger des Erganzungskapitals sowie der Glaubiger etwaiger anderer nachrangiger Verbindlichkei-
ten der Emittentin und der Glaubiger der Emittentin aus nicht-nachrangigen, nicht-bevorrechtigten
Schuldtiteln im Sinne des § 46f Absatz 6 Satz 1 KWG zur Verlustdeckung herangezogen. Potentielle
Anleger in Senior Preferred Schuldverschreibungen sollten deshalb beachten, dass sie auch auf3erhalb
einer Insolvenz einem Ausfallrisiko ausgesetzt sind und damit rechnen missen, einen teilweisen oder
vollstandigen Verlust ihres eingesetzten Kapitals zu erleiden.

Zudem besteht das Risiko, dass der laufende CMDI-Review Regelungen zu gesetzlichen Haftungshie-
rarchien vorsehen wird, die fiir die Anleiheglaubiger nachteilig sein kénnten. Solche Regelungen kénn-
ten dazu fihren, dass Senior Non-Preferred Schuldverschreibungen im Sinne des § 46f Absatz 6 Satz
1 KWG und Senior Preferred Schuldverschreibungen im Sinne des § 46f Absatz 5 KWG nicht mehr
gleichrangig mit bestimmten Einlagen der Emittentin sein kdnnten, sondern stattdessen im Hinblick auf
Forderungen aller Einleger nachrangig sein kénnten. Auch wenn die konkreten Anderungen im Zuge
CMDI-Review noch Gegenstand des laufenden Gesetzgebungsverfahrens sind, besteht deshalb ein
Risiko, dass ein Anleiheglaubiger bei einer Abwicklung oder einer Insolvenz Verluste des eingesetzten
Kapitals erleidet. Eine solche Anderung der Haftungshierarchie kénnte auch zu einer Herabstufung des
Ratings der unter diesem Basisprospekt begebenden Schuldverschreibungen fiihren.

Risiko nachrangiger Befriedigung im Insolvenzfall

Im Falle eines gegen die Emittentin erdffneten Insolvenzverfahrens gehen Senior Non-Preferred
Schuldverschreibungen gemanR § 46f Absatz 5 bis 7 KWG anderen unbesicherten und nicht-nachran-
gigen Verbindlichkeiten der Emittentin kraft Gesetzes im Range nach, wenn diese Schuldtitel zum Zeit-
punkt ihrer Begebung eine vertragliche Laufzeit von mindestens einem Jahr haben und in den Schuld-
verschreibungsbedingungen ausdrticklich auf den niedrigeren Rang im Insolvenzverfahren hingewie-
sen wird. Dieser Nachrang kann auch nicht durch Aufrechnung aufgehoben werden. Unter diesem
Prospekt begebene unbesicherte und nicht-nachrangige Schuldverschreibungen kénnen je nach Aus-
gestaltung diese Bedingungen erfillen oder auch nicht.

Zu den Senior Non-Preferred Schuldverschreibungen, die im Falle der Insolvenz der Emittentin nach
den Senior Preferred Schuldverschreibungen befriedigt werden, zahlen unter diesem Prospekt bege-
bene unbesicherte und nicht-nachrangige festverzinsliche Schuldverschreibungen, wenn in den Anlei-
hebedingungen gemaR § 46f Absatz 6 KWG ausdricklich auf den niedrigeren Rang dieser Schuldver-
schreibungen im Insolvenzverfahren hingewiesen wird.

Dadurch entféllt auf derartige Senior Non-Preferred Schuldverschreibungen in der Insolvenz ein ent-
sprechend gréRerer Verlustanteil. Anleger in diese Schuldverschreibungen sind im Insolvenzfall daher
einem gréReren Risiko des Totalverlusts ihrer Anlage ausgesetzt als Anleger in Senior Preferred
Schuldverschreibungen der Emittentin.

Risiko durch fehlende Besicherung und fehlende Einlagensicherung oder Entschadigungsein-
richtung

Den Anleiheglaubigern werden keine Sicherheiten eingeraumt, die sie davor schitzen wirden, dass
die Emittentin ihre Verpflichtungen aus den unter diesem Prospekt zu begebenden

26



Schuldverschreibungen nicht erfillen kénnte. Im Rahmen des rechtlich Zulassigen ist die Emittentin
dartber hinaus berechtigt, jederzeit Sicherheiten an ihren Vermdgensgegenstanden zugunsten ande-
rer Glaubiger zu bestellen. Im Falle einer Insolvenz der Emittentin kdnnte dies mdéglicherweise dazu
fuhren, dass keine ausreichenden Mittel in der Insolvenzmasse zur Verteilung an die Anleiheglaubiger
zur Verfiigung stehen. Anleiheglaubiger kénnten dann keine oder keine vollstandige Zahlung auf ihre
Forderungen erhalten.

Die von der Emittentin unter diesem Prospekt begebenen Schuldverschreibungen sind — abgesehen
von dem Institutsschutz durch die Sicherungseinrichtung des BVR — auch nicht durch eine Einlagensi-
cherung oder eine Entschadigungseinrichtung geschitzt. Im Insolvenzfall besteht fir die Inhaber von
Schuldverschreibungen daher das Risiko eines teilweisen oder vollstandigen Verlusts ihres eingesetz-
ten Kapitals.

Risiken im Zusammenhang mit Ratings

Die Emittentin verfligt Uber die Genossenschaftliche FinanzGruppe Volksbanken Raiffeisenbanken
(Genossenschaftliche FinanzGruppe) lUber ein Rating. Ratings der Genossenschaftlichen Finanz-
Gruppe zum Zeitpunkt der Verdffentlichung dieses Prospekts sind nicht indikativ fir die zukinftige Kre-
ditwirdigkeit der Emittentin und beziehen sich nicht auf die Emission von Wertpapieren der Emittentin
unter diesem Prospekt.

Unabhangig davon kdnnen unter diesem Prospekt zu begebende Schuldverschreibungen ein Rating
aufweisen. Erhalt eine Schuldverschreibung ein individuelles Rating, kann dieses Rating von den Ra-
tings der Genossenschaftlichen FinanzGruppe, der die Emittentin angehért, abweichen. Ferner kann
nicht garantiert werden, dass ein solches Rating alle Risken zutreffend und vollstdndig abbildet, welche
den Wert der Schuldverschreibungen beeinflussen.

Ein Rating von einer Ratingagentur oder Dritten stellt keine Empfehlung zum Kauf, Verkauf oder Halten
von Schuldverschreibungen der Emittentin dar und kann jederzeit durch die Ratingagentur oder einen
Dritten Uberprift, ausgesetzt oder zurickgenommen werden. Es besteht zudem die Mdglichkeit, dass
eine andere Ratingagentur, die nicht mit einem Rating durch die Emittentin beauftragt wurde, ein Rating
von Schuldverschreibungen der Emittentin anfertigt, welches eine abweichende Kreditbonitatseinschat-
zung aufweist und die Ratingagentur dieses ohne Zustimmung der Emittentin verdéffentlicht. Es besteht
keine Gewahr dafir, dass ein Rating durch eine Ratingagentur oder einen Dritten fiir eine gewisse Zeit
gleichbleibt, sich nicht verschlechtert oder ganz zurtickgenommen wird, sollte dies nach Ansicht der
Ratingagentur oder des Dritten erforderlich sein. Die Aussetzung, Verschlechterung oder Riicknahme
eines Ratings der Emittentin, der Schuldverschreibungen oder der Genossenschaftlichen Finanz-
Gruppe durch eine oder mehrere Dritte oder eine Ratingagentur sowie die Verdéffentlichung eines wei-
teren Ratings, welches eine abweichende Kreditbonitatseinschatzung aufweist, kénnte sich erheblich
nachteilig auf den Kurs und den Handel der von der Emittentin unter diesem Prospekt zu begebenden
Schuldverschreibungen auswirken. Fir die Inhaber von Schuldverschreibungen besteht daher ein Ri-
siko, dass durch Veranderung eines Ratings der Wert der gehaltenen Schuldverschreibungen nachtei-
lig beeinflusst wird. Verwirklicht sich ein solches Risiko, kénnen Anleiheglaubiger bei einem Verkauf
der Schuldverschreibungen vor dem Ende ihrer Laufzeit einen erheblichen Verlust erleiden.

Risiko nachteiliger Mehrheitsbeschliisse durch Anleiheglaubiger

Die Anleihebedingungen kénnen nach MaRRgabe des Gesetzes iber Schuldverschreibungen aus Ge-
samtemissionen vom 31. Juli 2009 (Schuldverschreibungsgesetz, SchVG) aufgrund einer Mehrheits-
entscheidung der Anleiheglaubiger nachtraglich geandert werden. Hierfir bedarf es nicht der
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Zustimmung aller Anleiheglaubiger. Die Anleiheglaubiger kénnen durch Mehrheitsbeschluss insbeson-
dere folgenden MalRnahmen zustimmen:

- der Veranderung der Falligkeit, der Verringerung oder dem Ausschluss der Zinsen;
- der Veranderung der Falligkeit der Hauptforderung;
- der Verringerung der Hauptforderung;

- dem Nachrang der Forderungen aus den Schuldverschreibungen im Insolvenzverfahren des
Schuldners;

- der Umwandlung oder dem Umtausch der Schuldverschreibungen in Gesellschaftsanteile, an-
dere Wertpapiere oder andere Leistungsversprechen;

- der Anderung der Wahrung der Schuldverschreibungen;
- der Schuldnerersetzung; oder
- der Anderung oder Aufhebung von Nebenbestimmungen der Schuldverschreibungen.

Fur einzelne Anleiheglaubiger besteht daher das Risiko, dass sie durch einen Mehrheitsbeschluss
Uberstimmt werden. Wird ein Beschluss mit der erforderlichen Mehrheit gefasst, ist dieser fur alle An-
leiheglaubiger verbindlich, auch wenn sie dagegen gestimmt haben oder sich der Stimme enthalten
haben. Daher kénnen bestimmte Rechte gegen die Emittentin aus den Anleihebedingungen auch ge-
gen den Willen einzelner Anleiheglaubiger geandert, eingeschrankt oder sogar aufgehoben werden.
Wird ein gemeinsamer Vertreter fur alle Anleiheglaubiger ernannt, kénnte ein bestimmter Teil der An-
leiheglaubiger ganz oder teilweise das Recht verlieren, seine Rechte gegenliber der Emittentin geltend
zu machen oder durchzusetzen. Fir die Inhaber von Schuldverschreibungen besteht bei Fassung eines
nachteiligen Mehrheitsbeschlusses das Risiko, dass dem einzelnen Anleiheglaubiger ein geringerer als
der erwartete Ertrag aus den von der Emittentin unter diesem Prospekt zu begebenden Schuldver-
schreibungen zuflie3t. Auch kdnnte durch einen solchen Beschluss der Wert der gehaltenen Schuld-
verschreibungen vermindert werden, wodurch Anleiheglaubiger bei einem Verkauf der Schuldver-
schreibungen vor dem Ende ihrer Laufzeit einen erheblichen Verlust erleiden kdnnten.

Kein Erwerb mitgliedschaftlicher Rechte durch den Kauf von Schuldverschreibungen

Durch den Erwerb der Schuldverschreibungen erlangen die Anleiheglaubiger lediglich schuldrechtliche
Anspriche gegentber der Emittentin auf laufende Zinszahlungen und Riuckzahlung des eingesetzten
Kapitals zum Zeitpunkt der jeweiligen Falligkeit. Hingegen gewahren die Schuldverschreibungen, die
unter diesem Prospekt begeben werden, weder Einfluss auf die Geschéaftsleitung der Emittentin noch
sonstige Teilnahme-, Mitwirkungs-, Stimm- oder Vermogensrechte mit Ausnahme der im SchVG ge-
wahrten Rechte. Die Anleiheglaubiger haben daher grundsatzlich keine Méglichkeiten, die Strategie
und die Geschicke der Emittentin mitzubestimmen und sind von den Entscheidungen der Geschéftslei-
tung der Emittentin abhéngig. Infolgedessen haben Anleiheglaubiger auch keine Méglichkeiten, auf die
Verwendung des Emissionserléses aus der Begebung von Schuldverschreibungen unter diesem Pros-
pekt Einfluss zu nehmen und haben keinen Anspruch auf eine bestimmte Verwendung des Emissions-
erléses durch die Emittentin. Dies kann dazu fuhren, dass die Emittentin Entscheidungen fasst und
umsetzt, die den Interessen der Anleiheglaubiger entgegenlaufen.
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Risiken aufgrund von Interessenkonflikten in Bezug auf die Schuldverschreibungen

Die Emittentin und ihre verbundenen Unternehmen kdnnen fir eigene Rechnung oder fiir Rechnung
eines Kunden Geschéfte eingehen, die mit den Schuldverschreibungen im Zusammenhang stehen. In
Bezug auf solche Geschéfte kdnnen sie auf dieselbe Weise handeln, als ob die Schuldverschreibungen
nicht emittiert worden wéren. Die Geschéfte dienen unter Umstanden nicht den Interessen der Anlei-
heglaubiger und kénnen negative Auswirkungen auf den Wert der Schuldverschreibungen haben.

Die Emittentin und ihre verbundenen Unternehmen sind berechtigt, Schuldverschreibungen fir eigene
Rechnung oder fiir Rechnung Dritter zu kaufen und zu verkaufen und weitere Schuldverschreibungen
zu emittieren. Diese Geschafte kénnen einen negativen Einfluss auf den Wert der Schuldverschreibun-
gen haben. Eine Einfihrung weiterer konkurrierender Produkte auf dem Markt kann den Wert der
Schuldverschreibungen beeintrachtigen.

b) Risiken im Zusammenhang mit der Verzinsungsstruktur der Wertpapiere
Risiko aufgrund von Veranderungen des Marktzinsniveaus

Wahrend der Laufzeit der Schuldverschreibung kénnen sich die Renditen, die Anleger mit anderen
Anlagen erzielen kdnnten, erheblich verbessern, zum Beispiel aufgrund einer allgemeinen Erhéhung
des Zinsniveaus, die sich unter anderem aus einer Erhéhung des Leitzinses infolge einer gestiegenen
Inflationsrate ergeben kann. Dies kann negative Auswirkungen auf den Kurswert der Schuldverschrei-
bungen innerhalb der Laufzeit haben, da die Schuldverschreibungen im Vergleich zu anderen Anlagen
an Attraktivitat verlieren wirden.

Die Schuldverschreibungen werden bis zur Riickzahlung mit einem festen Zinssatz verzinst. Daher
passt sich der Zinssatz nicht den Zinsentwicklungen auf den Finanzmérkten an. Mit der Veranderung
des Marktzinssatzes andert sich jedoch der Preis festverzinslicher Schuldverschreibungen. Steigt der
Marktzinssatz, fallt typischerweise der Preis festverzinslicher Schuldverschreibungen bis der Effektiv-
zins dieser Schuldverschreibungen ungefahr dem Marktzinssatz vergleichbarer Anleihen entspricht.
Fallt der Marktzinssatz, steigt typischerweise der Preis festverzinslicher Schuldverschreibungen bis der
Effektivzins dieser Schuldverschreibungen ungefahr dem Marktzins vergleichbarer Anleihen entspricht.
Schwankungen des Marktzinsniveaus werden irrelevant, wenn Anleiheglaubiger festverzinsliche
Schuldverschreibungen bis zum Ende ihrer Laufzeit halten, da die Schuldverschreibungen nach den
jeweiligen endgultigen Bedingungen zu ihrem Nennbetrag zurtickgezahlt werden. Jedoch ist die Emit-
tentin berechtigt, eine sehr lange Laufzeit zu wéahlen.

c) Risiken im Zusammenhang mit dem Halten und dem Handel der Wertpapiere
Risiken durch Preisdanderungen

Anleiheglaubiger tragen das Risiko der Veranderung des Kurses oder Preises der Schuldverschreibun-
gen wahrend ihrer Laufzeit. Der wirtschaftliche Wert von Schuldverschreibungen und damit ihr Preis
oder Kurs wahrend der Laufzeit wird von verschiedenen Faktoren beeinflusst. Zu diesen preisbeein-
flussenden Faktoren gehéren unter anderem:

- Bonitat der Emittentin: Eine Verschlechterung der Bonitat der Emittentin, d.h. der Markterwar-
tung hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit, dass die Emittentin voriibergehend oder endgiiltig zah-
lungsunfahig wird, kann sich erheblich negativ auf den Preis der Schuldverschreibungen auswir-
ken. Verschlechtert sich die Bonitat der Emittentin, sind Anleiheglaubiger daher dem Bonitatsri-
siko der Emittentin in Form eines Kursverlustes ausgesetzt.
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- Allgemeines Zinsniveau: Anderungen des Marktzinsniveaus kénnen den Wert der Schuldver-
schreibungen und somit ihren Kurs oder Preis negativ beeinflussen (siehe auch den Risikofaktor
.Risiken aus Zinsanderungen und Bewertungen®). Dieses Zinsanderungsrisiko stellt eines der
zentralen Risiken der unter diesem Prospekt zu begebenden Schuldverschreibungen dar. Das
Zinsniveau am Geld- und Kapitalmarkt kann taglich schwanken und daher taglich zu Anderungen
in der Bewertung der Schuldverschreibungen fihren. Das Zinsdnderungsrisiko ergibt sich aus
der Ungewissheit Uber die zukiinftigen Veranderungen des Marktzinsniveaus. Anleiheglaubiger
sind daher einem Zinsanderungsrisiko in Form eines Kursverlustes ausgesetzt, wenn das
Marktzinsniveau steigt. Dieses Risiko wirkt sich grundsétzlich umso starker aus, je deutlicher der
Marktzinssatz ansteigt. Das Marktzinsniveau wird unter anderem durch die staatliche Haushalts-
politik und volkswirtschaftliche Faktoren, das Verhalten und Eingriffe der Notenbank, die allge-
meine Entwicklung der Konjunktur, die Inflation, das auslandische Zinsniveau und die Wechsel-
kurserwartungen beeinflusst. Dabei ist jedoch die Bedeutung der einzelnen Faktoren nicht immer
direkt quantifizierbar und kann im Zeitablauf erheblich schwanken.

- Laufzeit der Schuldverschreibungen: Schuldverschreibungen mit langerer Restlaufzeit rea-
gieren auf Anderungen des Marktzinsniveaus haufig empfindlicher als solche mit kiirzeren Rest-
laufzeiten. Anleiheglaubiger sind daher bei Schuldverschreibungen mit langerer Restlaufzeit ei-
nem hoheren Risiko in Form eines Kursverlustes ausgesetzt als Anleiheglaubiger in Schuldver-
schreibungen mit einer kiirzeren Restlaufzeit.

Negative Effekte durch preisbeeinflussende Faktoren der Schuldverschreibungen kénnen jeweils ein-
zeln oder kumulativ auftreten und sich dabei in ihrer Wirkung verstarken. Sofern sich einzelne oder
mehrere der vorgenannten Preisanderungsrisiken verwirklichen, tragen Anleiheglaubiger das Risiko,
dass die Schuldverschreibungen aus diesem Grunde sowohl anfanglich als auch wahrend ihrer Laufzeit
einen unter ihrem Nennwert liegenden Marktwert aufweisen kénnen. Verwirklichen sich die genannten
Preisanderungsrisiken in einem besonders hohen MalR3, kénnen Anleiheglaubiger bei einem Verkauf
der Schuldverschreibungen vor dem Ende ihrer Laufzeit einen erheblichen Verlust bis hin zum Total-
verlust ihres eingesetzten Kapitals erleiden.

Liquiditatsrisiken und Risiken im Zusammenhang mit der Handelbarkeit

Die Emittentin wird keinen Antrag stellen, die unter diesem Prospekt zu begebenden Schuldverschrei-
bungen zum Handel an einer Bérse zuzulassen oder in den Handel an einer Borse einzubeziehen. Die
Emittentin kann nicht vorhersagen, ob und inwieweit sich ein Sekundarmarkt fir die Schuldverschrei-
bungen entwickelt, oder ob dieser, falls sich ein solcher entwickelt, aufrechterhalten wird, zu welchem
Kurs die Schuldverschreibungen an diesem Sekundarmarkt gehandelt werden und ob dieser Sekun-
darmarkt liquide sein wird. Zudem kdnnten die Kurse der Schuldverschreibungen am Sekundarmarkt
volatil sein. Wenn sich kein liquider Markt fir den Handel mit den Schuldverschreibungen entwickelt
oder wenn dieser nicht aufrechterhalten wird, kann sich dies nachteilig auf den Sekundarmarktkurs der
Schuldverschreibungen und die Liquiditat der Schuldverschreibungen auswirken. Anleiheglaubiger soll-
ten daher nicht darauf vertrauen, dass die Schuldverschreibungen vor ihrer Félligkeit zu einer bestimm-
ten Zeit oder einem bestimmten Kurs, insbesondere zum Erwerbskurs oder Nennbetrag, verkauft wer-
den kénnen. Anleiheglaubiger unterliegen daher dem Risiko, dass sie die von ihnen erworbenen
Schuldverschreibungen wahrend ihrer Laufzeit entweder gar nicht oder lediglich zu Preisen verauf3ern
kénnen, die eventuell weit unter dem Wert der Schuldverschreibungen liegen. Dies kann fir die Anlei-
heglaubiger im auRersten Fall einen erheblichen Verlust des eingesetzten Kapitals bedeuten.
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Risiken bei vorzeitiger Rickzahlung der Schuldverschreibungen

Die unter diesem Prospekt zu begebenden Schuldverschreibungen kénnen ein Recht der Emittentin
zur vorzeitigen Riuckzahlung der Schuldverschreibungen zum Nennbetrag vorsehen. Kommt es zu ei-
ner vorzeitigen Rickzahlung der Schuldverschreibungen durch die Emittentin, sind Anleiheglaubiger
dieser Schuldverschreibungen Risiken ausgesetzt, einschliellich des Risikos, dass ihre Anlage eine
geringere Rendite als erwartet aufweist. Zudem kann sich ein Risiko dadurch verwirklichen, dass die
Anlage nicht die erwartete Dauer hat. Die vorzeitige Riickzahlung einer Schuldverschreibung kann au-
Berdem dazu fiihren, dass der zuriickgezahlte Nennbetrag der Schuldverschreibungen niedriger als
der fur die Schuldverschreibungen von den Anleiheglaubigern gezahlte Kaufpreis ist, etwa wenn ein
Anleger die Schuldverschreibungen fiir einen Kaufpreis von mehr als 100% des Nennbetrags erworben
hat. Hierdurch kann das eingesetzte Kapital zum Teil verloren gehen. Zudem kdnnte es sein, dass es
Anleiheglaubigern nicht gelingt, das von ihnen vorzeitig zuriickerhaltene Kapital zu einem gleichen oder
besseren Zinssatz anderweitig anzulegen. Insofern besteht die Mdglichkeit, dass Anleiheglaubiger den
Betrag, den sie bei einer Kiindigung erhalten, nur noch mit einer niedrigeren Rendite anlegen kénnen,
als die gekundigten Schuldverschreibungen erzielt haben. Zusammengefasst kénnten Anleiheglaubi-
ger durch vorzeitige Riickzahlung der Schuldverschreibungen Verluste erleiden oder aber weniger Zin-
sen als erwartet erhalten.

Wechselkursrisiken

Die Schuldverschreibungen lauten auf Euro. Fur Anleiheglaubiger, in deren Heimatland die Landes-
wahrung nicht Euro ist, kbnnen sich Wechselkursrisiken ergeben. Schwankungen des Wertverhaltnis-
ses dieser beiden Wahrungen zueinander kénnen dazu fuhren, dass sich der Marktwert und/oder der
Ruckzahlungsbetrag der Schuldverschreibungen verringert. Die Ursachen fiir eine Veranderung von
Wechselkursen sind vielfaltig. Moéglich sind u.a. makroékonomische Faktoren, Spekulationen und In-
terventionen durch Notenbanken und Regierungen. AuRerdem kdnnten, wie es in der Vergangenheit
bereits vorgekommen ist, Regierungen und Wahrungsbehoérden Devisenkontrollen einfihren, die den
jeweiligen Wechselkurs nachteilig beeinflussen kénnten. Zudem kénnten aufgrund einer Finanz- bzw.
Staatsschuldenkrise im Raum der Europaischen Union von einzelnen Staaten Kapitalkontrollen einge-
fuhrt werden. Im Ergebnis kdnnten Anleiheglaubiger Verluste erleiden und dadurch weniger Kapital
oder Zinsen als erwartet erhalten oder ein Zufluss an Kapital oder Zinsen kénnte beim Anleiheglaubiger
ganz ausbleiben.

Steuerrisiken

Zinszahlungen auf die Schuldverschreibungen oder von Anleiheglaubigern bei Verkauf oder Riickkauf
der Schuldverschreibungen realisierte Gewinne sind ggf. steuerpflichtig. Die steuerlichen Folgen eines
Kaufs der Schuldverschreibungen sind jeweils von der individuellen Situation des Anleiheglaubigers
abhangig. Anleiheglaubiger sollten vor der Entscheidung zum Kauf von Schuldverschreibungen der
Emittentin ihren Steuerberater um Rat fragen. Die Emittentin haftet nicht fur steuerliche Konsequenzen
bei dem Erwerb der Schuldverschreibungen.

Die zum Zeitpunkt der Emission von Schuldverschreibungen unter diesem Prospekt geltende Steuer-
rechtslage kann sich zukiinftig verandern. Eine Anderung der Steuergesetze, der Praxis ihrer Anwen-
dung sowie ihrer Auslegung durch die Behérden und Gerichte kann den wirtschaftlichen Wert der
Schuldverschreibungen sowie die von den Anleiheglaubigern erzielten Renditen auf das mit dem Er-
werb der Schuldverschreibungen investierte Kapital negativ beeinflussen. Die Hohe der Rendite nach
Steuern hangt maf3geblich von der individuellen steuerrechtlichen Situation des Anleiheglaubiger ab.
Zukunftige Anderungen durch die Gesetzgeber, insbesondere auch die mdgliche Einfiihrung einer
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Finanztransaktionssteuer, die Abgabenbehérden oder hdchstrichterliche Entscheidungen kdénnen die
dargestellte steuerliche Behandlung negativ beeinflussen oder verandern. Auch kann eine vorzeitige
Kindigung der Schuldverschreibungen Einfluss auf die steuerliche Situation eines Anleiheglaubigers
haben und zu einer unerwarteten steuerlichen Mehrbelastung fuhren.

Risiko der Ausgabe weiterer Schuldverschreibungen

Anleiheglaubiger unterliegen dem Risiko, dass die Emittentin weitere Schuldverschreibungen mit glei-
cher Ausstattung ausgibt. Die Emittentin ist berechtigt, ohne Zustimmung der Glaubiger weitere Schuld-
verschreibungen mit gleicher Ausstattung (gegebenenfalls mit Ausnahme des Tages der Begebung,
des Verzinsungsbeginns und/oder des Ausgabepreises) in der Weise zu begeben, dass sie mit bereits
emittierten Schuldverschreibungen zusammengefasst werden, eine einheitliche Serie mit ihnen bilden
und ihren Gesamtnennwert erhéhen. Durch die gréRere Verflgbarkeit gleichartiger Schuldverschrei-
bungen der Emittentin kdnnten die bisher ausgegebenen Schuldverschreibungen bei einem Fehlen
einer entsprechend groRen Nachfrage nach Schuldverschreibungen der Emittentin an Wert verlieren,
was dazu fihren kénnte, dass Anleiheglaubiger bei einem Verkauf der Schuldverschreibungen wah-
rend ihrer Laufzeit einen geringeren Verkaufspreis fur ihre Schuldverschreibungen erzielen kénnen.

32



II.VERANTWORTLICHE PERSONEN

Die Frankfurter Volksbank Rhein/Main eG mit Sitz in Frankfurt am Main, Deutschland, ibernimmt die
Verantwortung fir sémtliche Informationen, die in diesem Prospekt enthalten sind (einschlie3lich der
Informationen, die in den jeweiligen Endgultige Bedingungen enthalten sein werden). Die Emittentin
erklart hiermit, dass sie die erforderliche Sorgfalt hat walten lassen, um sicherzustellen, dass die in
diesem Prospekt genannten Angaben ihres Wissens nach richtig sind und keine Tatsachen ausgelas-
sen worden sind, die die Aussagen des Prospekts verzerren kdnnen.
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IV.INFORMATIONEN UBER DIE EMITTENTIN
1. Grindung und Geschichte

Die Urspriinge der Emittentin gehen in das 19. Jahrhundert zurtick. In dieser Zeit entstanden zur Be-
waltigung von Finanzierungsproblemen bei handwerklichen und landwirtschaftlichen Betrieben erste
Genossenschaften. Am 19. Mai 1862 grindeten 81 namhafte Birger die Frankfurter Gewerbekasse.
Sie ist die alteste Rechtsvorgangerin der Emittentin. 1942 wurden vier genossenschatftlich organisierte
Kreditinstitute, darunter die Frankfurter Gewerbekasse zwangsfusioniert und firmierten nachfolgend als
»Volksbank Frankfurt am Main“ in der Rechtsform der damaligen eingetragenen Genossenschaft mit
beschrankter Haftpflicht (eGmbH). Nach dem Zweiten Weltkrieg leistete die Emittentin einen Beitrag
zur Belebung des Wirtschaftslebens in der Region Frankfurt. Seither fusionierte die Emittentin als tber-
nehmender Rechtstrager mit einer Vielzahl lokaler und regionaler Volksbanken und Raiffeisenbanken,
zuletzt im vergangenen Jahr mit der Raiffeisen Volksbank Aschaffenburg eG.

2. Firma, eingetragener Sitz und Kennung der juristischen Person

Die Firma der Emittentin lautet ,Frankfurter Volksbank Rhein/Main eG“. Die Emittentin und ihre Toch-
tergesellschaften fuhren ihre Geschéfte unter dem kommerziellen Namen ,Frankfurter Volksbank
Rhein/Main“. Die Emittentin ist eine eingetragene Genossenschaft nach deutschem Recht und darf
Bankgeschéfte sowie Finanzdienstleistungen nach den Vorschriften des Gesetzes Uber das Kreditwe-
sen betreiben bzw. erbringen. Die Emittentin sowie ggfs. diejenigen ihrer Tochtergesellschaften, die
Bank- und Finanzdienstleistungsgeschéfte betreiben, und diejenigen, die mit Bankgeschaften und Fi-
nanzdienstleistungen verbundene Geschéfte betreiben, unterliegen der indirekten Aufsicht durch die
Européaische Zentralbank, vermittelt durch die BaFin in Zusammenarbeit mit der Deutschen Bundes-
bank.

Die Emittentin ist im Genossenschaftsregister des Amtsgerichts Frankfurt am Main unter der Register-
nummer GnR 630 eingetragen. lhre eingetragene Geschéftsadresse und ihr Hauptsitz ist Borsen-
stralle 7-11, 60313 Frankfurt am Main, Deutschland, und ihre Telefonnummer lautet: +49 69 2172 0.

Der Legal Entity Identifier (LEI) der Emittentin lautet 529900967AJZ6T29Q111.

Die Internetseite der Emittentin lautet www.frankfurter-volksbank.de. Die Informationen auf dieser In-
ternetseite sind nicht Teil des Prospekts und wurden von der BaFin nicht gepriift oder genehmigt.

3. Geschaéftsjahr und Dauer

Das Geschéftsjahr der Emittentin ist das Kalenderjahr. Die Emittentin wurde auf unbestimmte Zeit ge-
grindet.

4. Uberblick liber die Geschaftstatigkeit der Emittentin

Die Emittentin ist ein in der Region verwurzelter, leistungsfahiger und kundenorientierter Finanzdienst-
leister, der mit allen anderen im Geschéftsgebiet tatigen Kreditinstituten und Direktbanken im Wettbe-
werb steht. Die Emittentin ist ein Kreditinstitut in der Rechtsform der eingetragenen Genossenschaft
(eG). Das Geschéaftsgebiet umfasst im Wesentlichen die Metropolregion Frankfurt/Rhein-Main sowie
die Stadt Aschaffenburg und den Bayerischen Untermain und ist in 13 Regionalmarkte gegliedert. Bei
Kreditgeschaften mit Kunden konzentriert sich die Emittentin grundsétzlich auf ihr Geschéftsgebiet.
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Der Geschaftszweck der Emittentin ist die wirtschaftliche Férderung und Betreuung der Mitglieder. Ge-
genstand des Unternehmens ist die Durchfiihrung von bankublichen und erganzenden Geschéften,
insbesondere

a) die Annahme von Einlagen;
b) die Gewahrung von Krediten aller Art;

C) die Ubernahme von Biirgschaften, Garantien und sonstigen Gewéhrleistungen sowie die Durch-
fuhrung von Treuhandgeschéften;

d) die Durchfiihrung des Zahlungsverkehrs;

e) die Durchfihrung des Auslandsgeschéftes einschlie3lich des An- und Verkaufs von Devisen und
Sorten;

f) die Vermdégensberatung, Vermdgensvermittlung und Vermdgensverwaltung;

0) der Erwerb und die VeréduR3erung sowie die Verwahrung und Verwaltung von Wertpapieren und
anderen Vermégenswerten;

h) die Vermittlung von Krediten; sowie
i) die Vermittlung oder der Verkauf von Bausparvertrdgen, Versicherungen und Immobilien.
a) Wesentliche Geschaftsfelder

Das Leistungsspektrum der Emittentin entspricht dem einer Universalbank. Die Hauptgeschaftstatig-
keiten liegen im Aktiv-, Passiv- und im Dienstleistungsgeschéft.

Die Kundenstruktur der Emittentin ist gepragt durch eine breite Streuung von Firmen-, Privat- und Ge-
werbekunden sowie von institutionellen Kunden und 6ffentlichen Stellen. Den Kunden in ihrem Kern-
geschéftsgebiet, von denen ein wesentlicher Anteil auch Mitglieder und damit Anteilsinhaber der Emit-
tentin sind, steht die Emittentin mit insgesamt 98 Geschéftsstellen sowie 82 SB-Filialen fir Bankge-
schafte zur Verfligung. Ferner werden mit der Taunus Sparkasse gemeinsame Geschaftsstellen und
SB-Filialen betrieben. Erganzend sind die Berater des Kundendialogcenters der Emittentin Gber Telefon
und Internet erreichbar. Die Hauptffiliale befindet sich in Frankfurt am Main. Telefon, Internet und ein
mobiler AuRendienst sind weitere Vertriebskanale. Die personliche Beratung und der Service zielen
Uber das normale Tagesgeschéft hinaus auf eine langfristige Partnerschaft mit den Kunden. Die Starke
der Emittentin liegt in der Kenntnis des drtlichen Marktes, der Kundennéahe, der Flexibilitdt und in kurzen
Entscheidungswegen.

Die Emittentin nutzt dariiber hinaus das Leistungsangebot innerhalb der Genossenschaftlichen
FinanzGruppe. Zu ihren Kunden zahlen insbesondere Privatpersonen, Freiberufler, Handwerker,
mittelstéandische Unternehmen und institutionelle Kunden. Uber ihre Tochtergesellschaften vermietet
die Emittentin auch Wohn- und Gewerberaumlichkeiten.

b) Finanzierung der Geschaftstatigkeit der Emittentin

Das Geschaftsmodell der Emittentin ist vorwiegend auf das Privat- und Firmenkundengeschaft in der
Region Frankfurt/Rhein-Main und dem Bayerischen Untermain ausgerichtet. Eine Anderung dieses
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Fokus ist nicht geplant. Branchentypisch sind die Hauptfinanzierungsquellen Sicht-, Termin- und
Spareinlagen von Privat- und Firmenkunden. Zudem nutzt die Emittentin Fremdfinanzierungen durch
Banken und Inhaberschuldverschreibungen. Daneben werden Eigengeschéfte zur Ertrags-, Risiko- und
Liquiditatssteuerung durchgefiihrt. Seit dem Ende des letzten Geschéftsjahres am 31. Dezember 2024
hat es keine wesentlichen Veranderungen in der Schulden- und Finanzierungsstruktur der Emittentin
gegeben.

5. Organisationsstruktur der Gruppe
a) Hauptanteilseigner der Emittentin

Die Emittentin basiert auf dem genossenschaftlichen Prinzip nach Raiffeisen/Schulze-Delitzsch. Tréager
und Teilhaber der Emittentin sind ihre Mitglieder. Jedem Mitglied ist Mitbestimmung und
Mitverantwortung Uberlassen. Mit dem Erwerb eines Geschéaftsanteils in Hohe von EUR 50,00 erhalt
jedes Mitglied das gleiche Mitspracherecht, unabhangig davon, wie viele weitere Anteile das Mitglied
besitzt. Die Mitglieder wahlen Uber ihre Vertreter den Aufsichtsrat, der nach 881, 4
Drittelbeteiligungsgesetz zu einem Drittel mitbestimmt ist.

Eine Einflussnahme in Abhangigkeit von der Hohe des eingebrachten Beteiligungskapitals ist somit
nicht moglich.

Zum 31. Marz 2025 hatte die Emittentin 292.244 Mitglieder. Zum 31. Marz 2025 hielten die Mitglieder
3.424.566 Geschéftsanteile zu je EUR 50,00. Das Grundkapital der Emittentin betrug damit zum
31. Mérz 2025 EUR 170.690.557,06.

Aufgrund des genossenschaftlichen Prinzips, an dem die Emittentin auch kinftig festhalten wird, sind
direkte Einflussmdglichkeiten durch einzelne juristische und natirliche Personen auch kinftig nicht zu
erwarten.

Zum Erwerb der Mitgliedschaft und weiterer Geschaftsanteile hat die Emittentin spezielle Regelungen
getroffen. Je nach Umfang und Intensitat der Geschéaftsbeziehung kann ein Mitglied bis zu 200
Geschaftsanteile zeichnen. Mit dieser grundsétzlichen Beschrankung fir Mitglieder strebt die Emittentin
eine breite Streuung der Mitglieder und der Geschaftsguthaben an. Die GréRenstruktur der
Geschaftsguthaben gewahrleistet eine dauerhaft angemessene Eigenkapitalausstattung.

b) Gruppenstruktur

Die Gruppe der Frankfurter Volksbank Rhein/Main eG umfasst zum Geschéaftsjahresende 2024 neben
der Emittentin 15 Tochterunternehmen. Ziel und Strategie der Gruppe ist es, die Diversifikation der
Ertragslage durch zusatzliche Geschaftsfelder, zum Beispiel Direktinvestitionen in Immobilien sowie die
Vermittlung von Immobilien und Krediten, zu erreichen, um hierdurch einen positiven Beitrag zur Zu-
kunftsfahigkeit der Emittentin zu leisten.

Die Beteiligungsverhéltnisse sowie die Tatigkeitsschwerpunkte der in den Konzernabschluss im Wege
der Vollkonsolidierung einbezogenen Unternehmen stellen sich wie folgt dar:
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Unternehmen Beteiligungsanteil Tatigkeitsschwerpunkt

GIF Gesellschaft fur individuelle 100 % Vermittlung von Finanzpro-
Finanzberatung mbH* dukten
Immobilien Gesellschaft mbH der

Frankfurter Volksbank Rhein/Main?

Frankfurter Volksbank Grund-

100 % Vermittlung von Immobilien

Vermietung von Wohn- und

stucksverwaltungsgesellschaft mbH 100 % . .
Gewerbeimmobilien

& Co. KG

WG Immo GmbH & Co. KG 100 % Vermietung von technischen

Einrichtungen

Frankfurter Volksbank Vermoégens-

verwaltungs GmbH & Co. Objekt 100 % Vermietung von Wohnimmo-

City KG bilien
LifeCredit - Die Kreditvermittler . .
0,
GmbHL 100 % Kreditvermittlung

1  Beherrschungs- und Gewinnabfiihrungsvertrag mit der Emittentin.

Weiterhin wurde fiir folgende unmittelbare und mittelbare Tochterunternehmen auf eine Konsolidierung
gem. § 296 Absatz 2 des Handelsgesetzbuches (HGB) verzichtet und eine Einbeziehung im Rahmen
der Anschaffungskostenmethode durchgefihrt:

Unternehmen Beteiligungsanteil
FVB Verwaltungsgesellschaft mbH 100 %
WG Immo Verwaltungs-GmbH 100 %
FVBI S.A. 100 %
MarktstraBe Risselsheim GmbH & Co. Vermdgensverwal-

100 %
tungs-KG
VOBA-IMMOBILIEN GmbH 100 %

100 %
IC Verwaltungsgesellschaft mbH i.L. (mittelbar Uber die VOBA-

IMMOBILIEN GmbH)

Raiffeisen-Immobilien Aschaffenburg Il GmbH & Co KG 100 %
Raiffeisen Immobilien- und Versicherungsvermittlungs-GmbH

100 %
Aschaffenburg
Raiffeisen-Wohnbau Aschaffenburg Gesellschaft mit

R 100 %

beschrankter Haftung

Die FVB Verwaltungsgesellschaft mbH ist Komplementarin der Tochtergesellschaften Frankfurter
Volksbank Grundsticksverwaltungsgesellschaft mbH & Co. KG sowie Frankfurter Volksbank Vermo-
gensverwaltungs GmbH & Co. Objekt City KG. Die WG Immo Verwaltungs-GmbH ist Komplementérin
der WG Immo GmbH & Co. KG. Die VOBA-IMMOBILIEN GmbH ist Komplementérin der Marktstral3e
Russelsheim GmbH & Co. Vermdgensverwaltungs-KG und Alleingesellschafterin der IC Verwaltungs-
gesellschaft mbH i.L. Die Raiffeisen-Wohnbau Aschaffenburg Gesellschaft mit beschrankter Haftung
ist Komplementarin der Raiffeisen-lImmobilien Aschaffenburg Il GmbH & Co KG.

Die LifeCredit — Die Kreditvermittler GmbH und die Raiffeisen Immobilien- und Versicherungsvermitt-
lungs-GmbH Aschaffenburg sollen im Sommer 2025 im Wege eines Side-Stream Mergers auf die GIF
Gesellschaft fir individuelle Finanzberatung mbH verschmolzen werden. Side-Stream Merger meint
dabei eine Verschmelzung, bei der der Ubertragende Rechtstrager untergeht.
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Die Tochtergesellschaften der Emittentin sind bei gegebener materieller Bedeutung finanziell, wirt-
schaftlich und organisatorisch in die Emittentin als Konzernmutter eingegliedert. Die Geschaftsfuhrer
der Tochtergesellschaften sind Uberwiegend Fuhrungskréafte der Emittentin. Gemessen am Bilanzvolu-
men der Gruppe nach Konsolidierung wird die Geschéaftsentwicklung der Gruppe im Wesentlichen
durch die Emittentin gepragt.

Die Emittentin halt zudem 50% der Stimmrechte an der Voba Immobilien Service GmbH. Die Gesell-
schafter der Voba Immobilien Service GmbH treffen die wesentlichen Entscheidungen einstimmig (ge-
meinsame Fihrung). Die gesetzlichen Tatbestéande des § 310 HGB sind erfillt, sodass die Voba Im-
mobilien Service GmbH als Gemeinschaftsunternehmen zu klassifizieren ist. Fir die Darstellung der
Vermogens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns ist die Gesellschaft von untergeordneter Bedeu-
tung, weil ihre Einbeziehung die Bilanzsumme des Konzerns sowie den Konzernjahresiiberschuss um
weniger als den von der Emittentin definierten Grenzwert verandern wirde. Ferner ist die VOBA-
IMMOBILIEN GmbH zu 50% an der REVO Projektentwicklungsgesellschaft mbH beteiligt. Letztere ist
ebenfalls als Gemeinschaftsunternehmen einzuordnen.
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Konzernorganigramm

Konzern Frankfurter Volksbank RH EIN/MAIN zum 31.Marz 2025
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unternehmen
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6. Organe der Emittentin
a) Uberblick

Die Organe der Emittentin sind der Vorstand, der Aufsichtsrat und die Vertreterversammlung. Die Zustén-
digkeiten dieser Organe sind im Genossenschaftsgesetz und in der Satzung der Emittentin geregelt.

b) Vorstand

Dem Vorstand obliegt die Leitung der Emittentin nach MaRRgabe der Gesetze, insbesondere des Genossen-
schaftsgesetzes, der Satzung und der Geschaftsordnung fir den Vorstand unter Berlicksichtigung der Be-
schlisse der Vertreterversammlung sowie der Beschlisse des Aufsichtsrates. Die Mitglieder des Vorstan-
des vertreten die Emittentin gegentiber Dritten. Der Vorstand der Emittentin besteht satzungsgemaf aus
mindestens zwei Mitgliedern. Der Aufsichtsrat bestellt die Mitglieder des Vorstandes auf unbestimmte Zeit
und bestimmt ihre Anzahl. Der Vorstand stellt eine Geschéaftsordnung im Einvernehmen mit dem Aufsichts-
rat auf. Die aktuelle Fassung der Geschéftsordnung des Vorstands wurde nach Zustimmung des Aufsichts-
rats am 28. November 2024 verabschiedet.

Die nachfolgende Tabelle zeigt die Zusammensetzung des Vorstands zum Datum dieses Prospekts und
beinhaltet Angaben zu den wichtigsten Tatigkeiten, welche die Mitglieder des Vorstands neben der Tatigkeit
bei der Emittentin ausiiben, sofern diese fur die Emittentin von Bedeutung sind:

Name Wichtigste Tatigkeiten neben der Tatigkeit bei der Emittentin
Wunsch-Weber, Eva Maria Aufsichtsratsmitglied der GBK Holding GmbH & Co. KG
(Vorsitzende) Aufsichtsratsmitglied der GBK 1. Beteiligungs GmbH & Co. KG

Vorsitzende der Geschéftsfihrung der DZ Verwaltungs GmbH
Mitglied der Geschéftsfiihrung der NMS DZ Verwaltungs GmbH

Mitglied des Bérsenrats der Frankfurter Wertpapierborse

Jager, Claus Stellvertretender Aufsichtsratsvorsitzender der BEA Birger Energie
(Co-Vorsitzender) Aschaffenburg eG

Stellvertretender Aufsichtsratsvorsitzender der Bayerische Raiffeisen
Beteiligungs AG

Heilig, Ute Aufsichtsratsmitglied der Miinchener Hypothekenbank eG
Hefler, Wolfgang Mitglied des Verwaltungsrats BKK-Akzo Nobel Bayern
Hilbert, Ulrich Vorsitzender der Geschéftsfiihrung der FAG Verwaltungs GmbH

Mitglied der Geschéftsfiihrung der VR-FGI Verwaltungs GmbH
Mitglied der Geschéftsfiihrung der AAG Holding GmbH & Co. KG
Mitglied der Geschéftsfiihrung der AAG Verwaltungs GmbH

Verwaltungsratsvorsitzender der FVBI S.A. Luxemburg
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Mdller, Steven Keine

Pakosch, Ralf Mitglied des Aufsichtsrats der SERVISOPE AG
Aufsichtsratsmitglied der TeamBank AG

Stallhofer, Angelika Veronika Keine

Winkel, Sascha Keine

Die Mitglieder des Vorstands sind tUber die Geschéaftsadresse der Frankfurter Volksbank Rhein/Main eG,
Borsenstral3e 7-11, 60313 Frankfurt am Main, zu erreichen.

c) Aufsichtsrat

Der Aufsichtsrat der Emittentin setzt sich aus mindestens sechs Mitgliedern zusammen, wobei er nach
MaRgabe des Drittelbeteiligungsgesetzes zu einem Drittel aus Arbeitnehmervertretern bestehen muss. Die
Mitglieder des Aufsichtsrats sowie jedes Ersatzmitglied werden fir die Zeit bis zur Beendigung der Haupt-
versammlung gewahlt, die Uber die Entlastung des Aufsichtsrats fur das dritte Geschéftsjahr nach dem
Beginn der Amtszeit beschlief3t. Bei der Berechnung der jeweiligen Amtszeit wird das Geschaftsjahr, in dem
die Amtszeit beginnt, nicht mitgerechnet. Der Aufsichtsrat gibt sich selbst eine Geschaftsordnung. Die ak-
tuelle Fassung der Geschéftsordnung des Aufsichtsrates wurde durch Beschluss des Aufsichtsrates am
28. November 2024 verabschiedet.

Der Aufsichtsrat hat zur Erfullung seiner gesetzlichen und satzungsmaRigen Pflichten funf Ausschisse ge-
bildet. Diese sind der Présidial- und Nominierungsausschuss, der Risikoausschuss, der Prifungsaus-
schuss, der Kreditausschuss und der Bauausschuss. Es ist vorgesehen, ab September 2025 zusatzlich
einen Vergutungskontrollausschuss zu etablieren.

Die nachfolgende Tabelle zeigt die Zusammensetzung des Aufsichtsrats zum Datum dieses Prospekts und
beinhaltet Angaben zu den wichtigsten Tatigkeiten, welche die Mitglieder des Aufsichtsrats neben der Ta-
tigkeit bei der Emittentin ausiiben, sofern diese fur die Emittentin von Bedeutung sind:

Name Wichtigste Tatigkeiten neben der Tatigkeit bei der Emittentin

Rechtsanwalt, Fachanwalt fiir Steuerrecht, Steuerberater,
Wirtschaftsprifer

Dr. Florig, Hans-Georg

(Vorsitzender)
Geschaftsfiuhrer der Florig Rechtsanwaltsgesellschaft mbH

Geschaftsfihrer der Florig & S6hne GmbH Wirtschaftspriifungsgesell-
schaft

Biffar, Hans-Peter, Dipl.- Unternehmensberater

Kfm. Dr. h.c. (stellvertre- Gesellschafter Freunde von Reinhartshausen GbRmbH

tender Vorsitzender)

Miller, Peter Andreas Rechtsanwalt und Notar

(stellvertretender Vorsit- Partner der KNARR & KNOPP MILDE NETUSCHIL ZIMMER Partner-
zender) schaftsgesellschaft GbR

Reinhard, Jurgen, Dipl.- Inhaber der Kommunal- und Unternehmensberatung JR Kombadie

Ing. (FH)
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Name

Wichtigste Tatigkeiten neben der Tatigkeit bei der Emittentin

(stellvertretender Vorsit-
zender)

Dr. Rohloff, Winfried,
(stellvertretender Vorsit-
zender)

Reulwig, Hella (Schrift-
fuhrerin)

Abraham, Iris, Dipl.-Kffr.

Allen, Sebastian Robert

Thorsten Bartsch

Dr. Breid, Volker, Dipl.-
Kfm.

Daldaban, Serdar

Eder-Widmann, Eva

Eibelsh&auser, Benjamin
Engel, Kai-Uwe

Fleckenstein, Konrad R.

Franke, Achim

Gotta, Uwe

Rechtsanwalt und Notar

Partner der Kanzlei Dienst und Kollegen GbR

Keine

Wirtschaftspriferin,

Vorstandsmitglied der Dohm Schmidt Janka Revision und Treuhand AG
Wirtschaftsprifungsgesellschaft

Keine

Leiter der Ausbildungsgemeinschaft

Frankfurter Volksbanken GbR

Geschaftsfihrer der Frankfurter Allgemeine Zeitung GmbH
Geschéftsfuhrer der Frankfurter Societat GmbH
Geschéftsfuhrer der F.A.Z. Electronic Media GmbH
Geschéftsfiihrer der FAZ Career Services GmbH

Geschéftsfuhrer der rosa & leo GmbHVorsitzender des Gesellschafter-
ausschusses der Radio/Tele FFH GmbH & Co. Betriebs-KG

Keine

Geschéftsfiuhrerin der Eder & Heylands Brauerei GmbH & Co. KG

Geschaftsfihrerin Spessartwald Getranke GmbH

Geschaftsfiihrerin Eder’s Familien-Brauerei Beteiligungsgesellschaft
mbH

Geschéftsfuhrerin Brauerei Schlappeseppel GmbH
Keine
Keine

Geschéftsfuhrer und Gesellschafter der Fleckenstein & Kollegen Steu-
erberatungsgesellschaft mbH

Keine

Steuerberater
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Name

Wichtigste Tatigkeiten neben der Tatigkeit bei der Emittentin

Ginther, Michael

Hartnagel, Norbert

Hesbacher, Verena Syl-
via

Kimpel, Elke

Knapp, Peter

Koschara, Pia

Muller, Goétz, Dipl.-
Volksw. und Dipl.-Kfm.

Nuchter, Thomas
Osterhagen, Harald
Ott, Christian Henrich
Patzelt, Sabine

Pfeffer, Michael

Reichert, Thomas

Rink, Norbert, Dipl.-
Volksw.

Geschéftsfuhrender Gesellschafter der Autohaus Gulnther & Schmitt
GmbH

Geschaftsfihrender Gesellschafter der A+M Grundstiicksverwaltungs
GmbH &Co. KG

Geschaftsfihrender Gesellschafter der A+M Verwaltungs GmbH

Geschaftsfihrender Gesellschafter der A+M Anlagenverwaltungs GmbH
& Co. KG

Keine

Steuerberaterin

Unternehmerin

Geschaéftsfihrer CloudHQ Germany GmbH
Geschaftsfihrer der Peter Karl Beteiligungs GmbH

Mitglied des Kuratoriums Urban Future Forums

Keine

Inhaber der Anlagenbau Miiller Kelkheim e. Kfm., Kelkheim (Taunus)

Geschaéftsfuhrender Gesellschafter der Peters Plastic GmbH, Kelkheim
(Taunus)

Keine
Geschaftsfuhrer der OVS Vermdgensverwaltung GmbH
Keine
Keine

Rechtsanwalt, Partner der Rechtsanwalte Bachmann, Hansen, Schuh-
mann u. Partner mbB

Geschaftsfihrer der Haxen-Reichert Metzgerei-, Gaststatten- und Par-
tyservice Betriebsgesellschaft mbH

Eigentimer und Gesellschafter der Thomas Reichert Vermietung + Ver-
pachten

Geschéftsfuhrer der Reichert Medien Consultants GmbH

Prokurist Adam Weber KG
Geschaéftsfihrender Gesellschafter der IC NEO GmbH
Gesellschafter der Weber-Wohnideen GmbH
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Name

Wichtigste Tatigkeiten neben der Tatigkeit bei der Emittentin

Ritter, Ralph

Schlauersbach, Tim

Sixel, Oliver

Tomaszewski, Eduard

Trendel, Andreas

Wirz, Andreas

Wist, Mario

Prinzessin zu Erbach-
Schoénberg, Patricia

Technischer Betriebsleiter

Inhaber Zweirad Zeller — Josef Zeller e.K., Alzenau

Steuerberater

Geschéftsfiihrer der Rhein Main StidRevision GmbH und der SR Sid-
Revision GmbH

Geschaéftsfuhrer und Gesellschafter der Sixel Garten- und Landschafts-

bau GmbH & Co. KG

Geschaftsfihrer und Gesellschafter der Sixel Verwaltungsgesellschaft
mbH

Geschaftsfuhrer und Gesellschafter der Sixel Planung und Baudesign
GmbH & Co. KG

Geschaftsfihrer und Gesellschafter der Sixel Planung und Baudesign
Verwaltungs GmbH

Geschaftsfihrer und Gesellschafter der Olaf Sixel Verpachtungs GmbH
& Co. KG

Geschéftsfuhrer und Gesellschafter der Olaf Sixel Geschéftsfihrungs
GmbH

Geschéftsfuhrer und Gesellschafter der SBT GmbH
Geschéftsfiihrer und Gesellschafter der OSB GmbH
Geschéftsfuhrer und Gesellschafter der RGL GmbH

Geschaftsfiihrer und Gesellschafter der Bastian GmbH & Co. Transport
und Containerdienst KG

Geschaftsfiihrer der Bastian Verwaltungs GmbH,

Geschaéftsfiuhrer der Sixel Management & Service GmbH

Vereidigter Buchprifer und Steuerberater

Inhaber Steuerkanzlei Tomaszewski
Keine

Rechtsanwalt und Mediator

Gesellschafter der Casa Consulting GmbH

Rechtsanwalt,

Gesellschafter Rae Bohlender und Wiist GbR

Geschéftsfihrende Gesellschafterin Auto Jacob GmbH
Geschaftsfiuhrende Gesellschafterin der AJ Verwaltungs GmbH

Geschéftsfuhrerin Autohaus Jacob GmbH & Co. KG
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Die Mitglieder des Aufsichtsrats sind iber die Geschéaftsadresse der Frankfurter Volksbank Rhein/Main eG,
Borsenstral3e 7-11, 60313 Frankfurt am Main, zu erreichen.

d) Vertreterversammlung

Die Vertreterversammlung vertritt die Interessen der Mitglieder der Genossenschaft. Die Mitglieder wéhlen
regelmanRig Vertreter, die die Mitbestimmungs- und Kontrollrechte im Rahmen der jahrlichen Vertreterver-
sammlung austiiben, wobei Vertreter nur natirliche, unbeschrankt geschaftsfahige Personen sein kdnnen,
die Mitglieder der Genossenschaft sind und nicht dem Vorstand oder Aufsichtsrat angehéren. Die Wahl zur
Vertreterversammlung findet alle vier Jahre statt. Laut Satzung der Emittentin ist fir je 100 Mitglieder ein
Vertreter zu wéhlen. Zusétzlich sind — unter Festlegung der Reihenfolge ihres Nachriickens — mindestens
50 Ersatzvertreter zu wéhlen.

Die Vertreterversammlung wahlt — vorbehaltlich der Entsendung eines Drittels der Aufsichtsratsmandate
durch die Arbeitnehmer gemaR dem Drittelbeteiligungsgesetz — den Aufsichtsrat. Weitere Aufgaben der
Vertreterversammlung sind im Genossenschaftsgesetz und in den 8§ 26 ff. der Satzung der Emittentin ge-
regelt. Zu den Befugnissen der Vertreterversammlung gehort u.a. die Anderung der Satzung, die Beschluss-
fassung Uber eine etwaige Verschmelzung der Emittentin, die Feststellung des Jahresabschlusses und die
Entlastung des Vorstandes und des Aufsichtsrates.

e) Interessenkonflikte

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass sich aus Doppelfunktionen von Mitgliedern des Vorstandes,
des Aufsichtsrats und/oder des oberen Managements der Emittentin in anderen Organisationen und Unter-
nehmen Interessenkonflikte ergeben kénnten, die zu Entscheidungen fihren, die nicht im Interesse der
Emittentin und/oder den Wertpapierinhabern liegen.

Abgesehen hiervon bestehen keine tatséchlichen oder potenziellen Interessenkonflikte zwischen den Mit-
gliedern des Vorstands und des Aufsichtsrats in Bezug auf die Emittentin einerseits und ihren privaten Inte-
ressen, ihrer Mitgliedschaft in Organen von Unternehmen oder ihren sonstigen Verpflichtungen anderer-
seits.

7. Informationen tber die Vermégens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin
a) Abschlussprifer der Emittentin

Der Abschlussprifer des Konzernabschlusses der Emittentin fir das am 31. Dezember 2024 endende Ge-
schaftsjahr und das am 31. Dezember 2023 endende Geschéftsjahr war der Genoverband e.V., Wilhelm-
Haas-Platz, 63263 Neu-Isenburg. Der Abschlussprifer hat geprift;

- den Konzernabschluss der Emittentin zum und flir das am 31. Dezember 2024 endende Geschéfts-
jahr;

- den Konzernabschluss der Emittentin zum und fir das am 31. Dezember 2023 endende Geschéfts-
jahr; und

- den Jahresabschluss der Emittentin zum und fir das am 31. Dezember 2024 endende Geschéftsjahr.
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Der Genoverband e.V. sowie deren einzelne Wirtschaftsprifer sind Mitglieder der Wirtschaftspriferkammer,
Rauchstrafl3e 26, 10787 Berlin.

b) Historische Finanzinformationen
Die folgenden historischen Finanzinformationen sind mittels Verweis in diesen Prospekt einbezogen:

- der Konzernabschluss der Emittentin zum und fiir das am 31. Dezember 2024 endende Geschéfts-
jahr;

- der Konzernabschluss der Emittentin zum und fiir das am 31. Dezember 2023 endende Geschéfts-
jahr; und

- der Jahresabschluss der Emittentin zum und fir das am 31. Dezember 2024 endende Geschéftsjahr.

Die in diesen Prospekt durch Verweis einbezogenen historischen Finanzinformationen wurden nach den
Vorschriften des HGB sowie den Bestimmungen der Verordnung tber die Rechnungslegung der Kreditin-
stitute geprift.

Eine Liste der durch Verweis einbezogenen Angaben findet sich im Abschnitt "XIl. DURCH VERWEIS
EINBEZOGENE INFORMATIONEN" auf Seite 83.

c) Wesentliche Veranderungen in den Aussichten und der Vermdégens- und Finanzlage
Seit dem 31. Dezember 2024 gab es keine wesentliche Veranderung in der Finanzlage der Gruppe.
d) Jungste Ereignisse

Die Emittentin hat sich riickwirkend mit Wirkung zum 1. Januar 2024 mit der Raiffeisen-Volksbank Aschaf-
fenburg eG zusammengeschlossen. Bereits im Oktober 2023 war ein Kooperationsvertrag vereinbart wor-
den. Die Vertreterversammlung der Emittentin stimmte den Fusionsplanen am 28. Mai 2024 einstimmig zu.
Die Vertreter der Raiffeisen-Volksbank Aschaffenburg eG gaben am 26. Juni 2024 ein positives Votum mit
einer Zustimmungsquote von rund 97 Prozent ab. Durch die Fusion erwachst eine regionale Genossen-
schaftsbank, deren Geschéftsgebiet von Bad Homburg im Taunus tUber Frankfurt am Main bis nach Aschaf-
fenburg und den Bayerischen Untermain reicht. Die Emittentin setzt damit ihre Strategie als Multiregional-
bank fort. Ziel ist es, die Wettbewerbsposition in der Metropolregion Frankfurt/Rhein-Main weiter auszu-
bauen. Filialnetz und Marke der Raiffeisen-Volksbank Aschaffenburg eG bleiben erhalten. Fir die Mitarbei-
ter gilt eine Beschaftigungsgarantie.

8. Trendinformationen

Seit dem 31. Dezember 2024 gab es keine wesentliche Verschlechterung der Aussichten der Emittentin
und keine wesentliche Anderung der Finanz- und Ertragslage der Gruppe.

Die Prognose fur die wirtschaftliche Entwicklung im Jahr 2025 ist in besonderem Mal3e von Unsicherheit
gepragt. Die anhaltenden geopolitischen Konflikte, der weitere Fortgang des Krieges in der Ukraine und der
kunftige wirtschaftspolitische Kurs der neuen amerikanischen Regierung kénnen erhebliche Auswirkungen
auf das Wachstum der Weltwirtschaft haben. Insbesondere die stark exportabhéngige deutsche Wirtschaft
ware hierdurch belastet. Die Weltwirtschaft diirfte voraussichtlich auch 2025 in moderatem Tempo wachsen,
wobei die Unsicherheit aufgrund des zunehmenden Protektionismus hoch ist. In den USA dirfte sich das
vergleichsweise robuste Wachstum nicht zuletzt aufgrund anhaltender fiskalischer Impulse fortsetzen. So
plant die neue Administration die Verlangerung der zum Jahresende auslaufenden Steuersenkungen fir
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Unternehmen und private Haushalte. Zum Zeitpunkt der Prognoseerstellung herrscht noch weitgehend
Unklarheit Uber weitere MaRhahmen, beispielsweise in der Handels-, Zoll- und Migrationspolitik. Diese
kénnen erhebliche Auswirkungen auf Wachstum und Inflation in den USA und damit auch auf den weiteren
geldpolitischen Kurs der amerikanischen Notenbank haben. Fir Europa wird ein moderater Anstieg des
Bruttoinlandsprodukts erwartet, zu dem auch weiter sinkende Leitzinsen im Jahresverlauf beitragen kénnen.

Zu Beginn des Jahres 2025 herrschte in Deutschland aufgrund der bevorstehenden Neuwahlen erhebliche
Unsicherheit Uber den weiteren wirtschafts- und finanzpolitischen Kurs. Zudem besteht die Gefahr, dass die
mogliche Erhebung von Zéllen auf européische Waren durch die amerikanische Regierung wichtige
Sektoren der deutschen Exportindustrie in besonderem Mal3e belasten kdnnte. Die schwache konjunkturelle
Entwicklung des vergangenen Jahres dirfte sich daher zunachst noch fortsetzen. Erst im weiteren Verlauf
des Jahres kodnnte es bei nachlassender Unsicherheit zu einer leichten Belebung der Konjunktur kommen.
Der private Konsum wird sich wohl nur geringfligig verbessern, da die Einkommen weniger stark als in den
Vorjahren ansteigen. Zudem stellt sich die Lage am Arbeitsmarkt vor allem aufgrund der Schwéche in
wichtigen Industriezweigen weniger robust dar. Der AuRenhandel kdnnte von der leichten Belebung in der
Eurozone und der stabilen Weltwirtschaft profitieren, sofern es nicht zu protektionistischen MalZnahmen der
US-Regierung kommt. Die Investitionsnachfrage wird sich 2025 aufgrund der derzeit niedrigen
Kapazitatsauslastung wohl noch nicht beleben. Im Wohnungsbau ist bei einer anhaltend hohen Nachfrage
nach Wohnraum mit einer Stabilisierung auf niedrigem Niveau zu rechnen. Das allgemeine Preisniveau wird
sich nach einem voribergehenden Anstieg im Winterhalbjahr wieder abschwéchen. Die Deutsche
Bundesbank prognostiziert im Jahresdurchschnitt eine Inflationsrate von etwa 2,4 Prozent (Quelle: vgl.
Deutsche Bundesbank: Pressenotiz zur Deutschland-Prognose vom 13. Dezember 2024). Die EZB wird die
Leitzinsen voraussichtlich schrittweise weiter senken, so dass die Geldpolitik im Jahresverlauf zunehmend
weniger restriktiv wirken wird. Insgesamt ist fur das Jahr 2025 nur mit einem leichten Anstieg des
Bruttoinlandsprodukts um etwa 0,2 Prozent zu rechnen (Quelle: vgl. Deutsche Bundesbank: Pressenotiz
zur Deutschland-Prognose vom 13. Dezember 2024).

Auch fur die Wirtschaftsregion Frankfurt/Rhein-Main und den bayerischen Untermain bleiben die Aussichten
fur eine wirtschaftliche Belebung im Jahr 2025 verhalten. Sowohl die Bewertung der aktuellen Lage als auch
die Erwartungen der Unternehmen haben sich bis zuletzt eingetriibt. Risiken sehen die befragten
Unternehmen insbesondere mit Blick auf die weitere Entwicklung der Inlandsnachfrage und die
wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen. Daneben stellen der Fachkraftemangel sowie steigende
Arbeitskosten und Energiepreise wesentliche Risiken aus Sicht der Unternehmen dar. Vor diesem
Hintergrund geht die Investitionsbereitschaft der Unternehmen wieder zuriick und die Beschéaftigung
stagniert. Dies trifft sowohl fiir die Industrie als auch fir den Handel zu. Im Dienstleistungssektor, der fir die
Wirtschaftsregion Frankfurt/Rhein-Main besonders bedeutsam ist, wird eine nahezu unverandert positive
Beschéaftigungsentwicklung erwartet. Stabilisiert zeigt sich dagegen die Lage in der Bau- und
Immobilienwirtschaft, die in besonderem Umfang von sinkenden Zinsen profitieren kann. Die Erwartung fir
die Beschéftigung im Sektor haben sich hier zuletzt verbessert. Als einziger Wirtschaftssektor in der Region
schatzt die Finanz- und Versicherungswirtschaft sowohl die aktuelle Lage als auch die zukunftige
Entwicklung positiv ein. Allerdings sieht sich der Sektor, der per Saldo weiterhin Personal aufbauen mdéchte,
in besonderem Maf3e mit dem Problem konfrontiert, offene Stellen nicht besetzen zu kénnen. Insgesamt
durfte sich die regionale Wirtschaft bei aller Unsicherheit aufgrund der groRen Bedeutung des Finanzsektors
etwas ginstiger entwickeln als der Bundesdurchschnitt.

9. Gerichts- und Schiedsverfahren

Im Rahmen des laufenden Bankgeschéfts ist die Emittentin regelmafiig, so auch zum Zeitpunkt dieses
Prospekts, sowohl auf Klager- als auch auf der Beklagtenseite, an Gerichtsverfahren beteiligt. Hierbei han-
delt es sich primér um zivilrechtliche Verfahren, bedingt durch Rechtsstreitigkeiten mit Kunden der Emitten-
tin. Der Ausgang dieser Verfahren wird sich voraussichtlich nicht erheblich auf die Finanzlage und
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Rentabilitat der Emittentin auswirken. Fur Risiken im Zusammenhang mit Rechtsstreitigkeiten hat die Emit-
tentin zum 31. Dezember 2024 Ruickstellungen in Hohe von insgesamt EUR 9.150.998,59 gebildet. Davon
entfallt auf die mogliche Riickerstattung von Negativzinsen ein Anteil in Hhe von EUR 750.000.

Es gibt jedoch keine staatlichen Interventionen, Gerichts- oder Schiedsgerichtsverfahren (einschlie3lich der-
jenigen Verfahren, die nach Kenntnis der Emittentin noch anhéngig sind oder eingeleitet werden kdnnten),
die im Zeitraum der mindestens zwdlf letzten Monate stattfanden oder abgeschlossen wurden und an denen
eine Gesellschaft der Gruppe beteiligt war oder ist und die sich erheblich auf die Finanzlage oder die Ren-
tabilitat der Emittentin und/oder der Gruppe ausgewirkt haben oder sich in Zukunft auswirken kénnten.

Gleichwohl kénnen im Rahmen ihres Geschéfts die Emittentin und die zur Gruppe gehérenden Gesellschaf-
ten in staatliche Interventionen, Gerichts- oder Schiedsgerichtsverfahren einbezogen werden, die sich er-
heblich auf die Finanzlage oder die Rentabilitdt der Emittentin oder der Gruppe auswirken koénnten. Die
endgiltige Verbindlichkeit kann von den aufgrund von Prognosen tber den wahrscheinlichen Ausgang sol-
cher Verfahren gebildeten Rickstellungen abweichen.

10. Wesentliche Vertrage

Wie alle Genossenschaftshanken gehort die Emittentin zur Erflillung ihrer gesetzlichen Vorgaben zur Ein-
lagensicherung institutsbezogenen Sicherungssystemen an. Ziel der Institutssicherungssysteme ist es, die
ihnen angeschlossenen Institute vor Insolvenz und Liquidation zu bewahren. Dies fiihrt dazu, dass Entscha-
digungsfalle bei angeschlossenen Mitgliedsinstituten grundsatzlich vermieden werden sollen, so dass die
Einlagen der Kunden mittelbar in voller Héhe geschiitzt sind. Die Gruppe gehdrt der als gesetzliches Einla-
gensicherungssystem anerkannten BVR Institutssicherung GmbH und der freiwilligen Sicherungseinrich-
tung des Bundesverbandes der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken (Sicherungseinrichtung des
BVR) an. Ubersteigen die fiir die Regelung eines Stiitzungsfalls notwendigen Aufwendungen die vorhande-
nen Mittel der Sicherungseinrichtung des BVR, tritt ein Uberregionaler Ausgleich unter den angeschlosse-
nen Kreditinstituten ein. Um die erforderlichen Mittel zur Aufrechterhaltung der vorstehenden Institutssiche-
rungssysteme aufzubringen, kann die Emittentin verpflichtet sein, sich an den vorgenannten Stitzungsmalfi-
nahmen zu beteiligen.

Die Emittentin hat am 17. April 2024 einen Verschmelzungsvertrag mit der Raiffeisen-Volksbank Aschaf-
fenburg eG geschlossen. Die Vertreterversammlung der Emittentin stimmte dem Abschluss des Verschmel-
zungsvertrags am 28. Mai 2024 zu und die Vertreterversammlung der Raiffeisen-Volksbank Aschaffenburg
eG am 26. Juni 2024. Durch die Fusion entstand eine regionale Genossenschaftsbank, deren Geschéafts-
gebiet von Bad Homburg im Taunus tber Frankfurt am Main bis nhach Aschaffenburg und den Bayerischen
Untermain reicht. Die Emittentin setzt damit ihre Strategie als Multiregionalbank fort. Ziel ist es, die Wettbe-
werbsposition in der Metropolregion Frankfurt/Rhein-Main weiter auszubauen

11. Rating
Weder die Emittentin noch eine ihrer Tochtergesellschaften haben die Erstellung eines Ratings beauftragt.

Die Emittentin ist Mitglied im BVR und der Genossenschaftlichen FinanzGruppe. Der BVR hat fur die Ge-
nossenschaftliche FinanzGruppe eine Bonitatsbeurteilung bei den Ratingagenturen S&P Global Ratings
Europe Limited (S&P) und Fitch Ratings Ireland Limited (Fitch) beauftragt.

Die Ratingagentur S&P hat der Genossenschaftlichen FinanzGruppe im Januar 2025 ein Langfrist-Rating
von ,A+“ und ein Kurzfrist-Rating von ,A-1" erteilt. Die von S&P vergebenen Langfrist-Ratings reichen von
AAA" (beste Note) bis ,D" (schlechteste Note), wobei die Ratings von ,AA" bis ,,CCC" durch ein Hinzuftigen
eines Plus- oder Minuszeichens modifiziert werden kdnnen, um die jeweilige Position des Ratings innerhalb
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einer Kategorie darzustellen. Die Kurzfrist-Ratings reichen von ,A-1+“ (beste Note) bis ,D“ (schlechteste
Note). Eine Person mit dem Langfrist-Rating ,A“ verflgt Gber eine starke Fahigkeit zur Erfullung ihrer finan-
ziellen Verbindlichkeiten, ist aber etwas anfalliger fiir nachteilige Auswirkungen von Anderungen der Um-
stédnde und wirtschaftlichen Bedingungen als Personen in héheren Ratingkategorien. Eine Person mit dem
Kurzfrist-Rating ,,A-1“ weist eine starke Fahigkeit auf, seine finanziellen Verpflichtungen zu erfillen.

Die Ratingagentur Fitch hat der Genossenschaftlichen FinanzGruppe im April 2025 ein Langfrist-Rating von
LAA-“ und ein Kurzfrist-Rating von ,F1+" erteilt. Die von Fitch vergebenen Langfrist-Ratings reichen von
AAA" (beste Note) bis ,D" (schlechteste Note), wobei die Ratings von ,AA" bis ,,CCC" durch ein Hinzufligen
eines Plus- oder Minuszeichens modifiziert werden kénnen, um den relativen Status innerhalb einer Kate-
gorie auszudriicken. Die Kurzfrist-Ratings reichen von ,F1+“ bis ,D“. ,AA“-Ratings bezeichnen die Erwar-
tung eines sehr geringen Ausfallrisikos und weisen auf eine sehr hohe Fahigkeit zur Erfillung von Finanz-
verbindlichkeiten hin. Diese Fahigkeit ist nicht besonders anfallig fir unvorhersehbare Ereignisse. ,F1“-Ra-
tings stehen fur die starkste Kapazitat zur zeitgerechten Bedienung finanzieller Verbindlichkeiten und die
hdchste kurzfristige Kreditqualitat, wobei durch das Plus-Zeichen aul3ergewothnliche Féhigkeiten gekenn-
zeichnet werden.

Die Angaben der Ratingagenturen wurden der Website des BVR (siehe
https://www.bvr.de/Wer_wir_sind/Genossenschaftliche FinanzGruppe#teilbereich137A) entnommen. Die
Emittentin bestétigt, dass diese korrekt wiedergegeben wurden und dass — soweit es ihr bekannt ist und sie
es aus den vom BVR verdffentlichten Informationen ableiten konnte — keine Tatsachen unterschlagen wur-
den, die die wiedergegebenen Informationen unkorrekt oder irrefihrend gestalten wirden. Die Emittentin
Ubernimmt fir die Vollstandigkeit und Richtigkeit der auf der vorgenannten Internetseite enthaltenen Inhalte
keine Gewahr.

Die Ratingagenturen S&P und Fitch haben ihren Sitz in der Européischen Union und sind im Einklang mit
der Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009
Uber Ratingagenturen in der jeweils geltenden Fassung registriert und in der Liste der registrierten Ratinga-
genturen der Europaischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehérde auf deren Internetseite aufgefihrt
(https://www.esma.europa.eu/credit-rating-agencies/cra-authorisation).

Ratinginformationen sind fiur Anleger lediglich eine Entscheidungshilfe, ersetzen nicht die eigene
Urteilsbildung und sind nicht als Kauf- oder Verkaufsempfehlung zu verstehen. Anleger missen
sich ungeachtet vorhandener Ratings ein eigenes Urteil Gber die Bonitat der Emittentin bilden.
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V.ANGABEN ZU DEN SCHULDVERSCHREIBUNGEN UND ZUM ANGEBOT DER
SCHULDVERSCHREIBUNGEN

1. Grunde fur das Angebot und Verwendung des Emissionserldses

Die Emittentin verwendet den Erlos aus der Begebung von Schuldverschreibungen grundsétzlich zur Finan-
zierung ihrer allgemeinen Geschéftstatigkeit. Sie hat die Freiheit, die Erldse nach eigenem Ermessen zu ver-
wenden.

Die Angabe der genaueren Griinde fiir das jeweilige Angebot von Schuldverschreibungen und der Verwen-
dungszweck der Ertrage aus der Begebung dieser Schuldverschreibungen erfolgt dabei in den jeweiligen End-
glltigen Bedingungen. In den Endglltigen Bedingungen wird der geschatzte Nettoerlés angegeben werden,
der nach den einzelnen wichtigsten Zweckbestimmungen aufgeschliisselt und entsprechend ihrer Prioritét
dargestellt wird. Sollten die geschéatzten Gesamtkosten in den Endgultigen Bedingungen angegeben werden,
erfolgt ebenfalls eine Aufschliisselung nach den einzelnen wichtigsten Zweckbestimmungen und ihrer Priori-
tat.

2. Ermachtigung

Der Vorstand der Emittentin hat am 29. Mai 2023 den Beschluss zur Erstellung des Prospektes und zur
Einflhrung eines Emissionsprogramms gefasst.

3. Interessen und Interessenkonflikte

Nach dem Wissen der Emittentin bestehen keine wesentlichen Interessen oder Interessenkonflikte in Bezug
auf die Ausgabe von Schuldverschreibungen unter diesem Prospekt.

Die Emittentin weist allerdings darauf hin, dass sie grundsétzlich das Recht hat, Wertpapiere (einschlief3lich
der Schuldverschreibungen gemaR diesem Prospekt) fir eigene Rechnung oder fiir Rechnung Dritter zu
erwerben und zu verauRern sowie weitere Schuldverschreibungen zu begeben. Dies kénnte zu einem Inte-
ressenkonflikt fihren.

Es besteht zudem die Mdglichkeit potenzieller Interessenkonflikte, die sich gegebenenfalls aus unterschied-
lichen Vertragspartnern, die an der Emission beteiligt sind, ergeben kdnnen. So ist es mdglich, dass von
der Emittentin beauftragte nattrliche oder juristische Personen als Vertriebspartner beteiligt sind, die még-
licherweise eigene, den Interessen der Anleiheglaubigern entgegenstehende, Interessen verfolgen. Insbe-
sondere kénnte die Emittentin ihren Vertriebspartnern Provisionen im Zusammenhang mit dem Vertrieb der
Schuldverschreibungen zahlen. Die Tatsache, dass Provisionen in Verbindung mit den Schuldverschrei-
bungen existieren kénnten, birgt potenzielle Interessenkonflikte. Dies liegt daran, dass der Vermittler még-
licherweise ein Interesse daran hat, hauptsachlich solche Schuldverschreibungen an seine Kunden zu ver-
kaufen, fur deren Verkauf er die hdchsten Provisionen erhélt. Ausgeschlossen werden kann daher nicht,
dass diese Vermittler eigene Interessen im Zusammenhang mit dem Vertrieb der Schuldverschreibungen
der Emittentin verfolgen und eine Anlageentscheidung oder -empfehlung statt im Interesse des Anlegers
zumindest teilweise im Eigeninteresse erfolgt. Eventuelle weitere Interessenkonflikte seitens der Emittentin
oder anderer nattrlicher oder juristischer Personen, die an der Emission bzw. dem Angebot der Schuldver-
schreibungen beteiligt sind, werden bei Bedarf in den Endgultigen Bedingungen dargestellt.
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4. Angaben zu den anzubietenden Schuldverschreibungen
a) Verzinsung der Schuldverschreibungen

Die Anleiheglaubiger erhalten wahrend der Laufzeit der Schuldverschreibungen am entsprechenden in den
Anleihebedingungen festgelegten Zinszahlungstag die Zahlung in Hohe des festgelegten Zinsbetrags fur
die vorausgegangene Zinsperiode. Sofern es sich nicht um eine Stufenzinsschuldverschreibung handelt,
bleibt der Zinssatz fir die gesamte Laufzeit der festverzinslichen Schuldverschreibungen unverandert. Bei
Stufenzinsschuldverschreibungen hingegen kann sich der Zinssatz wahrend der Laufzeit erhéhen und/oder
verringern, wobei nicht in jeder Zinsperiode eine Anderung des Zinssatzes erfolgen muss. Stufenzinsschuld-
verschreibungen sind zu wechselnden Satzen festverzinslich.

b) Gesamtnennbetrag und Stiickelung

Die Festlegung des Gesamtnennbetrages sowie die Stlickelung der Schuldverschreibungen erfolgt in den
Endgultigen Bedingungen. Die Zuteilung der Schuldverschreibungen erfolgt bis zur Gesamthdhe des in den
Endgultigen Bedingungen festgelegten Gesamtnennbetrags. Eine gesonderte Meldung des zugeteilten Be-
trags erfolgt nicht.

c) Begebungstag

Informationen Uber den voraussichtlichen Begebungstag der jeweiligen Schuldverschreibungen sind in den
jeweiligen Endgultigen Bedingungen enthalten.

d)  Form und Ubertragbarkeit

Die als Inhaberschuldverschreibungen begebenen Schuldverschreibungen sind fir die Laufzeit in einer bei
dem Clearingsystem hinterlegten Globalurkunde (Globalurkunde) verbrieft. Wahrend der Anspruch der
Anleiheglaubiger auf Lieferung einzelner Schuldverschreibungen (sog. effektive Stlicke) ausgeschlossen
ist, stehen den Anleiheglaubigern Miteigentumsanteile an der Globalurkunde zu, die gemal} den Regeln
und Bestimmungen des Clearingsystems frei Gbertragbar sind.

e) Hinterlegungsstelle und Clearingsystem

Die Clearstream Banking AG, Mergenthalerallee 61, 65760 Eschborn, bzw. jeder Funktionsnachfolger fun-
giert als Hinterlegungsstelle fiir die Globalurkunden und Clearingsystem fiir die Schuldverschreibungen.

f) Wahrungen

Die Schuldverschreibungen werden in Euro begeben werden.
g) Status und Rang der Schuldverschreibungen

Die Schuldverschreibungen kénnen als

0] unbesicherte und nicht-nachrangige, bevorrechtigte (keine Schuldtitel im Sinne des § 46f Absatz 6
Satz 1 KWG —Senior Preferred) Schuldverschreibungen, oder als

(i)  unbesicherte und nicht-nachrangige, nicht-bevorrechtigte (Schuldtitel im Sinne des § 46f Absatz 6
Satz 1 KWG —Senior Non-Preferred) Schuldverschreibungen

begeben werden.
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(i) Rang im Insolvenzverfahren

Der Rang der Schuldverschreibungen im Fall eines gegen die Emittentin erdffneten Insolvenzverfahrens
bestimmt sich wie folgt:

(aa) Nicht-nachrangige, bevorrechtigte (Senior Preferred) Schuldverschreibungen

Sofern unbesicherte und nicht-nachrangige, bevorrechtigte (Senior Preferred) Schuldverschreibungen ge-
maf diesem Prospekt begeben werden, stellen sie unmittelbare, nicht besicherte und nicht-nachrangige
Verbindlichkeiten der Emittentin dar, die untereinander und mit allen anderen nicht besicherten und nicht-
nachrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin gleichrangig sind. Dies gilt nicht, sofern diesen anderen Ver-
bindlichkeiten durch zwingende gesetzliche Bestimmungen ein Vorrang oder niedrigerer Rang im Insolvenz-
verfahren eingerdaumt oder in deren vertraglichen Bedingungen ausdriicklich auf einen niedrigeren Rang im
Insolvenzverfahren hingewiesen wird. Diese Schuldverschreibungen gelten im Sinne des § 46f Absatz 5
KWG in der seit dem 21. Juli 2018 gultigen Fassung als sog. bevorrechtigte Schuldtitel (auch sog. Senior
Preferred) und haben Vorrang vor allen nicht-bevorrechtigten Schuldtiteln im Sinne des § 46f Absatz 6
Satz 1 KWG (einschlie3lich gemal § 46f Absatz 9 KWG aller Schuldtitel, die aufgrund des § 46f Absatz 5
bis 7 KWG in der bis zum 20. Juli 2018 geltenden Fassung per Gesetz als nicht-bevorrechtigte Schuldtitel
gelten)

(bb) Nicht-nachrangige, nicht-bevorrechtigte (Senior Non-Preferred) Schuldverschreibungen

Sofern unbesicherte und nicht-nachrangige, nicht-bevorrechtigte (Senior Non-Preferred) Schuldverschrei-
bungen unter diesem Prospekt begeben werden, stellen sie unmittelbare, nicht besicherte und nicht-nach-
rangige Verbindlichkeiten der Emittentin dar, die untereinander gleichrangig sind. Die Schuldverschreibun-
gen werden im Sinne von 8 46f Absatz 6 Satz 1 KWG als nicht-bevorrechtigte Schuldtitel begeben und
haben im Insolvenzverfahren einen niedrigeren Rang als andere nicht besicherte und nicht-nachrangige
Verbindlichkeiten der Emittentin. Die Forderungen aus den Schuldverschreibungen sind (i) gleichrangig mit
allen anderen nicht-bevorrechtigten Schuldtiteln, die gemaf ihren vertraglichen Bedingungen oder kraft
zwingender gesetzlicher Bestimmungen als unbesicherte und nicht-nachrangige Verbindlichkeiten im Insol-
venzverfahren einen niedrigeren Rang als andere nicht besicherte und nicht-nachrangige Verbindlichkeiten
der Emittentin haben, sowie (ii) vorrangig gegeniber allen Verbindlichkeiten der Emittentin, die gemaf ihren
vertraglichen Bedingungen oder kraft Gesetzes nachrangige Verbindlichkeiten sind. Dies hat zur Folge,
dass die Schuldverschreibungen im Insolvenzverfahren im Rang nach den Ubrigen gegenwartigen und zu-
kunftigen unbesicherten und nicht-nachrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin (einschlieBlich aller be-
vorrechtigten Schuldtitel) stehen. Im gleichen Rang wie ausstehende Schuldtitel der Emittentin, die vor dem
21. Juli 2018 begeben wurden und aufgrund der vorhergehenden Fassung des § 46f Absatz 5 bis 7 KWG
gesetzlich als nichtnachrangige und nicht-bevorrechtigte (Senior Non-Preferred) Verbindlichkeiten gelten
stehen ferner diese unbesicherten und nicht-nachrangigen, nicht-bevorrechtigten Schuldverschreibungen,
wenngleich sie vorrangig gegeniiber allen nachrangigen Schuldverschreibungen der Emittentin sind.

(ii) Rang im Fall der Anwendung von AbwicklungsmalRnahmen

Die Rangstufe eines Anleiheglaubigers im Fall der Anwendung von Abwicklungsmal3nahmen geman der
SRM-VO (Bail-in-Instrumente) richtet sich grundsétzlich — in umgekehrter Reihenfolge — nach der Rang-
position bzw. der Nachrangigkeit der Schuldverschreibungen in der Insolvenz der Emittentin. Je ndher die
Rangstufe eines Wertpapiers an der Rangstufe eines Eigentimers der Emittentin liegt, desto wahrscheinli-
cher ist es, dass dieses Wertpapier im Falle von AbwicklungsmafRnahmen von einer Glaubigerbeteiligung
betroffen ist. Die unbesicherten und nicht-nachrangigen, nicht-bevorrechtigten (Senior-Non-Preferred)
Schuldverschreibungen, die gemaR diesem Prospekt begeben werden, liegen naher an der Rangstufe eines
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Eigentiimers der Emittentin als die unbesicherten und nicht-nachrangigen, bevorrechtigten (Senior Prefer-
red) Schuldverschreibungen, die unter diesem Prospekt begeben werden.

h) Rechte der Anleiheglaubiger

Durch den Erwerb von unter diesem Prospekt begebenen Schuldverschreibungen erhalten Anleger gemaf
den Anleihebedingungen bei Félligkeit einen Anspruch auf Rickzahlung der Schuldverschreibungen zum
Nennbetrag sowie auf Zahlung von Zinsen. Eine Festlegung der genauen Ausgestaltung der Wertpapiere
erfolgt in den Anleihebedingungen. Die Wertpapiere verbriefen abgesehen davon kein Recht auf (weitere)
Zins- oder Dividendenzahlungen oder sonstige regelmafige Ausschittungen.

Im Fall einer vorzeitigen Riickzahlung der Schuldverschreibungen nach Wahl der Emittentin haben die An-
leiheglaubiger einen Anspruch auf Riickzahlung der Schuldverschreibungen zum Nennbetrag zuztglich der
zum Wahl-Riickzahlungstag (Call) (ausschlief3lich) (wie in den Anleihebedingungen definiert) aufgelaufe-
nen Zinsen. Den Glaubigern der Schuldverschreibungen steht ein ordentliches Kiindigungsrecht nicht zu.

Eine detaillierte Auflistung der weiteren Ausstattungsmerkmale der Schuldverschreibungen und damit der
genauen, mit den jeweiligen Wertpapieren verbundenen Rechte findet sich in den Anleihebedingungen, in
denen samtliche fur die Schuldverschreibungen und die Rechtsbeziehungen zwischen Emittentin und An-
leger aus diesen Wertpapieren wichtigen Einzelheiten dokumentiert werden. Diese Anleihebedingungen,
die die genauen Ausstattungsmerkmale enthalten, werden in den jeweiligen Endgultigen Bedingungen wie-
derholt.

Daruber hinaus stehen den Anleiheglaubigern Teilnahme- und Stimmrechte bei eventuellen Glaubigerver-
sammlungen zu, in denen Bestimmungen der Schuldverschreibungen mit Wirkung fur alle Glaubiger unter
Umstéanden aufgrund kollektiver Bindung geandert werden kénnen.

i) Rechtsordnung, der die Schuldverschreibungen unterliegen
Die Schuldverschreibungen unterliegen dem Recht der Bundesrepublik Deutschland.
)] Ruckzahlung und vorzeitige Riickzahlung der Schuldverschreibungen

Der Zeitpunkt der Riickzahlung der Schuldverschreibungen und der bei der Ruckzahlung zu zahlende Be-
trag wird in den Endgultigen Bedingungen angegeben. Ferner erfolgt in diesen zudem die Angabe, ob die
betreffenden Schuldverschreibungen nach Wahl der Emittentin vor ihrer festgelegten Endfalligkeit gekiindigt
und zuriickgezahlt werden kénnen. Eine vollstandige, nicht teilweise, vorzeitige Riickzahlung der Schuld-
verschreibungen unter Einhaltung der in den Anleihebedingungen festgelegten Kiindigungsfrist nach Kuin-
digung gegeniiber den Anleiheglaubigern ist in diesem Fall mdglich. In den Endgultigen Bedingungen wird
dargelegt, ob die Ausiibung dieses Wahlrechts der Emittentin einer vorherigen Zustimmung der zustandigen
Aufsichtsbehorde zu einer solchen vorzeitigen Riickzahlung bedarf und von dieser abhangig ist.

k) Zahlstelle und Berechnungsstelle

Die Emittentin fungiert als anféangliche Zahlstelle und Berechnungsstelle fiir die Schuldverschreibungen. Die
Berechnungsstelle fuhrt alle Berechnungen im Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen durch. Die
Anleihebedingungen sehen die Méglichkeit vor, eine andere Zahl- und/oder Berechnungsstelle zu bestellen.

1) Vorlegungsfrist und Verjahrung

Gemal § 801 Absatz 1 Satz 1 des Burgerlichen Gesetzbuches ist fur féallige Schuldverschreibungen grund-
satzlich eine Vorlegungsfrist von 30 Jahren zu beriicksichtigen. Diese Frist wird vorliegend auf zehn Jahre
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verkurzt. FUr Anspriche aus Schuldverschreibungen, die innerhalb der Vorlegungsfrist zur Zahlung vorge-
legt werden, betragt die Verjahrungsfrist zwei Jahre vom Ende der jeweiligen Vorlegungsfrist an.

m)  Vero6ffentlichung von Mitteilungen

Eine Verdffentlichung von Mitteilungen, welche die Schuldverschreibungen betreffen, erfolgt gemaf § 8
(Bekanntmachungen) in den Anleihebedingungen.

n) Borsennotierung und Handelbarkeit

Eine Zulassung der Schuldverschreibungen zum Handel am regulierten Markt einer Borse, einem Diritt-
landsmarkt oder an einem KMU-Wachstumsmarkt erfolgt nicht. Die Emittentin beabsichtigt auch nicht, die
Einbeziehung der Schuldverschreibungen in den Handel im Freiverkehr einer Wertpapierbérse oder in den
Handel an einem multilateralen Handelssystem zu beantragen.

0) Wertpapierkennnummern

Informationen in Bezug auf die Internationale Wertpapierkennnummer (ISIN) und/oder die Wertpapierkenn-
nummer (WKN) und/oder weitere WKN der jeweiligen Schuldverschreibungen sind in den jeweiligen End-
glltigen Bedingungen enthalten.

p) Rendite

Die Berechnung der Emissionsrendite fur die Schuldverschreibungen (einschlie8lich Stufenzinsschuldver-
schreibungen) erfolgt entweder auf Grundlage der sog. ICMA-Methode, die dazu dient, die Effektivverzin-
sung von Schuldverschreibungen unter Beriicksichtigung der taglichen Stiickzinsen zu ermitteln, oder auf-
grund einer anderen Berechnungsmethode. Die Angabe der Emissionsrendite und der Berechnungsme-
thode erfolgt in den Endgultigen Bedingungen.

5. Angaben zum Angebot der Schuldverschreibungen

Die spezifischen Bedingungen und Konditionen des Angebotes werden vor Beginn einer Emission festge-
legt und in den endgiltigen Bedingungen veroffentlicht. Diese Endgultigen Bedingungen werden bei der
BaFin hinterlegt.

a) Bedingungen und Konditionen des Angebots

Die Emittentin behalt sich das Recht vor, eine Emission von Schuldverschreibungen nicht durchzufiihren
oder vorzeitig zu beenden, wenn sich das Marktumfeld oder sonstige Rahmenbedingungen wéhrend des
Angebotszeitraums so signifikant veréandern, dass die Marktgerechtigkeit des Angebots der Schuldver-
schreibungen nach Einschétzung der Emittentin nicht mehr gegeben ist. Die Kategorien von potenziellen
Investoren, an die sich das Angebot richtet, werden in den Endgultigen Bedingungen festgelegt.

b) Emissionsvolumen und Stiickelung

Die Veroffentlichung des Emissionsvolumens des Angebots sowie die Stiickelung der Schuldverschreibun-
gen erfolgt in den Endgultigen Bedingungen.

c) Beginn des dffentlichen Angebots und Verkaufsbeginn

Ein Angebot der Emission erfolgt im freih&ndigen Verkauf sowohl fir einen einzelnen Investor/eine Investo-
rengruppe als auch fir Privatanleger. Der Zeitraum des 6ffentlichen Angebots wird in den Endgiltigen
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Bedingungen geregelt. Im Rahmen des 6ffentlichen Angebots kdnnen die Schuldverschreibungen freiblei-
bend zum jeweiligen Verkaufspreis bei der Emittentin erworben werden.

d) Zeichnungsphase

Es ist keine Zeichnungsphase vorgesehen.

e) Zuteilung der Wertpapiere bei Uberzeichnung

Aufgrund des fehlenden Zeichnungsverfahrens kann es nicht zu einer Uberzeichnung kommen.
f) Mindestzeichnung und Mindestanlagebetrag

Aufgrund des fehlenden Zeichnungsverfahrens gibt es keine Mindestzeichnung; ein Mindestanlagebetrag
wird in den Endgtiltigen Bedingungen festgelegt.

9) Zustandekommen des Kaufvertrags Uber Schuldverschreibungen

Die Annahme des Kaufantrages durch die Emittentin lasst den Kauf der Wertpapiere zustande kommen.
Gegen Zahlung des Kaufpreises erhalten die Anleiheglaubiger eine Gutschrift an der Globalurkunde in ihr
jeweiliges Wertpapierdepot in Hohe ihres Miteigentumsanteils, gebucht spatestens am Valutatag.

h) Zuteilung der Schuldverschreibungen

Ein Verkauf der Schuldverschreibungen erfolgt an Privatanleger und/oder an institutionelle Investoren in
Deutschland. Die Depotbank des Erwerbers lasst diesem sodann eine Abrechnung Uber die H6he des von
ihm erworbenen Betrages zukommen. Die Zuteilung erfolgt bis zur vollstindigen Hohe des festgelegten
Ausgabevolumens in der zeitlichen Reihenfolge des Eingangs der Kaufantrage. Es existiert kein spezielles
Verfahren zur Meldung des zugeteilten Betrags.

i) Festlegung des Ausgabepreises

Die Emittentin legt in den Endgultigen Bedingungen den anfanglichen Ausgabepreis fest. Gegebenenfalls
werden die Schuldverschreibungen im Anschluss daran freibleibend zum Verkauf gestellt; die Verkaufs-
preise werden dann fortlaufend festgesetzt. Eine Regelung der Modalitaten fir den Einzelfall findet sich in
den Endgiltigen Bedingungen. Zudem kann die Emittentin in den Endglltigen Bedingungen festlegen, ob
sie unabhangig von der Erteilung einer Abrechnung an jedem Geschéftstag auf Anfrage Ankaufskurse stellt
und Schuldverschreibungen erwirbt.

)] Platzierung und Vertrieb

Die Schuldverschreibungen kénnen bei der Emittentin bezogen werden. Fur den Fall, dass eine Platzierung
oder der Vertrieb durch ein oder mehrere zusatzliche andere Kreditinstitute oder Finanzintermediare erfolgt,
wird dies in den Endgiiltigen Bedingungen angegeben. Das Datum des Emissionsiibernahmevertrags, so-
fern ein solcher fir diese Zwecke geschlossen wird, wird in den Endgultigen Bedingungen geregelt.

k) Voraussichtliche Ausgaben des Anleiheglaubigers

Die Uberlassung der Schuldverschreibungen an den Anleiheglaubiger erfolgt im Rahmen der Emission im
Rahmen eines Festpreisgeschéfts. Bei der Vereinbarung eines solchen festen oder bestimmbaren Preises
entstehen keine zusatzlichen Entgelte und fremden Kosten fur den Erwerb und die VerduRerung, da diese
mit dem Festpreis bereits abgegolten sind. Laufende Kosten entstehen hingehen, wenn die
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Schuldverschreibungen im Depot der Emittentin verwahrt werden. Informationen tber die Hohe der laufen-
den Kosten kénnen Sie dem Preis- und Leistungsverzeichnis der Emittentin entnehmen.
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1)

)
®3)

(4)

()

(6)

(D]

VI.ANLEIHEBEDINGUNGEN

§1
Wahrung, Stiickelung, Form, Definitionen,
Ubertragbarkeit

Wahrung, Stickelung. Diese Serie von Schuldverschreibungen (Schuldverschreibungen) der
Frankfurter Volksbank Rhein/Main eG (Emittentin) wird in Euro im Gesamtnennbetrag von [bis zu]
EUR [e] in einer Stiickelung von EUR [e] je Schuldverschreibung (Festgelegte Stiickelung) bege-
ben. [Der Gesamtnennbetrag der Emission wird am Begebungstag festgelegt und anschlie3end ge-
mal § 8 veroffentlicht.]

Form. Die Schuldverschreibungen lauten auf den Inhaber.

Globalurkunde. Die Schuldverschreibungen sind fir ihre gesamte Laufzeit in einer Globalurkunde
(Globalurkunde) verbrieft. Einzelurkunden und Zinsscheine werden nicht ausgegeben. Der An-
spruch auf Zahlung von Zinsen (8 3) ist durch die Globalurkunde mitverbrieft.

Clearingsystem. Die Globalurkunde wird von dem oder im Namen des Clearingsystems verwahrt, bis
samtliche Verbindlichkeiten der Emittentin aus den Schuldverschreibungen erfillt sind. Clearingsys-
tem bezeichnet die Clearstream Banking Aktiengesellschaft, Mergenthalerallee 61, 65760 Eschborn,
(Clearstream) und jeden ihrer Funktionsnachfolger.

Glaubiger von Schuldverschreibungen. Anleiheglaubiger bezeichnet jeden Inhaber eines Miteigen-
tumsanteils oder anderer vergleichbarer Rechte an der Globalurkunde, die in Ubereinstimmung mit
den Bestimmungen und Regeln des Clearingsystems ubertragen werden kénnen.

Ubertragbarkeit. Im Effektengiroverkehr sind Schuldverschreibungen in Einheiten von [einer][e]
Schuldverschreibung[en] oder einem ganzzahligen Vielfachen davon tbertragbar.

§2
Status, Rang

[Im Falle nicht nachrangiger Schuldverschreibungen, bei denen es sich um Senior Preferred
Schuldverschreibungen handelt, einfligen: Die Schuldverschreibungen begriinden unmittelbare,
nicht besicherte und nicht-nachrangige Verbindlichkeiten der Emittentin, die untereinander und mit al-
len anderen nicht besicherten und nicht-nachrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin gleichrangig
sind, sofern diesen anderen Verbindlichkeiten nicht durch zwingende gesetzliche Bestimmungen ein
Vorrang oder niedrigerer Rang im Insolvenzverfahren eingerdumt wird oder in deren vertraglichen Be-
dingungen nicht ausdriicklich auf einen niedrigeren Rang im Insolvenzverfahren hingewiesen wird.
Dementsprechend stehen diese Schuldverschreibungen als sog. bevorrechtigte Schuldtitel (Senior
Preferred Schuldverschreibungen) im Sinne des § 46f Absatz 5 des Kreditwesengesetzes (KWG)
in der seit dem 21. Juli 2018 giiltigen Fassung im Rang vor allen nicht-bevorrechtigten Schuldtiteln im
Sinne des § 46f Absatz 6 Satz 1 KWG (einschlie3lich gemal § 46f Absatz 9 KWG aller Schuldtitel,
die aufgrund des § 46f Absatz 5 bis 7 KWG in der bis zum 20. Juli 2018 geltenden Fassung per
Gesetz als nicht-bevorrechtigte Schuldtitel gelten).]

[Im Falle nicht nachrangiger Schuldverschreibungen, bei denen es sich um Senior Non-Prefe-
rred Schuldverschreibungen handelt, einfligen: Die Schuldverschreibungen begriinden unmittel-
bare, nicht besicherte, nicht-bevorrechtigte und nicht-nachrangige Verbindlichkeiten der Emittentin
aus Schuldtiteln (Senior Non-Preferred Schuldverschreibungen) im Sinne des § 46f Absatz 6 Satz
1 des Kreditwesengesetzes (KWG) in der seit dem 21. Juli 2018 gultigen Fassung.

Im Fall von AbwicklungsmalRnahmen in Bezug auf die Emittentin und im Fall der Auflésung, der Li-
quidation oder der Insolvenz der Emittentin oder eines Vergleichs oder eines anderen der Abwendung
der Insolvenz dienenden Verfahrens gegen die Emittentin

(@) sind die Verbindlichkeiten aus diesen Schuldverschreibungen gleichrangig untereinander und
gleichrangig mit allen gegenwartigen und zukinftigen Verbindlichkeiten der Emittentin aus
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(&)

1)

0] allen nicht-bevorrechtigten und nicht-nachrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin aus
Schuldtiteln im Sinne des § 46f Absatz 6 Satz 1 KWG in der seit dem 21. Juli 2018 gul-
tigen Fassung; und

(i) allen nicht-nachrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin aus Schuldtiteln im Sinne des
§ 46f Absatz 6 Satz 1 KWG in der vom 1. Januar 2017 bis zum 20. Juli 2018 gultigen
Fassung;

(b)  gehen die Verbindlichkeiten aus diesen Schuldverschreibungen allen nachrangigen Verbind-
lichkeiten der Emittentin im Sinne von § 39 Insolvenzordnung (InsO) im Rang vor; und

(c) gehen die Verbindlichkeiten aus diesen Schuldverschreibungen den Vorrangigen Verbindlich-
keiten der Emittentin (wie unten definiert) im Range vollstandig nach, so dass die Forderungen
der Glaubiger aus diesen Schuldverschreibungen (insbesondere die Anspriiche auf Zahlung
von Kapital und etwaigen Zinsen) erst berichtigt werden, wenn alle Vorrangigen Verbindlichkei-
ten der Emittentin zun&chst berichtigt worden sind.

Vorrangige Verbindlichkeiten der Emittentin bezeichnet alle nicht-nachrangigen Verbindlichkeiten
der Emittentin, die nicht unter Absatz 1 (a) fallen, sowie Verbindlichkeiten der Emittentin, die geman
Artikel 72a Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der jeweils geltenden Fassung (Capital
Requirements Regulation oder CRR) von den Posten der beriicksichtigungsfahigen Verbindlichkeiten
ausgenommen sind und alle Verbindlichkeiten der Emittentin, die gemaR ihren Bedingungen oder
nach geltenden Rechtsvorschriften den Verbindlichkeiten der Emittentin aus diesen Schuldverschrei-
bungen vorrangig sind.

Wichtiger Hinweis gemaf § 46f Absatz 6 Satz 1 KWG:

Fir die Zwecke von § 46f Absatz 6 Satz 1 KWG werden die Anleiheglaubiger hiermit dartber
in Kenntnis gesetzt, dass die Verbindlichkeiten der Emittentin aus diesen Schuldverschrei-
bungen in einem Insolvenzverfahren gegen die Emittentin gemal § 46f Absatz 5 KWG einen
niedrigeren Rang als andere, nicht-nachrangige Verbindlichkeiten der Emittentin im Sinne von
§ 38 InsO haben. Das bedeutet, dass die Forderungen der Anleiheglaubiger (insbesondere die
Anspriche auf Zahlung von Kapital und etwaigen Zinsen) erst berichtigt werden, wenn alle
Vorrangigen Verbindlichkeiten der Emittentin zunéchst vollstandig berichtigt worden sind.]

Die Anleiheglaubiger sind nicht berechtigt, Forderungen aus diesen Schuldverschreibungen gegen
etwaige gegen sie gerichtete Forderungen der Emittentin aufzurechnen. Die Schuldverschreibungen
sind nicht besichert und nicht Gegenstand einer Garantie, die den Anspriichen aus den Schuldver-
schreibungen einen héheren Rang verleihen, oder einer sonstigen Vereinbarung, der zufolge die An-
spriiche aus den Schuldverschreibungen einen héheren Rang erhalten; eine Sicherheit oder eine der-
artige Garantie oder Vereinbarung wird auch zu keinem Zeitpunkt gestellt oder vereinbart werden.
Bereits gestellte oder vereinbarte oder zukiinftig gestellte oder vereinbarte Sicherheiten, Garantien
oder Rangverbesserungsvereinbarungen im Zusammenhang mit anderen Verbindlichkeiten der
Emittentin haften nicht fur Forderungen aus diesen Schuldverschreibungen. Ferner enthalten diese
Bedingungen keine Zusicherungen oder Erklarungen im Hinblick auf die Besicherung anderer beste-
hender oder zukiinftiger Verbindlichkeiten der Emittentin.]

§3
Verzinsung

Zinssatz und Zinszahlungstage.

[Im Falle von Schuldverschreibungen mit konstantem Zinssatz einfligen: Die Schuldverschrei-
bungen werden bezogen auf ihre Festgelegte Stiickelung verzinst, und zwar vom [e] (Verzinsungs-
beginn) (einschliel3lich) bis zum Falligkeitstag (wie in § 5 [Absatz (1)] definiert) (ausschlielich) mit
[e] % per annum. Die Zinsen sind nachtraglich am [Zinszahlungstag(e) einfligen] eines jeden Jah-
res (jeweils ein Zinszahlungstag) zahlbar.]
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)

®3)

[Im Fall von Schuldverschreibungen mit unterschiedlichen Zinssatzen (Stufenzinsschuldver-
schreibungen) einfligen: Die Schuldverschreibungen werden bezogen auf ihre Festgelegte Stiicke-
lung vom [e] (Verzinsungsbeginn) (einschlieBlich) bis zum Félligkeitstag (wie in 8 5 [Absatz (1)] de-
finiert) (ausschlief3lich) verzinst. Die Zinsen laufen zu dem unten angegebenen Zinssatz auf und sind
nachtraglich an den unten angegebenen Zinszahlungstagen zahlbar:

Zinsperiode Zinszahlungstag Anwendbarer Zinssatz
Vom [e] [] %
[e] . — per annum]
(einschlieBlich) _ (jewelils ein
bis Zinszahlungstag)

[e]

(ausschliel3lich)

Die erste Zinszahlung erfolgt am [e] [sofern der erste Zinszahlungstag nicht der erste Jahrestag
des Verzinsungsbeginns ist, einfiigen: und belauft sich auf [anfanglicher Bruchteilzinsbetrag je
Festgelegte Stiickelung] je Festgelegte Stiickelung.] [Sofern der Falligkeitstag kein Zinszah-
lungstag ist, einfiigen: Die Zinsen fir den Zeitraum vom [letzter dem Falligkeitstag vorausgehen-
der Zinszahlungstag] (einschlieRlich) bis zum Félligkeitstag (ausschlief3lich) belaufen sich auf [ab-
schlieBender Bruchteilzinsbetrag je Festgelegte Stiickelung] je Festgelegte Stiickelung.]

Berechnung der Zinsen fir Zeitraume, die nicht einem vollen Jahr entsprechen. Sofern Zinsen fir
einen Zeitraum, der nicht einem vollen Jahr entspricht, zu berechnen sind, erfolgt die Berechnung auf
der Grundlage des Zinstagequotienten (wie nachfolgend definiert).

Der Zinstagequotient berechnet sich nach Actual/Actual (ICMA) und bezeichnet im Hinblick auf die
Berechnung von Zinsbetragen auf die Schuldverschreibungen fir einen beliebigen Zeitraum (der
Zinsberechnungszeitraum):

(@) wenn der Zinsberechnungszeitraum der Feststellungsperiode entspricht, in die er fallt, oder
kurzer als diese ist, die Anzahl von Tagen in dem Zinsberechnungszeitraum dividiert durch das
Produkt aus (A) der Anzahl von Tagen in der betreffenden Feststellungsperiode und (B) der
Anzahl der Feststellungsperioden, die tblicherweise in einem Jahr enden; und

(b)  wenn der Zinsberechnungszeitraum lénger als eine Feststellungsperiode ist, die Summe aus

0] der Anzahl der Tage in dem betreffenden Zinsberechnungszeitraum, die in die Feststel-
lungsperiode fallen, in der der Zinsberechnungszeitraum beginnt, dividiert durch das
Produkt aus (1) der Anzahl der Tage in der betreffenden Feststellungsperiode und (2)
der Anzahl der Feststellungsperioden, die Ublicherweise in einem Jahr enden; und

(i)  die Anzahl der Tage in dem betreffenden Zinsberechnungszeitraum, die in die nachfol-
gende Feststellungsperiode fallen, dividiert durch das Produkt aus (1) der Anzahl der
Tage in der betreffenden Feststellungsperiode und (2) der Anzahl der Feststellungspe-
rioden, die Ublicherweise in einem Jahr enden.

Dabei gilt Folgendes:
Feststellungstermin bezeichnet jeden [Feststellungstermin(e) einfliigen];

Feststellungsperiode bezeichnet jeden Zeitraum ab einem Feststellungstermin (einschliel3-
lich), der in ein beliebiges Jahr fallt, bis zum néchsten Feststellungstermin (ausschlieflich).

Berechnungsstelle ist die [Frankfurter Volksbank Rhein/Main eG] [andere Berechnungsstelle mit
Adresse: [o]]. [Die Emittentin behalt sich das Recht vor, jederzeit eine andere Berechnungsstelle zu
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bestellen und die Bestellung zu widerrufen. Bestellung und Widerruf werden unverziiglich gemaf § 8
bekannt gemacht. Falls die Emittentin eine andere Bank als Berechnungsstelle einsetzt, handelt diese
ausschlieBlich als Beauftragte der Emittentin und steht nicht in einem Auftrags- oder Treuhandver-
haltnis zu den Anleiheglaubigern.]

§4
Zahlungen

Zahlungen. Zahlungen auf die Schuldverschreibungen erfolgen durch [die Emittentin][e] als Zahlstelle
(Zahlstelle) an das Clearingsystem oder dessen Order zur Gutschrift auf den Konten der jeweiligen
Kontoinhaber des Clearingsystems zur Weiterleitung an die Glaubiger, vorbehaltlich geltender steu-
erlicher und sonstiger gesetzlicher Regelungen und Vorschriften.

Erfullung. Zahlungen seitens der Zahlstelle an das Clearingsystem befreien die Emittentin in H6he
der geleisteten Zahlungen von ihren Verbindlichkeiten aus den Schuldverschreibungen.

Zahltag. Wenn der Falligkeitstag fur eine Zahlung in Bezug auf die Schuldverschreibungen ansonsten
auf einen Tag fiele, der kein Bankgeschéftstag ist, besteht der Anspruch der Anleiheglaubiger auf
Zahlung erst am nachstfolgenden Bankgeschéftstag. Der Anleihegléaubiger ist nicht berechtigt, Zinsen
oder eine andere Entschadigung wegen einer solchen Zahlungsverzégerung zu verlangen.

Bankgeschaftstag im Sinne dieser Anleihebedingungen ist jeder Tag (auer einem Samstag oder
Sonntag), an dem die Geschéaftsbanken in [Frankfurt am Main] [e] fiir den allgemeinen Geschaftsver-
kehr gedffnet sind und an dem das Clearingsystem sowie alle betroffenen Bereiche des vom Euro-
system betriebenen Echtzeit-Bruttoabwicklungssystems (T2) oder dessen Nachfolgesystems be-
triebsbereit und offen sind, um Zahlungen abzuwickeln.

Zahlstelle. Die Emittentin behélt sich das Recht vor, jederzeit eine andere Zahlstelle zu bestellen
und/oder die Bestellung zu widerrufen. Bestellung und Widerruf werden unverziglich geman § 8 be-
kannt gemacht. Falls die Emittentin eine andere Bank als Zahlstelle einsetzt, handelt diese aus-
schlieBlich als Beauftragte der Emittentin und steht nicht in einem Auftrags- oder Treuhandverhaltnis
zu den Anleiheglaubigern.

Steuern, Gebihren und Abgaben. Alle in Zusammenhang mit der Zahlung von Zinsen anfallenden
Steuern, Gebiuhren oder anderen Abgaben sind von den Anleiheglaubigern zu tragen und zu zahlen.
Samtliche auf die Schuldverschreibungen zahlbaren Betrdge werden unter Abzug von Steuern oder
sonstigen Abgaben geleistet, falls ein solcher Abzug gesetzlich vorgeschrieben ist.

§5
Riuckzahlung

die Emittentin das Wahlrecht hat, die Schuldverschreibungen vorzeitig zuriickzuzahlen, einfi-

Ruckzahlung bei Endfalligkeit.] Soweit nicht zuvor bereits ganz oder teilweise zuriickgezahlt oder
angekauft und entwertet, werden die Schuldverschreibungen am [e] (Falligkeitstag) zum Nennwert
zurlickgezabhlt.

[falls die Emittentin das Wahlrecht hat, die Schuldverschreibungen vorzeitig zuriickzuzahlen, einfi-

gen:

)

Vorzeitige Riickzahlung nach Wahl der Emittentin.

(a) Die Emittentin kann, nachdem sie gemaf Unterabsatz (b) gekindigt hat, die Schuldverschrei-
bungen insgesamt, jedoch nicht teilweise, [am] [an den] [im Fall von mehreren Wahl-Riick-
zahlungstagen (Call) einfligen: relevanten] Wahl-Ruickzahlungstag[en] (Call) zu ihrem Rick-
zahlungsbetrag zuzlglich etwaiger bis zum [im Fall von mehreren Wahl-Riuckzahlungsta-
gen (Call) einfiigen: relevanten] Wahl-Ruckzahlungstag (Call) (ausschliel3lich) aufgelaufener
Zinsen zuriickzahlen.
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Wahl-Rickzahlungstag[e] (Call): [Wahl-Riickzahlungstag(e) (Call) einfiigen]

(b)  Die Kindigung ist den Glaubigern durch die Emittentin gemaf 8§ 8 mit einer Kiindigungsfrist
von nicht weniger als [10] [andere Mindestkiindigungsfrist einfiigen] und nicht mehr als [60]
[andere Hochstkiindigungsfrist einfligen] Tagen bekannt zu geben. Sie ist unwiderruflich
und beinhaltet die folgenden Angaben:

0] die zuriickzuzahlende Serie von Schuldverschreibungen; und

(i)  den [im Fall von mehreren Wahl-Riickzahlungstagen (Call) einfligen: relevanten]
Wahl-Rickzahlungstag (Call).]

§6
Vorlegungsfrist

Die in 8 801 Absatz 1 Satz 1 BGB bestimmte Vorlegungsfrist wird fur die Schuldverschreibungen auf
zehn Jahre verkdrzt.

8§87
Begebung weiterer Schuldverschreibungen,
Ankauf und Entwertung

Begebung weiterer Schuldverschreibungen. Die Emittentin ist berechtigt, jederzeit ohne Zustimmung
der Anleiheglaubiger weitere Schuldverschreibungen mit gleicher Ausstattung (gegebenenfalls mit
Ausnhahme des Tages der Begebung, des Verzinsungsbeginns und/oder des Ausgabepreises) in der
Weise zu begeben, dass sie mit diesen Schuldverschreibungen zusammengefasst werden, eine ein-
heitliche Serie mit ihnen bilden und ihren Gesamtnennwert erhéhen. Der Begriff Schuldverschrei-
bungen umfasst in einem solchen Fall auch die zusatzlich begebenen Schuldverschreibungen.

Ankauf. Die Emittentin ist jederzeit berechtigt, Schuldverschreibungen am Markt oder anderweitig zu
jedem beliebigen Preis zu erwerben. Die Emittentin ist nicht verpflichtet, die Glaubiger der Schuldver-
schreibungen hiervon zu unterrichten. Die von der Emittentin zurlick erworbenen Schuldverschreibun-
gen kénnen nach Wahl der Emittentin von ihr gehalten, weiterverduf3ert oder entwertet werden. Sofern
diese Kaufe durch offentliches Angebot erfolgen, muss dieses Angebot allen Glaubigern gemacht
werden.

Entwertung. Samtliche vollstandig zuriickgezahlten Schuldverschreibungen sind unverziglich zu ent-
werten und kénnen nicht wiederbegeben oder wiederverkauft werden.

§8
Bekanntmachungen

Bekanntmachungen, welche die Schuldverschreibungen betreffen, werden auf der Internetseite [der
Emittentin: www.frankfurter-volksbank.de][andere Internetseite einfiigen] verdffentlicht. Jede der-
artige Bekanntmachung gilt mit dem Tag der Veroffentlichung als wirksam erfolgt, sofern nicht in der
Bekanntmachung ein spaterer Wirksamkeitszeitpunkt bestimmt ist, und zugegangen.

89
Anderung der Anleihebedingungen

Anderung der Anleihebedingungen nach dem SchVG. Bestimmungen in diesen Anleihebedingungen
konnen in Ubereinstimmung mit dem Gesetz (iber Schuldverschreibungen aus Gesamtemissionen
vom 31. Juli 2009 (BGBI. | S. 2512; Schuldverschreibungsgesetz, SchVG) durch gleichlautenden
Vertrag mit samtlichen Anleiheglaubigern oder nach MalRgabe der folgenden Bestimmungen auf-
grund kollektiver Bindung geéndert werden.

Mehrheitsbeschlisse. Die Anleiheglaubiger kdnnen durch Mehrheitsbeschluss mit Wirkung fiir alle
Glaubiger derselben Schuldverschreibung solchen Anderungen dieser Anleihebedingungen zustim-
men, die von der Emittentin vorgeschlagen werden.
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Mehrheitserfordernisse. Die Anleiheglaubiger entscheiden dabei grundséatzlich mit der einfachen
Mehrheit der an der Abstimmung teilnehmenden Stimmrechte. Beschlisse, durch welche der we-
sentliche Inhalt der Schuldverschreibungen geandert werden soll, bedurfen zu ihrer Wirksamkeit ei-
ner Mehrheit von mindestens 75 % der teilnehmenden Stimmrechte (qualifizierte Mehrheit). Die An-
leiheglaubiger beschlieBen entweder in einer Glaubigerversammlung (8§ 11) oder im Wege einer Ab-
stimmung ohne Versammlung nach § 18 SchVG.

Stimmrecht. Das Stimmrecht jedes Anleiheglaubigers entspricht dem Anteil des Nennwerts der von
ihm gehaltenen Schuldverschreibungen am Gesamtnennwert der ausstehenden Schuldverschreibun-
gen, wobei das Stimmrecht fur Anteile der Emittentin nach genauerer MaRgabe des § 6 Absatz 1
SchVG ruht und diese nicht zu den ausstehenden Schuldverschreibungen zahlen.

8§10
Gemeinsamer Vertreter

Zur Wahrnehmung ihrer Rechte kénnen die Anleiheglaubiger nach Mal3gabe des § 7 SchVG einen
Gemeinsamen Vertreter aller Anleiheglaubiger (Gemeinsamer Vertreter) bestellen, der die ihm im
SchVG zugewiesenen Aufgaben wahrnimmt.

§11
Glaubigerversammlung

Einberufung. Die Glaubigerversammlung wird von der Emittentin oder von dem Gemeinsamen Ver-
treter einberufen. Sie muss nach Mafl3gabe des § 9 SchVG einberufen werden, wenn Anleiheglaubi-
ger, deren gehaltene Schuldverschreibungen zusammen 5 % des Nennwerts der ausstehenden
Schuldverschreibungen erreichen oder Uberschreiten, dies gegeniiber der Emittentin schriftlich mit
der Begriindung verlangen, sie wollten einen Gemeinsamen Vertreter bestellen oder abberufen oder
aus sonstigem besonderem Interesse eine Einberufung berechtigterweise verlangen.

Teilnahme. Die Teilnahme an der Glaubigerversammlung und die Ausibung der Stimmrechte
eines Anleiheglaubigers ist davon abhéngig, dass der jeweilige Anleiheglaubiger eine schriftliche
Bescheinigung seines depotfiihrenden Instituts vorlegt, die seinen vollen Namen und seine volle An-
schrift enthalt und den Gesamtnennwert der von ihm gehaltenen Schuldverschreibungen am siebten
Kalendertag vor dem Tag der Glaubigerversammlung (Stichtag) angibt.

Anmeldung. Ferner hat sich jeder Anleiheglaubiger vor Teilnahme an der Glaubigerversammlung bis
spatestens am dritten Kalendertag vor der Glaubigerversammlung in Textform bei der Emittentin an-
zumelden.

Ort. Die Glaubigerversammlung findet nach Wahl der Emittentin in [Frankfurt am Main] [oder] [ande-
ren Ort einfligen: e] statt.

8§12
Anwendbares Recht, Erfullungsort, Gerichtsstand

Anwendbares Recht. Form und Inhalt der Schuldverschreibungen sowie die Rechte und Pflichten der
Emittentin und der Anleiheglaubiger bestimmen sich nach dem Recht der Bundesrepublik Deutsch-
land.

Erfullungsort. Erfullungsort fur alle sich aus diesen Anleihebedingungen ergebenden Verpflichtungen
der Emittentin und der Inhaber von Schuldverschreibungen ist Frankfurt am Main.

Gerichtsstand. Gerichtsstand fiir alle aus oder im Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen
entstehenden Streitigkeiten oder sonstigen Verfahren (Rechtsstreitigkeiten) ist fur Kaufleute, juris-
tische Personen des o6ffentlichen Rechts, 6ffentlich-rechtliche Sondervermdgen und Personen ohne
allgemeinen Gerichtsstand in der Bundesrepublik Deutschland Frankfurt am Main.
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8§13
Salvatorische Klausel

Sollte eine der Bestimmungen dieser Anleihebedingungen ganz oder teilweise unwirksam oder un-
vollstandig oder undurchfuihrbar sein oder werden, so wird hiervon die Geltung der tbrigen Bestim-
mungen nicht bertihrt. An die Stelle der unwirksamen oder undurchfiihrbaren Bestimmung und zur
SchlielBung der Regelungsliicke soll eine dem Sinn und Zweck dieser Anleihebedingungen und den
wirtschaftlichen Interessen der Beteiligten entsprechende Regelung treten. Entsprechendes gilt fir
Vertragsliicken, sofern sie sich nicht nach Absatz (3) beseitigen lassen.

Die Emittentin ist berechtigt, in diesen Anleihebedingungen fir einen sachkundigen Leser offensichtli-
che Schreib- und/oder Rechenfehler oder &hnliche offenbare Unrichtigkeiten ohne Zustimmung der An-
leiheglaubiger zu berichtigen bzw. zu erganzen.

Die Emittentin ist berechtigt, in diesen Anleihebedingungen widerspriichliche und/oder liickenhafte
Bestimmungen ohne Zustimmung der Anleiheglaubiger zu berichtigen bzw. zu erganzen. Dabei sind
nur solche Berichtigungen bzw. Erganzungen zulassig, die zur Auflésung des Widerspruchs bzw. der
Fillung der Licke bestimmt sind und unter Beriicksichtigung der Interessen der Emittentin fir die An-
leiheglaubiger zumutbar sind, d.h. deren rechtliche und finanzielle Situation nicht wesentlich nachteilig
beeintrachtigen.

Berichtigungen bzw. Erganzungen der Anleihebedingungen nach den Absatzen (2) und (3) werden
unverzuglich geman 8§ 8 bekannt gemacht.
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VII.FORMULAR FUR DIE ENDGULTIGEN BEDINGUNGEN
Wichtiger Hinweis

Die nachfolgenden Angaben stellen ein Muster der endgiiltigen Bedingungen fiir die Emission der in diesem
Basisprospekt beschriebenen Schuldverschreibungen (Endgultige Bedingungen) dar, wobei die mit ei-
nem Platzhalter (,[¢]*) gekennzeichneten Stellen in den Endgultigen Bedingungen durch Einzelheiten, be-
stehend aus einer oder mehreren Informationen, ausgefullt bzw. erganzt werden kénnen und die mit eckigen
Klammern (,[ ]“) gekennzeichneten Optionen ausgewahlt oder gestrichen werden, und zwar, sofern an-
wendbar, alternativ oder kumulativ. Die Endgiltigen Bedingungen sind nur zusammen mit dem Basispros-
pekt (ggf. erganzt durch einen oder mehrere Nachtrage) gemeinsam zu lesen. Der Basisprospekt sowie
etwaige Nachtrage konnen in elektronischer Form auf der Internetseite der Emittentin (www.frankfurter-
volksbank.de/service/pflichtinformationen.html) eingesehen werden. Vollstandige Informationen in Bezug
auf die Emittentin und die Schuldverschreibungen sind nur in der Gesamtheit dieser Endgiiltigen Bedingun-
gen und dem Basisprospekt enthalten.

[VERBOT DES VERKAUFS AN KLEINANLEGER IM EUROPAISCHEN WIRTSCHAFTSRAUM

Die Schuldverschreibungen sind nicht zum Angebot, zum Verkauf oder zur sonstigen Zurverfigungstellung
an Kleinanleger im Europdischen Wirtschaftsraum (EWR) bestimmt und sollten Kleinanleger im EWR nicht
angeboten, nicht an diese verkauft und diesen auch nicht in sonstiger Weise zur Verfigung gestellt werden.
Entsprechend wurde kein nach der Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 26. November 2014 Uber Basisinformationsblatter fiir verpackte Anlageprodukte fir Kleinanleger
und Versicherungsanlageprodukte in der jeweils geltenden Fassung (die PRIIP-Verordnung) erforderliches
Basisinformationsblatt fir das Angebot oder den Verkauf oder die sonstige Zurverfligungstellung der
Schuldverschreibungen an Kleinanleger im EWR erstellt; daher kann das Angebot oder der Verkauf oder
die sonstige Zurverfiigungstellung der Schuldverschreibungen an Kleinanleger im EWR nach der PRIIP-
Verordnung rechtswidrig sein. Fur die Zwecke dieser Bestimmung bezeichnet der Begriff Kleinanleger eine
Person, die eines (oder mehrere) der folgenden Kriterien erfillt: (i) sie ist ein Kleinanleger im Sinne von
Artikel 4 Absatz 1 Nr. 11 der Richtlinie 2014/65/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom
15. Mai 2014 (ber Markte fur Finanzinstrumente sowie zur Anderung der Richtlinien 2002/92/EG und
2011/61/EU, in der jeweils geltenden Fassung (MiFID II); (ii) sie ist ein Kunde im Sinne der Richtlinie (EU)
2016/97 des Européaischen Parlaments und des Rates vom 20. Januar 2016 tber Versicherungsvertrieb in
der jeweils geltenden Fassung, soweit dieser Kunde nicht als professioneller Kunde im Sinne von Artikel 4
Absatz 1 Nr.10 MIFID II gilt; oder (iii) sie ist kein qualifizierter Anleger im Sinne der Verordnung
(EVU) 2017/1129 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2017 Uber den Prospekt, der
beim 6ffentlichen Angebot von Wertpapieren oder bei deren Zulassung zum Handel an einem geregelten
Markt zu verdffentlichen ist und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/71/EG in der jeweils geltenden Fassung.]

[PRODUKTUBERWACHUNG NACH MIFID Il / AUSSCHLIESSLICHER ZIELMARKT GEEIGNETE
GEGENPARTEIEN UND PROFESSIONELLE KUNDEN

Ausschlief3lich fur die Zwecke des Produktgenehmigungsverfahrens der Frankfurter Volksbank Rhein/Main
eG (der Konzepteur) hat die Zielmarktbewertung in Bezug auf die Schuldverschreibungen zu dem Ergebnis
gefihrt, dass (i) der Zielmarkt fir die Schuldverschreibungen ausschlieRlich geeignete Gegenparteien und
professionelle Kunden sind, wie jeweils in [der Richtlinie 2014/65/EU des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 15. Mai 2014 {iber Markte fiir Finanzinstrumente sowie zur Anderung der Richtlinien 2002/92/EG
und 2011/61/EU, in der jeweils geltenden Fassung, MiFID II]] [MIFID II] definiert [weitere Zielmarktkriterien
festlegen], und (ii) alle Kanéle fur den Vertrieb der Schuldverschreibungen an geeignete Gegenparteien
und professionelle Kunden geeignet sind. [Etwaige negative Zielmarkte festlegen] Jede Person, die die
Schuldverschreibungen spater anbietet, verkauft oder empfiehlt (ein Vertreiber), sollte die
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Zielmarktbewertung des Konzepteurs berticksichtigen, wobei ein der MiFID Il unterliegender Vertreiber je-
doch dafir verantwortlich ist, eine eigene Zielmarktbewertung in Bezug auf die Schuldverschreibungen vor-
zunehmen (entweder durch Ubernahme oder Ausarbeitung der Zielmarktbewertung des Konzepteurs) und
geeignete Vertriebskanéle festzulegen.]

[PRODUKTUBERWACHUNG NACH MIFID 1l / ZIELMARKT GEEIGNETE GEGENPARTEIEN,
PROFESSIONELLE KUNDEN UND KLEINANLEGER

Ausschlief3lich fur die Zwecke des Produktgenehmigungsverfahrens der Frankfurter Volksbank Rhein/Main
eG (der Konzepteur) hat die Zielmarktbewertung in Bezug auf die Schuldverschreibungen zu dem Ergebnis
gefihrt, dass (i) der Zielmarkt fir die Schuldverschreibungen geeignete Gegenparteien, professionelle Kun-
den und Kleinanleger sind, wie jeweils in [der Richtlinie 2014/65/EU des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 15. Mai 2014 (iber Markte fiir Finanzinstrumente sowie zur Anderung der Richtlinien 2002/92/EG
und 2011/61/EU, in der jeweils geltenden Fassung, MiFID II]] [MiFID 1] definiert [weitere Zielmarktkriterien
festlegen], und [(ii) alle Kanale fur den Vertrieb der Schuldverschreibungen geeignet sind [, einschliellich
Anlageberatung, Portfolioverwaltung, beratungsfreies Geschéaft und reines Ausfiihrungsgeschaft]] [(ii) alle
Kanale fir den Vertrieb der Schuldverschreibungen an geeignete Gegenparteien und professionelle Kunden
geeignet sind und (iii) die folgenden Kanéle fur den Vertrieb der Schuldverschreibungen an Kleinanleger
geeignet sind: Anlageberatung [,] [und] Portfolioverwaltung [,] [und] [beratungsfreies Geschéft] [und reines
Ausfiihrungsgeschéft]. [Etwaige negative Zielméarkte festlegen] Jede Person, die die Schuldverschreibun-
gen spater anbietet, verkauft oder empfiehlt, (ein Vertreiber) sollte die Zielmarktbewertung des Konzepteurs
bertcksichtigen, wobei ein der MiFID Il unterliegender Vertreiber jedoch dafir verantwortlich ist, eine eigene
Zielmarktbewertung in Bezug auf die Schuldverschreibungen vorzunehmen (entweder durch Ubernahme
oder Ausarbeitung der Zielmarktbewertung des Konzepteurs) und geeignete Vertriebskanéle festzulegen.]
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Frankfurter Volksbank
Rhein/Main

ENDGULTIGE BEDINGUNGEN

gemaf Artikel 8 Absatz (5) der Verordnung (EU) 2017/1129 des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 14. Juni 2017

[Kommerzielle Bezeichnung der zu emittierenden Schuldverschreibung einfiigen:
[bis zu] EUR [e] [e] % Inhaberschuldverschreibungen]

[Nummer der Serie einfligen: Serie [e]]

begeben aufgrund des Basisprospekts
vom 5. Juni 2025

der

Frankfurter Volksbank Rhein/Main eG
(Emittentin)

[Datum der Endgultigen Bedingungen einfligen: e]

[Im Fall einer Aufstockung von Schuldverschreibungen einfligen: (Aufstockung der [Namen der Emis-
sion einfligen], die am [Datum einfligen] aufgrund des Basisprospekts vom 5. Juni 2025 begeben wur-
den)]

[Wenn eine Fortfilhrung des Angebots auf Grundlage eines Nachfolge-Basisprospekts geplant ist,
einfigen: Die Giltigkeit des Basisprospekts endet gemalf Artikel 12 Prospektverordnung am 5. Juni
2026. Das offentliche Angebot von Wertpapieren, die auf Grundlage dieses Basisprospekts begeben
wurden, kann nach Ablauf der Giltigkeit dieses Basisprospekts anhand eines Nachfolge-Basispros-
pekts (Nachfolge-Basisprospekt) aufrechterhalten werden. Der Nachfolge-Basisprospekt muss eine
Fortfuhrung des 6ffentlichen Angebots der Wertpapiere vorsehen und vor Ablauf der Gultigkeit die-
ses Basisprospekts gebilligt und veréffentlicht werden. In diesem Fall sind diese Endgliltigen Be-
dingungen mit dem Nachfolge-Basisprospekt zu lesen. Der Nachfolge-Basisprospekt wird in elekt-
ronischer Form auf der Internetseite der Emittentin ([www.frankfurter-
volksbank.de/service/pflichtinformationen.html]) verdffentlicht. Eine weitere Fortfihrung des 6ffent-
lichen Angebots kann mit einem oder mehreren hierauf folgenden Nachfolge-Basisprospekten er-
folgen, fur die die gleichen Voraussetzungen wie fir den Nachfolge-Basisprospekt gelten.]
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Die Endgultigen Bedingungen der Schuldverschreibungen wurden fiir die Zwecke des Artikels 8
Absatz 5 der Verordnung (EU) 2017/1129 (Prospektverordnung) abgefasst und sind in Verbin-
dung mit dem Basisprospekt der Frankfurter Volksbank Rhein/Main eG fiir die Emission von Inha-
berschuldverschreibungen vom 5. Juni 2025 (Basisprospekt) und etwaigen dazugehdérigen Nach-
tragen zu lesen. Eventuelle Nachtrage sind ebenso wie der Basisprospekt auf der Internetseite der
Emittentin unter www.frankfurter-volksbank.de/service/pflichtinformationen.html abrufbar. Um
samtliche Angaben zu den angebotenen Schuldverschreibungen zu erhalten, ist der Basisprospekt
im Zusammenhang mit den Endgultigen Bedingungen der Schuldverschreibungen zu lesen.

[Bei Schuldverschreibungen, die Kleinanlegern im Sinne des Artikels 7 der Delegierten Ver-
ordnung (EU) 2019/980 angeboten werden, einfiigen: Den Endgiltigen Bedingungen ist eine
Zusammenfassung fir die einzelne Wertpapieremission angefiigt] [Bei Schuldverschreibungen,
die ausschlie3lich GroRRanlegern im Sinne des Artikels 8 Absatz (2) der Delegierten Verord-
nung (EU) 2019/980 angeboten werden, optional einfligen: Die Emittentin erstellt fir diese
Wertpapieremission keine emissionsspezifische Zusammenfassung.]

l. Angaben zur Emission und dem &6ffentlichen Angebot

Nummer der Serie: [®]
WKN: [e]
ISIN: [e]
Gesamtnennbetrag: [e]
Emissionsvolumen [®]
Begebungstag: [®]
Rang: Die Schuldverschreibungen werden als

nicht-nachrangige [bevorrechtigte] [nicht-
bevorrechtigte]  Inhaberschuldverschrei-
bungen ausgegeben.

[Als nicht-nachrangige nicht-bevorrechtigte
Inhaberschuldverschreibungen (Senior
Non-Preferred) handelt es sich um Schuld-
titel im Sinne des 8 46f Absatz 6 Gesetz
Uber das Kreditwesen (KWG). Sie werden
im Falle der Insolvenz daher gemal} § 46f
Absatz 5 KWG erst nach den tbrigen Insol-
venzforderungen im Sinne des § 38 Insol-
venzordnung berichtigt und besitzen die-
sen gegenlber mithin einen niedrigeren
Rang. Dadurch entfallt auf die betroffenen
Schuldverschreibungen  gegebenenfalls
ein groerer Verlustanteil.]
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[Diese Schuldverschreibungen stehen als
sog. bevorrechtigte Schuldtitel (Senior Pre-
ferred) im Sinne des § 46f Absatz 5 des
Kreditwesengesetzes (KWG) im Rang vor
allen nicht-bevorrechtigten Schuldtiteln im
Sinne des 8§ 46f Absatz 6 Satz 1 KWG.]

Rating[s]:

[Die Schuldverschreibungen haben [das
folgende Rating:] [die folgenden Ratings:]
[Rating[s] einfligen]

[Kurze Erlauterung der Bedeutung des
Ratings bzw. der Ratings einfligen, so-
fern von der Ratingagentur verdffent-
licht.]

[Angabe der Informationsquelle einfu-
gen]

[Einzelheiten einfligen, ob die jeweilige
Ratingagentur ihren Sitz in der Europai-
schen Union hat und gemaR} Verord-
nung (EG) Nr. 1060/2009 des Européi-
schen Parlaments und des Rates vom
16. September 2009 lber Ratingagentu-
ren (in der jeweils geltenden Fassung)
registriert ist oder die Registrierung be-
antragt hat.]]

[Nicht anwendbar. Die  Schuldverschrei-
bungen haben kein eigenstandiges Rating
[, das im Auftrag der Emittentin
oder in Zusammenarbeit mit der Emittentin
erstellt wurde].]

Beschlisse, Erméachtigungen und Genehmi-
gungen, welche die Grundlage fur die Schaf-
fung der Schuldverschreibungen bilden:

[e]

Zeitraum des offentlichen Angebots:

Das offentliche Angebot beginnt am [e] und
[erfolgt fortlaufend] [endet am [e]].

Zeichnungsfrist:

Entfallt.

Die Zuteilung erfolgt bis zur Gesamthéhe
des Ausgabevolumens in der zeitlichen
Reihenfolge des Eingangs der Kaufan-
trage. Ein besonderes Verfahren zur Mel-
dung des zugeteilten Betrages existiert
nicht.

Mindestanlagebetrag

[e]
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Kategorien potenzieller Investoren:

[e]

Besondere Bedingungen des Angebots:

[o] [Entfallt.]

Ausgabepreis je Teilschuldverschreibung:

[anfanglich] [100% des Nennwerts]
[EUR [e]]

[Danach wird der Verkaufspreis fortlaufend
festgesetzt.]

[Die Emittentin stellt unabhangig von der
Erteilung einer Abrechnung an jedem Ge-
schéftstag auf Anfrage Ankaufskurse zum
Erwerb von Schuldverschreibungen.]

Im Preis enthaltene Kosten:

[o] [Entfallt.]

Name und Anschrift von aufgrund einer festen
Zusage Ubernehmender Institute:

[Name einfiigen: [e], Adresse einfligen: [e]]
[Entfallt.]

Name und Anschrift von auf Best-Effort-Basis
Ubernehmender Institute:

[Name einfiigen: [e], Adresse einfligen: [e]]
[Entfallt.]

Hauptmerkmale der Ubernahmevereinbarung
(einschlie3lich Quoten):

[e] [Entfallt.] Gesamtbetrag von Ubernah-
meprovision und Platzierungsprovision: [e]
[Entfallt.] Datum des Ubernahmevertrages:
[e] [Entfallt.]

Rendite:

Die durch einen Erwerb der Schuldver-
schreibungen erzielbare Rendite betragt
[auf Grundlage des anfanglichen Ausgabe-
preises] [e].

Interessen Beteiligter:

[Spezifizierung der involvierten nattrlichen
oder juristischen Personen, die an der
Emission und/oder dem Angebot beteiligt
sind und Art des Interesses einschlief3lich
Interessen-konfliktes, die fur die Emission
und/oder das Angebot von wesentlicher
Bedeutung sind zum Beispiel bei Vereinba-
rung von Abschlagen vom Ausgabepreis
oder Ruckvergutungen aus Ausgabeauf-
schlagen fiir Vertriebspartner: [e]]

[Falls anwendbar: Die Emittentin handelt
als [Berechnungsstelle sowie Zahlstelle]
fur die Schuldverschreibungen. In diesen
Funktionen kann es ihre Aufgabe sein, fir
die  Schuldverschreibungen relevante
Werte zu berechnen, was sich auf deren
Wert auswirken kann. Ferner kénnen von
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ihr erhobene Margen oder gezahlte Provi-
sionen zu Kostenbelastungen fihren und
Emissionen weiterer Schuldverschreibun-
gen Einfluss auf die Wertentwicklung der
Schuldverschreibungen haben und somit
zu Interessenkonflikten fiihren.]

[[Auzer den im Basisprospekt vom 5. Juni
2025 unter dem Abschnitt ,Organe der
Emittentin® genannten Interessenkonflik-
ten] liegen [ansonsten] keine Interessen
oder Interessenkonflikte von an der Emis-
sion und/oder dem Angebot beteiligten na-
turlichen oder juristischen Personen vor,
die fur die Emission oder das Angebot von
wesentlicher Bedeutung sind.]

Grunde fur das Angebot und Verwendung der

Erlose:

[Die Emittentin verwendet den Erlds aus
der Begebung von Schuldverschreibungen
grundsatzlich zur Finanzierung ihrer allge-
meinen Geschaftstatigkeit. Sie hat die Frei-
heit, die Erldse nach eigenem Ermessen
zu verwenden.] [Andere Grunde fir das
Angebot und anderen Verwendungs-
zweck der Erlése einfligen.]

[Angabe der geschatzten Gesamtkosten
der Emission bzw. des Angebots und des
Nettobetrages der Ertrage, aufgeschlis-
selt nach den wichtigsten Verwendungs-
zwecken und dargestellt nach Prioritat
dieser Verwendungszwecke; Sofern die
antizipierten Ertrage nicht ausreichend
sein werden, um alle vorgeschlagenen
Verwendungszwecke zu finanzieren, sind
die H6he und die Quellen der benétigten
Ubrigen Finanzmittel anzugeben: [e].]
[Entfallt.]

Zustimmung zur Prospektnutzung:

[Entfallt.]

[Die Emittentin stimmt der Verwendung
des Prospekts durch jede anbietende Bank
und/oder jeden weiteren anbietenden Fi-
nanzintermediar fir die spatere Weiter-
verduRerung oder die endgiltige Platzie-
rung der Schuldverschreibungen in der
Bundesrepublik Deutschland zu. Die spa-
tere WeiterverauBerung oder die endgul-
tige Platzierung der Schuldverschreibun-
gen darf in dem Zeitraum vom [e]
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(einschlieBlich) bis zum [e] (ausschliellich)
erfolgen.]

[Die Emittentin stimmt der Verwendung
des Prospekts durch [die] [den] folgende[n]
[Bank[en] [und] [Finanzintermediar[e] flr
die spatere WeiterverauRerung oder die
endgultige Platzierung der Schuldver-
schreibungen in der Bundesrepublik
Deutschland zu: [Name(n) und Ad-
resse(n) einfligen]. Die spatere Weiter-
verauRerung oder die endglltige Platzie-
rung der Schuldverschreibungen darf in
dem Zeitraum vom [e] (einschlieRlich) bis
zum [e] (ausschlieBlich) erfolgen. Alle
neuen Informationen bzgl. [der Bank[en]]
[und/oder] [des Finanzintermediars] [der
Finanzintermediare], die zum Zeitpunkt der
Billigung des Prospekts bzw. zum Zeit-
punkt der Ubermittlung dieser Endgiiltigen
Bedingungen  bei der zusténdigen
Aufsichtsbehdrde nicht bekannt waren,
werden auf der Internetseite [relevante
Internetseite einfligen] verdoffentlicht.]

[Diese ZzZustimmung erfolgt vorbehaltlich
[Bedingungen einfligen].] [Diese
Zustimmung erfolgt nach Mal3gabe der
vorgenannten Beschrankungen, aber nicht
vorbehaltlich etwaiger weiterer
Bedingungen.]

Il. Anleihebedingungen

[In den Endgiiltigen Bedingungen werden die Anleihebedingungen fiir die genaue Ausgestal-
tung der Schuldverschreibungen (Abschnitt VI. ANLEIHEBEDINGUNGEN im Prospekt) wieder-

holt.]
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Frankfurt am Main, den [Datum der Endgiltigen Bedingungen einfligen: [e]]

Frankfurter Volksbank Rhein/Main eG
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VIII.STEUERLICHE WARNHINWEISE

DIE STEUERGESETZGEBUNG DES MITGLIEDSTAATS DES POTENZIELLEN ERWERBERS
VON SCHULDVERSCHREIBUNGEN UND DES GRUNDUNGSSTAATS DER EMITTENTIN
(DEUTSCHLAND) KONNEN AUSWIRKUNGEN AUF DIE ERTRAGE AUS DEN
SCHULDVERSCHREIBUNGEN HABEN.

POTENZIELLEN KAUFERN VON SCHULDVERSCHREIBUNGEN WIRD EMPFOHLEN, IHRE
EIGENEN STEUERBERATER HINSICHTLICH DER STEUERLICHEN FOLGEN DES ERWERBS,
DES BESITZES UND DER VERAUSSERUNG DER SCHULDVERSCHREIBUNGEN ZU
KONSULTIEREN.
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IX.VERKAUFSBESCHRANKUNGEN

Die nachstehenden Angaben sind allgemeiner Natur. Anlegern wird daher empfohlen, sich
in Bezug auf den beabsichtigten Erwerb bzw. das Halten oder die VeraufRerung der Schuld-
verschreibungen angemessen beraten zu lassen. Anleger miissen sich vergewissern, dass
sie berechtigt sind, die Schuldverschreibungen zu erwerben bzw. zu halten oder zu verau-
Bern.

1. Allgemeines

Die Emittentin gestattet den Verkauf und den Erwerb der Schuldverschreibungen lediglich
in Deutschland.

Sollten dessen ungeachtet Schuldverschreibungen in andere Lander verkauft werden, sind etwaige
Anbieter verpflichtet, alle anwendbaren Rechtsvorschriften derjenigen Staaten, in denen sie die
Schuldverschreibungen anbieten, verkaufen oder liefern oder diesen Prospekt oder sonstige Infor-
mationen in Bezug auf diesen Prospekt oder die Emission von Schuldverschreibungen verteilen
bzw. Anlegern zukommen lassen, einzuhalten und in Ubereinstimmung mit den geltenden Geset-
zen und Rechtsvorschriften dieser Staaten samtliche fiir solche Angebote, Verkaufe oder Lieferun-
gen benétigten Zustimmungen oder Erlaubnisse einzuholen. Fir das Einhalten solcher Rechtsvor-
schriften haftet die Emittentin nicht.

Die Emittentin gewahrleistet nicht, dass die Schuldverschreibungen jederzeit im Einklang mit den
anwendbaren Vorschriften oder sonstigen Erfordernissen in einem bestimmten Land rechtmafig
verkauft werden kénnen. Demzufolge Ubernimmt die Emittentin nicht die Verantwortung fur die
Mdglichkeit eines solchen Verkaufs. Ungeachtet dessen, dass die Schuldverschreibungen lediglich
in Deutschland verkauft und erworben werden dirfen, gelten fiir den Européaischen Wirtschafts-
raum und die Vereinigten Staaten die folgenden zusatzlichen Verkaufsbeschréankungen:

2. Europaischer Wirtschaftsraum

Wenn die Endgiiltigen Bedingungen der Schuldverschreibungen ein ,Verbot des Verkaufs an Klein-
anleger im Européischen Wirtschaftsraum“ vorsehen, wurden Schuldverschreibungen, die Gegen-
stand des mit diesem Prospekt beabsichtigten und durch die diesbeziglichen Endgiltigen Bedin-
gungen vervollstandigten Angebots sind, Kleinanlegern im Europaischen Wirtschaftsraum (mit
Ausnahme von Deutschland) weder angeboten, verkauft oder anderweitig zur Verfiigung gestellt
noch werden solche Schuldverschreibungen angeboten, verkauft oder anderweitig zur Verfligung
gestellt werden. Fir die Zwecke dieser Bestimmung haben die nachfolgend aufgefiihrten Begriffe
jeweils die folgende Bedeutung:

(@ Kleinanleger bezeichnet eine Person, die eines (oder mehrere) der folgenden Krite-
rien erfullt:

0] sie ist ein Kleinanleger im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nr. 11 der Richtlinie
2014/65/EU (in der jeweils geltenden Fassung, MiFID Il); oder

(i)  sie ist ein Kunde im Sinne der Richtlinie (EU) 2016/97 des Europaischen Par-
laments und des Rates vom 20. Januar 2016 uber Versicherungsvertrieb,
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soweit dieser Kunde nicht als professioneller Kunde im Sinne von Artikel 4 Ab-
satz 1 Nr. 10 MiFID Il gilt; oder

(i)  sie ist kein qualifizierter Anleger im Sinne der Prospektverordnung; und

(b) ein Angebot umfasst eine Mitteilung in jedweder Form und auf jedwede Art und
Weise, die ausreichende Informationen tber die Angebotsbedingungen und die anzu-
bietenden Schuldverschreibungen enthalt, um einen Anleger in die Lage zu versetzen,
sich fur den Kauf der Schuldverschreibungen zu entscheiden.

Wenn die Endgultigen Bedingungen der Schuldverschreibungen kein "Verbot des Verkaufs an
Kleinanleger im Européaischen Wirtschaftsraum" vorsehen, werden die Schuldverschreibungen nur
unter den folgenden Umstanden in Mitgliedstaaten des Europaischen Wirtschaftsraums (jeweils
ein Relevanter Mitgliedstaat) 6ffentlich angeboten werden:

(@ wenn die fir die Schuldverschreibungen erstellten Endgiltigen Bedingungen vorse-
hen, dass ein Angebot der Schuldverschreibungen Uber die in Artikel 1 Absatz 4 der
Prospektverordnung genannten Falle hinaus in dem Relevanten Mitgliedstaat (ein
nicht einer Befreiung unterliegendes Angebot) erfolgen kann, nach dem Tag der
Veroffentlichung dieses Prospekts, der von der zustéandigen Behérde in dem Relevan-
ten Mitgliedstaat gebilligt wurde oder, sofern einschlégig, in einem anderen Relevan-
ten Mitgliedstaat gebilligt und an die zusténdige Behdrde in diesem Relevanten Mit-
gliedstaat notifiziert wurde, jeweils in Ubereinstimmung mit der Prospektverordnung,
und zwar wahrend des Zeitraums, der an den in diesem Prospekt bzw. den Endgulti-
gen Bedingungen angegebenen Tagen beginnt und endet und sofern die Emittentin
einer Nutzung dieses Prospekts und der Endgultigen Bedingungen fur den Zweck ei-
nes nicht einer Befreiung unterliegenden Angebots schriftlich zugestimmt hat;

(b) jederzeit an Personen, die qualifizierte Anleger im Sinne der Prospektverordnung
sind;

(c) jederzeit an weniger als 150 natirliche oder juristische Personen (mit Ausnahme von
qualifizierten Anlegern (wie in der Prospektverordnung definiert)); oder

(d) jederzeit unter anderen in Artikel 1 Absatz 4 der Prospektverordnung beschriebenen
Umstéanden oder gemal anwendbarem nationalem Recht eines jeden Relevanten Mit-
gliedstaats;

wobei im Falle eines der in den vorstehenden Absatzen (b) bis (d) genannten Angebote von
Schuldverschreibungen eine Verpflichtung zur Veroffentlichung (i) eines Prospekts geman Artikel 3
der Prospektverordnung oder (ii) eines Nachtrags zu einem Prospekt gemafd Artikel 23 der Pros-
pektverordnung nicht besteht.

Fur die Zwecke dieser Verkaufsbeschréankung bezeichnet 6ffentliches Angebot von Schuldver-
schreibungen eine Mitteilung in einem Relevanten Mitgliedstaat in jedweder Form und auf jed-
wede Art und Weise, die ausreichende Informationen Uber die Angebotsbedingungen und die an-
zubietenden Schuldverschreibungen enthélt, um einen Anleger in die Lage zu versetzen, sich fur
den Kauf der Schuldverschreibungen zu entscheiden. Prospektverordnung bezeichnet die
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Verordnung (EU) 2017/1129 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2017 Gber
den Prospekt, der beim offentlichen Angebot von Wertpapieren oder bei deren Zulassung zum
Handel an einem geregelten Markt zu veroffentlichen ist, und zur Aufhebung der Richtlinie
2003/71/EG in der jeweils geltenden Fassung.

Fur unter diesem Prospekt begebene unbesicherte und nicht-nachrangige, nicht bevorrechtigte
(Senior Non-Preferred) Schuldverschreibungen ist beim Vertrieb an Kleinanleger die jeweils natio-
nale Umsetzung von Artikel 44a der BRRD zu beriicksichtigen. Fur unbesicherte und nicht-nach-
rangige, nicht bevorrechtigte (Senior Non-Preferred), die unter diesem Prospekt begeben werden,
ist der Vertrieb an Kleinanleger gemal § 67 Absatz 3 des Wertpapierhandelsgesetzes (WpHG) in
Deutschland nur zuléassig, wenn die in den Endgiltigen Bedingungen angegebene Mindeststlicke-
lung gemanR § 65b WpHG Euro 50.000 betragt.

3. Vereinigte Staaten von Amerika

Die Schuldverschreibungen wurden nicht gemanR dem United States Securities Act von 1933 in der
jeweils geltenden Fassung (Securities Act) registriert und werden auch in Zukunft nicht registriert
werden. Die Schuldverschreibungen durfen weder innerhalb der Vereinigten Staaten noch an bzw.
zu Gunsten von US-Personen angeboten, verkauft oder geliefert werden, au3er aufgrund einer
Ausnahme von der Registrierungspflicht gemaR dem Securities Act oder im Rahmen einer Trans-
aktion, die nicht dieser Registrierungspflicht unterliegt. Jeder Anbieter dieser Schuldverschreibun-
gen wird zusichern und vereinbaren missen, dass weder er noch in seinem Auftrag handelnde
Dritte die Schuldverschreibungen innerhalb der Vereinigten Staaten angeboten, verkauft oder ge-
liefert haben und auch in Zukunft nicht anbieten, verkaufen oder liefern werden, auer in Uberein-
stimmung mit Rule 903 der Regulation S des Securities Act (Regulation S). Weiterhin wird jeder
Anbieter der Schuldverschreibungen zusichern und vereinbaren miissen, dass weder er noch im
Sinne der Regulation S mit ihm verbundene Parteien (affiliates), noch eine sonstige Person, die im
Namen des Anbieters oder im Namen von mit ihm verbundenen Personen handelt, gezielte Ver-
kaufsanstrengungen (directed selling efforts) hinsichtlich der Schuldverschreibungen unternom-
men haben bzw. unternehmen werden. Den in diesem Absatz verwendeten Begriffen kommt die
ihnen in der Regulation S zugewiesene Bedeutung zu.

Darliber hinaus kann bis nach Ablauf von 40 Tagen nach Beginn des Angebots der Schuldver-
schreibungen ein Angebot oder Verkauf der Schuldverschreibungen innerhalb der Vereinigten
Staaten durch einen nicht am Angebot teilnehmenden Platzeur zu einer Verletzung der Registrie-
rungspflicht gemaf} dem Securities Act fuhren.

Die Schuldverschreibungen unterliegen den Anforderungen des US-Steuerrechts und diirfen we-
der in den Vereinigten Staaten oder in deren Besitzungen noch an eine US-Person angeboten oder
verkauft werden, aul3er bei bestimmten Transaktionen, die nach den US-Steuervorschriften zulas-
sig sind. Den in diesem Absatz verwendeten Begriffen kommen die ihnen in der US Internal Reve-
nue Code of 1986 und damit zusammenhangenden Verordnungen oder sonstigen amtlichen Richt-
linien zugewiesene Bedeutungen zu.

4. Vereinigtes Konigreich

Die Schuldverschreibungen wurden und werden Privatanlegern im Vereinigten Kdnigreich weder
angeboten noch verkauft oder anderweitig zur Verfiigung gestellit.
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Fur die Zwecke dieser Bestimmung:

@)

(b)

bezeichnet Privatanleger eine Person, die eines (oder mehrere) der folgenden Kriterien er-

fallt:

(i)

(ii)

(iif)

sie ist ein Kleinanleger im Sinne der Definition in Artikel 2 Nr. 8 der Verordnung (EU)
Nr. 2017/565, in der Form, in der diese kraft des britischen Gesetzes tber den Austritt
aus der Europaischen Union von 2018 (European Union (Withdrawal) Act 2018;
EUWA) Bestandteil des Rechts des Vereinigten Kdnigreichs geworden ist; oder

sie ist ein Kunde im Sinne der Bestimmungen des britischen Gesetzes Uber Finanz-
dienstleistungen und Markte von 2000 (Financial Services and Markets Act 2000;
FSMA) sowie von zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/97 gemaf dem FSMA er-
lassenen Vorschriften und Bestimmungen, soweit dieser Kunde nicht als professio-
neller Kunde im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 Nr. 8 der Verordnung (EU) Nr. 600/2014
gilt, in der Form, in der diese kraft des EUWA Bestandteil des Rechts des Vereinigten
Kdnigreichs geworden ist; oder

sie ist kein qualifizierter Anleger im Sinne von Artikel 2 der britischen Prospektverord-
nung (UK Prospectus Regulation); und

ein Angebot umfasst eine Mitteilung in jedweder Form und auf jedwede Art und Weise, die
ausreichende Informationen Uber die Angebotsbedingungen und die anzubietenden Schuld-
verschreibungen enthalt, um einen Anleger in die Lage zu versetzen, sich fir den Kauf der
Schuldverschreibungen zu entscheiden.
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X.ALLGEMEINE INFORMATIONEN
1. Erklarung zu Sachverstandigen und Informationen seitens Dritter
In den Prospekt wurden keine Berichte von Sachverstandigen aufgenommen.
2. Angaben von Seiten Dritter und Einbeziehung von Hyperlinks in den Basisprospekt

Die Emittentin bestatigt ferner, dass Angaben von Seiten Dritter korrekt wiedergegeben werden
und, soweit der Emittentin bekannt oder soweit aus den von dieser dritten Partei verdffentlichten
Informationen ersichtlich, keine Tatsachen fehlen, die die Angaben unkorrekt oder irrefiihrend er-
scheinen lassen kdnnen.

Soweit in diesem Basisprospekt Hyperlinks zu Websites enthalten sind, so sind die Informationen
auf den Websites nicht Teil des Basisprospekts und wurden nicht von der BaFin gepruft oder ge-
billigt. Zu den mittels Verweises einbezogenen Dokumenten siehe ,XIl. DURCH VERWEIS
EINBEZOGENE INFORMATIONEN".

Zu den bei der Erstellung dieses Prospekts verwendeten Quellen gehért insbesondere:

. Deutsche Bundesbank, Pressenotiz — 13. Dezember 2024, abrufbar unter https://www.bun-
desbank.de/de/presse/pressenotizen/deutschland-prognose-der-bundesbank-wirtschaft-ka-
empft-mit-hartnaeckigem-gegenwind-947514

3. Hinweise zur Billigung des Prospekts durch die BaFin
Im Hinblick auf die Billigung des Basisprospekts durch die BaFin wird erklart:

- Dieser Prospekt wurde durch die BaFin als zustandiger Behérde gemal der Prospektver-
ordnung gebilligt.

- Die BaFin billigt diesen Prospekt nur beziiglich der Standards der Vollstandigkeit, Verstand-
lichkeit und Kohéarenz gemaf der Prospektverordnung.

- Eine solche Billigung sollte nicht als Beflrwortung der Emittentin, die Gegenstand dieses
Prospekt ist, erachtet werden.

- Anleger sollten ihre eigene Bewertung der Eignung dieser Schuldverschreibungen vorneh-
men.

4, Hinweise zur Giltigkeitsdauer des Prospekts

Dieser Prospekt ist mit Ablauf des 5. Juni 2026 nicht mehr gultig. Die Pflicht zur Erstellung eines
Prospektnachtrags im Falle wichtiger neuer Umstande, wesentlicher Unrichtigkeiten oder wesent-
licher Ungenauigkeiten besteht nicht, wenn der Prospekt ungultig geworden ist. Der Prospekt ist
nach seiner Billigung 12 Monate lang fur 6ffentliche Angebote oder Zulassungen zum Handel an
einem geregelten Markt gultig, sofern er um etwaige gemafR Artikel 23 der Prospektverordnung
erforderliche Nachtrage ergénzt wird.
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5. Zustimmung zur Verwendung des Prospekts

Die Emittentin wird in den jeweiligen Endgultigen Bedingungen festlegen, ob sie einer Verwendung
dieses Prospekts (einschlief3lich etwaiger Nachtrage und der bei der zusténdigen Aufsichtsbehérde
hinterlegten jeweiligen Endgultigen Bedingungen) fir den spateren Weiterverkauf oder die endgdil-
tige Platzierung der Schuldverschreibungen in Deutschland (i) nicht zustimmt oder (ii) durch alle
anbietenden Banken und Finanzintermedidre (generelle Zustimmung) oder (iii) durch die in den
jeweiligen Endgiiltigen Bedingungen aufgefiihrten und benannten anbietenden Banken und Fi-
nanzintermediére (individuelle Zustimmung) wahrend der Angebotsfrist (wie in den jeweiligen End-
glltigen Bedingungen festgelegt) fiir die spatere WeiterverdauRerung oder die endgiltige Platzie-
rung der Schuldverschreibungen zustimmt. Die Endgiltigen Bedingungen kénnen zudem Bedin-
gungen vorsehen, an die die Zustimmung zur Prospektnutzung gebunden ist.

Die Erteilung der Zustimmung zur Verwendung dieses Prospekts setzt voraus, dass dieser Pros-
pekt in Ubereinstimmung mit der Prospektverordnung noch giiltig ist. Die Emittentin tibernimmt die
Verantwortung fir den Inhalt dieses Prospekts auch hinsichtlich der spateren WeiterveraufRerung
oder endgiiltigen Platzierung der Schuldverschreibungen durch Banken und Finanzintermediare,
denen sie ihre generelle oder individuelle Zustimmung zur Verwendung dieses Prospekts gegeben
hat.

Die Emittentin behalt sich das Recht vor, ihre Zustimmung zur Verwendung des Prospekts jederzeit
zu widerrufen. Der Widerruf wird auf der Internetseite der Emittentin (www.frankfurter-
volksbank.de/service/pflichtinformationen.html) veroffentlicht.

Dieser Prospekt darf potenziellen Anlegern nur zusammen mit samtlichen bis zur Ubergabe verof-
fentlichten Nachtragen Gibergeben werden. Jeder Nachtrag zum Prospekt wird auf der Internetseite
der Emittentin (www.frankfurter-volksbank.de/service/pflichtinformationen.html) veréffentlicht.

Bei der Verwendung dieses Prospekts haben jede anbietende Bank und jeder anbietende Finanz-
intermediar sicherzustellen, dass sie alle anwendbaren Gesetze und Rechtsvorschriften beachten
und den als anwendbar identifizierten Zielmarkt fur die Schuldverschreibungen und die Vertriebs-
kanale fir die Schuldverschreibungen in dem Abschnitt mit der Uberschrift "Produktiiberwachung
nach MiFID II / AusschlieRlicher Zielmarkt geeignete Gegenparteien und professionelle Kunden"
bzw. "Produktiiberwachung nach MiFID Il / Zielmarkt geeignete Gegenparteien, professionelle
Kunden und Kleinanleger" in den maf3geblichen Endgiltigen Bedingungen beriicksichtigen. Die
Emittentin kann zudem in den jeweiligen Endgiltigen Bedingungen weitere Bedingungen festlegen,
die mit dieser Zustimmung einhergehen und die fur die Verwendung dieses Prospekts relevant
sind.

Fur den Fall, dass eine anbietende Bank oder ein anbietender Finanzintermediar ein Ange-
bot macht, wird diese Bank oder dieser Finanzintermediar die Anleger zum Zeitpunkt der
Angebotsvorlage Giber die Angebotsbedingungen der Schuldverschreibungen unterrichten.

Im Falle einer individuellen Zustimmung werden neue Informationen zu anbietenden Banken und
Finanzintermediaren, die zum Zeitpunkt der Billigung dieses Prospekts oder ggf. der Ubermittlung
der jeweiligen Endgiltigen Bedingungen unbekannt waren, auf der Internetseite der Emittentin
(www.frankfurter-volksbank.de/service/pflichtinformationen.html) verdffentlicht.
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Im Falle einer generellen Zustimmung hat jede anbietende Bank und jeder Finanzinterme-
diar, die bzw. der diesen Prospekt nutzt, auf ihrer bzw. seiner Internetseite anzugeben, dass
sie bzw. er diesen Prospekt mit Zustimmung und gemafR den Bedingungen verwendet, an
die die Zustimmung gebunden ist.

Die Schuldverschreibungen wurden und werden nicht gemaR dem Securities Act oder bei einer
Wertpapieraufsichtsbehérde eines Bundesstaates oder einer anderen Jurisdiktion der Vereinigten
Staaten von Amerika registriert. Die Schuldverschreibungen werden in Inhaberform begeben und
unterliegen bestimmten Anforderungen des US-Steuerrechts. Vorbehaltlich bestimmter Ausnah-
men dirfen die Schuldverschreibungen weder innerhalb der Vereinigten Staaten noch an eine US-
Person oder auf deren Rechnung oder zugunsten einer US-Person angeboten, verkauft oder ge-
liefert werden. Der Begriff ,US-Person* hat die Bedeutung, die ihm in Regulation S und dem US.
Internal Revenue Code von 1986 in der jeweils giiltigen Fassung und den dazugehérigen Vorschrif-
ten zugewiesen wird. Die Schuldverschreibungen werden auf3erhalb der Vereinigten Staaten an
Nicht-US-Personen gemal Regulation S angeboten und verkauft und durfen zu keinem Zeitpunkt
im rechtlichen oder wirtschaftlichen Besitz einer US-Person sein. Eine Beschreibung bestimmter
Beschrankungen fur das Angebot und den Verkauf von Schuldverschreibungen und fir die Ver-
breitung dieses Prospekts findet sich unter ,IX. VERKAUFSBESCHRANKUNGEN?*.

Weder dieser Prospekt noch ein Nachtrag oder die Endglltigen Bedingungen dirfen zum Zwecke
eines Angebots oder einer Aufforderung an eine Person in einer Rechtsordnung verwendet wer-
den, in der ein solches Angebot oder eine solche Aufforderung nicht zulassig ist, oder an eine
Person, der gegentber ein solches Angebot oder eine solche Aufforderung gesetzeswidrig ist.

6. Einsehbare Dokumente

Der Geschaftsbericht 2024, der den Konzernabschluss 2024 und den Jahresabschluss 2024 ent-
halt, sowie der Geschaftsbericht 2023, der den Konzernabschluss 2023 enthalt, sind wahrend der
Gultigkeitsdauer dieses Prospekts auf der Internetseite der Emittentin unter www.frankfurter-volks-
bank.de/berichte abrufbar und einsehbar.

Die Satzung der Emittentin ist wahrend der tblichen Offnungszeiten bei der Frankfurter Volksbank
Rhein/Main, Borsenstralle 7-11, 60313 Frankfurt am Main, sowie auf der Internetseite der Emitten-
tin unter www.frankfurter-volksbank.de/satzung einsehbar.
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XI.FINANZINFORMATIONEN
1. Konzernabschluss 2024

Der geprifte Konzernabschluss der Emittentin fir das zum 31. Dezember 2024 endende Ge-
schaftsjahr ist durch Verweis in diesen Prospekt einbezogen (siehe ,XIl. DURCH VERWEIS
EINBEZOGENE INFORMATIONEN®).

2. Konzernabschluss 2023

Der geprifte Konzernabschluss der Emittentin fir das zum 31. Dezember 2023 endende Ge-
schéftsjahr ist durch Verweis in diesen Prospekt einbezogen (siehe ,XIl. DURCH VERWEIS
EINBEZOGENE INFORMATIONEN").

3. Jahresabschluss 2024

Der gepriifte Jahresabschluss der Emittentin fir das zum 31. Dezember 2024 endende Geschéafts-
jahr ist durch Verweis in diesen Prospekt einbezogen (siehe ,XIl. DURCH VERWEIS
EINBEZOGENE INFORMATIONEN®).
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XI.DURCH VERWEIS EINBEZOGENE INFORMATIONEN
Dieser Prospekt ist in Verbindung mit folgenden Dokumenten zu lesen:
1. Finanzangaben

- dem gepriften Konzernabschluss der Emittentin fir das zum 31. Dezember 2024 endende
Geschaftsjahr;

- dem gepriften Konzernabschluss der Emittentin fir das zum 31. Dezember 2023 endende
Geschaftsjahr;

- dem gepriften Jahresabschluss der Emittentin fir das zum 31. Dezember 2024 endende
Geschaftsjahr;

die (mit Ausnahme der Bestatigungsvermerke) jeweils gemaf Art. 19 der Prospektverord-
nung mittels Verweises in diesen Prospekt (Abschnitt ,XI. FINANZINFORMATIONEN") auf-
genommen sind, jeweils von der Emittentin erstellt wurden und unter www.frankfurter-volks-
bank.de/berichte abrufbar sind sowie der BaFin vorgelegt wurden; die Bestatigungsver-
merke fur die Konzernabschlisse 2024 und 2023 sowie den Jahresabschluss 2024 sind in
diesem Prospekt im Abschnitt XIll. BESTATIGUNGSVERMERKE abgedruckt.

Die in den mittels Verweises aufgenommenen Dokumenten enthaltenen Informationen sind in die-
sen Prospekt nur insoweit aufgenommen, als sie nachstehend aufgefiihrt sind, und sind im Ubrigen
nicht Bestandteil dieses Prospekts. Die nicht aufgenommenen Teile der benannten Dokumente
sind fir den Anleger nicht relevant oder werden an anderer Stelle in diesem Prospekt behandelt.

Geprifter Konzernabschluss der Emittentin fir das zum 31. Dezember 2024 endende Ge-
schéaftsjahr (enthalten im Geschéaftsbericht 2024):

Konzernbilanz Seiten 84 bis 85
Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung Seite 86
Konzernanhang Seiten 87 bis 102
Kapitalflussrechnung Seite 103

Der Geschaftsbericht 2024, der den Konzernabschluss 2024 enthélt, kann tber folgenden Hyper-
link abgerufen werden:

https://www.frankfurter-volksbank.de/content/dam/f1740-0/cloud-transfer/fvb-website/ihre-
bank/profil/berichte/FVB%20Gesch%C3%A4ftsbericht%202024%20mit%20Konzern%20Web.pdf

Geprifter Konzernabschluss der Emittentin fir das zum 31. Dezember 2023 endende Ge-
schéftsjahr (enthalten im Geschéaftsbericht 2023)

Konzernbilanz Seiten 84 bis 85
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Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung Seite 86
Konzernanhang Seiten 87 bis 101

Kapitalflussrechnung Seite 102

Der Geschéaftsbericht 2023, der den Konzernabschluss 2023 enthélt, kann tber folgenden Hyper-
link abgerufen werden:

https://www.frankfurter-volksbank.de/gh23

Geprifter Jahresabschluss der Emittentin fir das zum 31. Dezember 2024 endende Ge-
schéaftsjahr (enthalten im Geschéaftsbericht 2024):

Jahresbilanz Seiten 42 bis 43
Gewinn- und Verlustrechnung Seite 44
Anhang Seiten 45 bis 58

Der Geschéftsbericht 2024, der den Jahresabschluss 2024 enthalt, kann tber folgenden Hyperlink
abgerufen werden:

https://www.frankfurter-volksbank.de/content/dam/f1740-0/cloud-transfer/fvb-website/ihre-
bank/profil/berichte/FVB%20Gesch%C3%A4ftsbericht%202024%20mit%20Konzern%20Web.pdf

2. Angaben fiur die Fortfihrung von 6ffentlichen Angeboten

Fur die Fortfuhrung des offentlichen Angebotes der Betreffenden Wertpapiere werden die folgen-
den Angaben aus dem nachfolgend genannten Basisprospekt nach Artikel 19 Absatz (1) lit. a Pros-
pektverordnung per Verweis in diesen Basisprospekt einbezogen:

. Basisprospekt vom 5. Juni 2024:
Abschnitt VI. (Anleihebedingungen) auf Seiten 55 bis 61; und
Abschnitt VII. (Formular fir die Endgultigen Bedingungen) auf Seiten 62 bis 71.

Der Basisprospekt vom 5. Juni 2024 ist abrufbar unter folgendem Link: https://www.frankfurter-
volksbank.de/content/dam/f1740-0/cloud-transfer/fvb-website/service/pflichtinformationen/Pros-
pekt FVB Billigungsfassung(44081022.1).pdf. Die nicht per Verweis einbezogenen Angaben des
vorstehend genannten Basisprospekts sind fur den Anleger nicht relevant.
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Xlll.  BESTATIGUNGSVERMERKE
1. Bestatigungsvermerk des Abschlussprifers fir den Konzernabschluss 2024
Bestatigungsvermerk des unabhangigen Abschlussprifers
An die Frankfurter Volksbank Rhein/Main eG, Frankfurt am Main
Vermerk Uber die Priifung des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts

Prifungsurteile

Wir haben den Konzernabschluss der Frankfurter Volksbank Rhein/Main eG, Frankfurt am Main
(im Folgenden "Genossenschaft") und ihrer Tochtergesellschaften (der Konzern) - bestehend aus
der Konzernbilanz zum 31. Dezember 2024, der Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung, dem Ei-
genkapitalspiegel des Konzerns und Kapitalflussrechnung fiir das Geschéftsjahr vom 1. Januar bis
31. Dezember 2024 sowie dem Konzernanhang, einschlie3lich der Darstellung der Bilanzierungs-
und Bewertungsmethoden — gepruft. Darliber hinaus haben wir den Konzernlagebericht der Ge-
nossenschaft fir das Geschaftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2024 gepriift. Im Lagebericht
wird auf die Verdffentlichung des gesonderten nichtfinanziellen Berichts nach § 289b bis 289e i. V.
m. § 315b HGB im Unternehmensregister verwiesen. In Einklang mit den deutschen gesetzlichen
Vorschriften erstreckt sich unsere Priifung nicht auf diesen gesonderten nichtfinanziellen Bericht.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Priifung gewonnenen Erkenntnisse

e entspricht der beigefligte Konzernabschluss in allen wesentlichen Belangen den deut-
schen, fuir Kreditgenossenschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermit-
telt unter Beachtung der deutschen Grundsétze ordnungsmafiger Buchfuhrung ein den
tatsdchlichen Verhaltnissen entsprechendes Bild der Vermdgens- und Finanzlage des
Konzerns zum 31. Dezember 2024 sowie seiner Ertragslage fiir das Geschéaftsjahr vom 1.
Januar bis 31. Dezember 2024 und

e vermittelt der beigefiigte Konzernlagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage
des Konzerns. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Konzernlagebericht in Einklang
mit dem Konzernabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt
die Chancen und Risiken der zukinftigen Entwicklung zutreffend dar. Unser Prufungsurteil
zum Konzernlagebericht erstreckt sich nicht auf den Inhalt der im Abschnitt "Sonstige In-
formationen" genannten Bestandteile des Konzernlageberichts. Unser Prufungsurteil zum
Konzernlagebericht erstreckt sich auch nicht auf den Inhalt des oben genannten geson-
derten nichtfinanziellen Konzernberichts.

Gemal § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklaren wir, dass unsere Prufung zu keinen Einwendungen
gegen die Ordnungsmafigkeit des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts gefiihrt hat.

Grundlage fur die Prafungsurteile

Wir haben unsere Priifung des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts in Ubereinstim-
mung mit 88 340k, 317 HGB und der EU-Abschlusspriferverordnung (Nr. 537/ 2014; im Folgenden
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"EU-APrVO") unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprufer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsatze ordnungsmaRiger Abschlussprifung durchgefihrt. Unsere Verantwortung nach
diesen Vorschriften und Grundsatzen ist im Abschnitt "Verantwortung des Abschlussprufers fur die
Prufung des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts" unseres Bestéatigungsvermerks
weitergehend beschrieben. Wir sind von den Konzernunternehmen unabhéngig in Ubereinstim-
mung mit den europarechtlichen sowie den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen
Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Ubereinstimmung mit die-
sen Anforderungen erfillt. Dartiber hinaus erklaren wir gemaf Artikel 10 Abs. 2 Buchst. f) EU-
APrVO i. V. m. 88 55 Abs. 2, 38 Abs. 1a GenG, dass alle bei uns beschéftigten Personen, die das
Ergebnis der Priifung beeinflussen kénnen, keine verbotenen Nichtpriifungsleistungen nach Artikel
5 Abs. 1 EU-APrvO erbracht haben. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Pri-
fungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage fiir unsere Prifungsurteile zum
Konzernabschluss und zum Konzernlagebericht zu dienen.

Besonders wichtige Prifungssachverhalte in der Prifung des Konzernabschlusses

Besonders wichtige Prifungssachverhalte sind solche Sachverhalte, die nach unserem pflichtge-
mafRken Ermessen am bedeutsamsten in unserer Prifung des Konzernabschlusses fiir das Ge-
schéftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2024 waren. Diese Sachverhalte wurden im Zusam-
menhang mit unserer Priifung des Konzernabschlusses als Ganzem und bei der Bildung unseres
Prufungsurteils hierzu beriicksichtigt; wir geben kein gesondertes Priifungsurteil zu diesen Sach-
verhalten ab.

Nachfolgend stellen wir die aus unserer Sicht besonders wichtigen Priifungssachverhalte dar:
1. Bewertung der Kundenforderungen
2. Verschmelzung

Unsere Darstellung der besonders wichtigen Prifungssachverhalte haben wir jeweils wie folgt
strukturiert:

a) Sachverhalt und Problemstellung

b) Priferisches Vorgehen und Erkenntnisse
c¢) Verweis auf weitergehende Informationen
zu l.a)

Die Forderungen an Kunden, saldiert mit den gebildeten Risikovorsorgen, belaufen sich auf
11.326,9 Mio. EUR. Dies entspricht 58,9 % der Bilanzsumme des Konzerns. Zudem bestehen
Eventualverbindlichkeiten in Héhe von 115,7 Mio. EUR und unwiderrufliche Kreditzusagen in Héhe
von 734,1 Mio. EUR. Die Identifizierung von Wertminderungen und die Ermittlung von Einzelwert-
berichtigungen sowie die Bemessung von Riickstellungen fur Eventualverbindlichkeiten und unwi-
derrufliche Kreditzusagen unterliegen wesentlichen Schatzungsunsicherheiten und Ermessens-
spielraumen. Das Risiko fiir den Konzernabschluss liegt darin, dass ein Wertberichtigungsbedarf
nicht rechtzeitig identifiziert wird bzw. die Hohe der Wertberichtigung von der wirtschaftlichen Lage
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und Entwicklung der jeweiligen Kreditnehmer sowie von der Bewertung der Kreditsicherheiten be-
einflusst wird. Daher ist die zutreffende Bewertung der Kundenforderungen fur den Konzernab-
schluss und inshesondere fir die Ertragslage von entscheidender Bedeutung und stellt nach un-
serer Einschétzung einen besonders wichtigen Prifungssachverhalt dar.

zu 1.b)

Im Rahmen der Jahresabschlusspriifung der Genossenschaft haben wir zunachst die Angemes-
senheit des relevanten internen Kontrollsystems der Genossenschaft zur Bewertung von Kunden-
forderungen beurteilt. Dabei haben wir Kontrollmahahmen in den zur Bewertung der Kundenfor-
derungen relevanten Prozessen der Genossenschatt identifiziert. Fir die relevanten Kontrollmalf3-
nahmen haben wir deren Aufbau bzw. Ausgestaltung gewirdigt und uns vergewissert, dass diese
Kontrollen eingerichtet sind. In Folge haben wir uns von der Wirksamkeit der eingerichteten rele-
vanten Kontrollen der Genossenschaft stichprobenhaft Giberzeugt. Des Weiteren haben wir analy-
tische Prifungshandlungen durchgefiihrt. Dabei wurde der Datenbestand der Genossenschaft im
Hinblick auf vordefinierte Prifkriterien ausgewertet. In diesem Zuge wurden insbesondere die Ge-
samtzusage, die Héhe der ungesicherten Kreditteile sowie sonstige erkennbare Negativkriterien
berlicksichtigt. Aufbauend auf den vorstehend genannten verschiedenen Priifungshandlungen ha-
ben wir bewusst ausgewéhlte Kreditengagements hinsichtlich der Notwendigkeit und - soweit er-
forderlich - der Angemessenheit einer Risikovorsorge einer Einzelfallpriifung unterzogen.

zu l.c)

Weitere Angaben des Konzerns zur Bilanzierung und Bewertung von Forderungen im Kreditge-
schaft sind im Anhang des Konzernabschlusses im Abschnitt Erlauterungen zu den Konsolidie-
rungs-, Bilanzierungs-, Bewertungs- und Umrechnungsmethoden enthalten. Dariiber hinaus bein-
haltet der Konzernlagebericht Erlauterungen zur Steuerung und Uberwachung der Adressenaus-
fallrisiken.

Zu 2.a)

Im Geschéftsjahr 2024 hat die Verschmelzung der Genossenschaft mit der Raiffeisen-Volksbank
Aschaffenburg eG, Aschaffenburg als Ubertragende Genossenschaft stattgefunden. Aufgrund der
im Rahmen der Verschmelzung notwendigen Migrationen in den rechnungslegungsrelevanten Da-
tenbestdnden sowie der Abbildung der Verschmelzung im Konzernabschluss zahlt die Verschmel-
zung nach unserer Auffassung zu den besonders wichtigen Priifungssachverhalten.

Zu 2.b)

Im Rahmen der Jahresabschlussprifung der Genossenschaft wurden Prifungshandlungen im Hin-
blick auf die Ausgestaltung des rechnungslegungsrelevanten internen Kontrollsystems, die han-
delsrechtliche OrdnungsmaRigkeit der Rechnungslegung sowie die IT-Migration durchgefihrt. Des
Weiteren wurde das Zahlenwerk auf Plausibilitat gepruft. Ergdnzend wurden in ausgewahlten Ein-
zelfallen hinsichtlich der Bewertung der von der bertragenden Genossenschaft eingebrachten
Vermogensgegenstéande und Verbindlichkeiten Prifungshandlungen vorgenommen.

Zu 2.c)

87



Angaben der Genossenschaft zur Verschmelzung sind im Konzernanhang des Konzernabschlus-
ses im Abschnitt Allgemeine Angaben und in der Entwicklung des Anlagevermdgens enthalten.
Dariliber hinaus beinhaltet der Konzernlagebericht Erlauterungen zur durchgefiuhrten Verschmel-
zung.

Sonstige Informationen
Die gesetzlichen Vertreter und der Aufsichtsrat sind fiir die sonstigen Informationen verantwortlich.

Die sonstigen Informationen umfassen den folgenden nicht inhaltlich gepriften Bestandteil des
Konzernlageberichts:

. die Angabe zur Veréffentlichung des gesonderten nichtfinanziellen Berichts nach § 289b bis
§ 289e HGB

Die sonstigen Informationen umfassen zudem:

o den gesonderten nichtfinanziellen Konzernbericht nach § 340ii. V. m. 88 315b Abs. 3 Satz
1 Nr. 2 Buchst. b und 289b bis 289e HGB

. die Ubrigen Teile des Geschéftsberichts - ohne weitere Querverweise auf externe Informati-
onen — mit Ausnahme des gepriiften Konzernabschlusses und Konzernlageberichts sowie
unseres Bestatigungsvermerks.

Davon werden uns voraussichtlich nach dem Datum dieses Bestatigungsvermerks zur Verfigung
gestellt:

o der gesonderte nichtfinanzielle Konzernbericht nach 8 340i i. V. m. 88 315b Abs. 3 Satz 1
Nr. 2 Buchst. B und 289b bis 289e HGB

. die Ubrigen Teile des Geschéftsberichts - ohne weitere Querverweise auf externe Informati-
onen — mit Ausnahme des gepriiften Konzernabschlusses und Konzernlageberichts sowie
unseres Bestatigungsvermerks.

Unsere Priifungsurteile zum Konzernabschluss und zum Konzernlagebericht erstrecken sich nicht
auf die sonstigen Informationen, und dementsprechend geben wir weder ein Prifungsurteil noch
irgendeine andere Form von Prifungsschlussfolgerung hierzu ab.

Im Zusammenhang mit unserer Priifung haben wir die Verantwortung, die sonstigen Informationen
zu lesen und dabei zu wirdigen, ob die sonstigen Informationen

. wesentliche Unstimmigkeiten zum Konzernabschluss, zu den inhaltlich gepriften Konzern-
lageberichtsangaben oder unseren bei der Prifung erlangten Kenntnissen aufweisen oder

. anderweitig wesentlich falsch dargestellt erscheinen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats fir den Konzernabschluss
und den Konzernlagebericht

88



Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich fir die Aufstellung des Konzernabschlusses, der den
deutschen, fur Kreditgenossenschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesent-
lichen Belangen entspricht, und daftrr, dass der Konzernabschluss unter Beachtung der deutschen
Grundsatze ordnungsmafiger Buchflihrung ein den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechendes
Bild der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns vermittelt. Ferner sind die gesetzli-
chen Vertreter verantwortlich fur die internen Kontrollen, die sie in Ubereinstimmung mit den deut-
schen Grundséatzen ordnungsmaliiger Buchfihrung als notwendig bestimmt haben, um die Auf-
stellung eines Konzernabschlusses zu ermdglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellun-
gen aufgrund von dolosen Handlungen (d. h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermo-
gensschadigungen) oder Irrtimern ist.

Bei der Aufstellung des Konzernabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafir verantwortlich,
die Fahigkeit des Konzerns zur Fortfihrung der Unternehmenstatigkeit zu beurteilen. Des Weiteren
haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortfiihrung der Unterneh-
menstatigkeit, sofern einschlagig, anzugeben. Dartiber hinaus sind sie dafir verantwortlich, auf der
Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfiihrung der Unternehmenstatigkeit zu bi-
lanzieren, sofern dem nicht tatséchliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.

AuRerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich fir die Aufstellung des Konzernlagebe-
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Konzerns vermittelt sowie in allen
wesentlichen Belangen mit dem Konzernabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukinftigen Entwicklung zutreffend dar-
stellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich fir die Vorkehrungen und Maf3nahmen
(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Konzernlageberichts in
Ubereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu erméglichen,
und um ausreichende geeignete Nachweise fiir die Aussagen im Konzernlagebericht erbringen zu
kénnen.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich fiir die Uberwachung des Rechnungslegungsprozesses des
Konzerns zur Aufstellung des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts.

Verantwortung des Abschlussprifers fur die Prifung des Konzernabschlusses und des
Konzernlageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit dariiber zu erlangen, ob der Konzernabschluss als
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irr-
timern ist, und ob der Konzernlagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Kon-
zerns vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Konzernabschluss sowie mit den
bei der Prifung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vor-
schriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukinftigen Entwicklung zutreffend darstellt,
sowie einen Bestatigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prifungsurteile zum Konzernabschluss
und zum Konzernlagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Mal3 an Sicherheit, aber keine Garantie dafir, dass eine in
Ubereinstimmung mit §8 340k, 317 HGB und der EU-APrVO unter Beachtung der vom Institut der
Wirtschaftsprifer (IDW) festgestellten deutschen Grundséatze ordnungsmaiger Abschlusspriifung
durchgefuhrte Prifung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen
kénnen aus dolosen Handlungen oder Irrtiimern resultieren und werden als wesentlich angesehen,
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wenn verninftigerweise erwartet werden kénnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der
Grundlage dieses Konzernabschlusses und Konzernlageberichts getroffenen wirtschaftlichen Ent-
scheidungen von Adressaten beeinflussen.

Wahrend der Prifung tGben wir pflichtgeméales Ermessen aus und bewahren eine kritische Grund-
haltung. Dartiber hinaus

. identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Konzern-
abschluss und im Konzernlagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtiimern,
planen und fihren Prifungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen
Prufungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage fur unsere Pri-
fungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass eine aus dolosen Handlungen resultierende we-
sentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, ist héher als das Risiko, dass eine aus
Irrtimern resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, da dolose
Handlungen kollusives Zusammenwirken, Falschungen, beabsichtigte Unvollstandigkeiten,
irreflhrende Darstellungen bzw. das Aul3erkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten kon-
nen.

. erlangen wir ein Verstandnis von den fir die Prifung des Konzernabschlusses relevanten
internen Kontrollen und den fur die Prifung des Konzernlageberichts relevanten Vorkehrun-
gen und MalRnahmen, um Prifungshandlungen zu planen, die unter den Umstéanden ange-
messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prifungsurteil zur Wirksamkeit der internen Kon-
trollen des Konzerns bzw. dieser Vorkehrungen und Maf3hahmen abzugeben.

. beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten geschétzten Werte und damit zusammenhangenden Angaben.

. ziehen wir Schlussfolgerungen tber die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertre-
tern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfiihrung der Unternehmenstatig-
keit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prifungsnachweise, ob eine wesentliche Unsi-
cherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame
Zweifel an der Fahigkeit des Konzerns zur Fortfiihrung der Unternehmenstatigkeit aufwerfen
kénnen. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind
wir verpflichtet, im Bestatigungsvermerk auf die dazugehérigen Angaben im Konzernab-
schluss und im Konzernlagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben un-
angemessen sind, unser jeweiliges Prufungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere
Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestéatigungsvermerks
erlangten Prifungsnachweise. Zukiinftige Ereignisse oder Gegebenheiten kénnen jedoch
dazu fuhren, dass der Konzern seine Unternehmenstétigkeit nicht mehr fortfihren kann.

. beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Konzernabschlusses insgesamt ein-
schlie3lich der Angaben sowie ob der Konzernabschluss die zugrunde liegenden Geschafts-
vorfélle und Ereignisse so darstellt, dass der Konzernabschluss unter Beachtung der deut-
schen Grundsétze ordnungsmaRiger Buchfiihrung ein den tatséchlichen Verhaltnissen ent-
sprechendes Bild der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns vermittelt.
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. planen wir die Konzernabschlussprifung und fihren sie durch, um ausreichende geeignete
Prufungsnachweise fir die Rechnungslegungsinformationen der Unternehmen oder Ge-
schaftsbereiche innerhalb des Konzerns einzuholen als Grundlage fiir die Bildung der Pri-
fungsurteile zum Konzernabschluss und zum Konzernlagebericht. Wir sind verantwortlich fur
die Anleitung, Uberwachung und Durchsicht der fiir Zwecke der Konzernabschlusspriifung
durchgefiihrten Priifungstatigkeiten. Wir tragen die alleinige Verantwortung fir unsere Pri-
fungsurteile.

. beurteilen wir den Einklang des Konzernlageberichts mit dem Konzernabschluss, seine Ge-
setzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Konzerns.

. fuhren wir Prifungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zu-
kunftsorientierten Angaben im Konzernlagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigne-
ter Prifungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten An-
gaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach
und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen An-
nahmen. Ein eigenstandiges Prifungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu
den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unver-
meidbares Risiko, dass kinftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Anga-
ben abweichen.

Wir erértern mit dem Aufsichtsrat unter anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der
Prufung sowie bedeutsame Prifungsfeststellungen, einschlie3lich etwaiger bedeutsamer Mangel
in internen Kontrollen, die wir wahrend unserer Prifung feststellen.

Wir geben gegeniiber dem Aufsichtsrat eine Erklarung ab, dass wir die relevanten Unabhéngig-
keitsanforderungen eingehalten haben, und erértern mit ihm alle Beziehungen und sonstigen Sach-
verhalte, von denen verninftigerweise angenommen werden kann, dass sie sich auf unsere Un-
abhangigkeit auswirken, sofern einschlagig, und die zur Beseitigung von Unabhangigkeitsgefahr-
dungen vorgenommenen Handlungen oder ergriffenen Schutzmaf3nahmen.

Wir bestimmen von den Sachverhalten, die wir mit dem Aufsichtsrat erdrtert haben, diejenigen
Sachverhalte, die in der Prifung des Konzernabschlusses fur den aktuellen Berichtszeitraum am
bedeutsamsten waren und daher die besonders wichtigen Prifungssachverhalte sind. Wir be-
schreiben diese Sachverhalte im Bestatigungsvermerk, es sei denn, Gesetze oder andere Rechts-
vorschriften schliel3en die 6ffentliche Angabe des Sachverhalts aus.

Sonstige gesetzliche und andere rechtliche Anforderungen
Ubrige Angaben gemaR Artikel 10 EU-APrvO
Wir sind als zustandiger Prifungsverband gesetzlicher Abschlussprifer der Genossenschatt.

Wir erklaren, dass die in diesem Bestatigungsvermerk enthaltenen Prifungsurteile mit unserer Be-
richterstattung an den Aufsichtsrat nach Artikel 11 EU-APrVO i. V. m. 8 58 Abs. 3 GenG (Prifungs-
bericht) in Einklang stehen.
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Bei uns beschéftigte Personen, die das Ergebnis der Priifung beeinflussen kdnnen, haben folgende
Leistungen, die nicht im Konzernabschluss oder im Konzernlagebericht der gepriften Genossen-
schaft angegeben wurden, zuséatzlich zur Abschlussprifung fiir die gepriifte Genossenschaft bzw.
fur die von dieser beherrschten Unternehmen erbracht:

. Prufung Wertpapierdienstleistungs- und Depotgeschéft (§ 89 Abs. 1 Satz 1 und 2 WpHG)
einschlieBlich Priufung der Verwahrstelle nach § 68 Abs. 7 Kapitalanlagegesetzbuch

. Prifungsgutachten geméaR § 81 UmwG zur Verschmelzung mit der Raiffeisen-Volksbank
Aschaffenburg eG, Aschaffenburg

. Prifung MACCs Mobilisation and Administration of Credit Claims (Besicherung von Geld-
aufnahmen bei der Deutschen Bundesbank durch Kundenforderungen und Schuldschein-
darlehen)

. Prufung zur Erlangung begrenzter Sicherheit (iber die Ubereinstimmung des gesonderten

nichtfinanziellen Berichts mit den handelsrechtlichen Vorschriften und dem Deutschen Nach-
haltigkeitskodex (CSR)

Verantwortlicher Wirtschaftsprifer
Der fur die Prifung verantwortliche Wirtschaftsprifer ist Gunter Hedrich.
Neu-Isenburg, 28. Méarz 2025
Genoverband e.V.

Arkadiusz Hinca Gunter Hedrich
Wirtschaftsprifer Wirtschaftsprifer
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2. Bestatigungsvermerk des Abschlussprifers fir den Konzernabschluss 2023
Bestatigungsvermerk des unabhangigen Abschlussprifers
An die Frankfurter Volksbank Rhein/Main eG, Frankfurt am Main
Vermerk Uber die Priifung des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts
Prafungsurteile

Wir haben den Konzernabschluss der Frankfurter Volksbank Rhein/Main eG, Frankfurt am Main
(im Folgenden "Genossenschaft" oder "Mutterunternehmen”) und ihrer Tochtergesellschaften (der
Konzern) — bestehend aus der Konzernbilanz zum 31. Dezember 2023, der Konzern-Gewinn- und
Verlustrechnung, dem Eigenkapitalspiegel und der Kapitalflussrechnung fiir das Geschéftsjahr
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2023 sowie dem Konzernanhang, einschlie3lich der Darstellung
der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden — gepruft. Dariber hinaus haben wir den Konzernla-
gebericht der Genossenschatft fiir das Geschéaftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2023 gepriift.
Im Lagebericht wird auf die Veréffentlichung des gesonderten nichtfinanziellen Berichts nach §
289b bis 289e i. V. m. § 315b HGB im Elektronischen Bundesanzeiger verwiesen. In Einklang mit
den deutschen gesetzlichen Vorschriften erstreckt sich unsere Priifung nicht auf diesen gesonder-
ten nichtfinanziellen Bericht.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prifung gewonnenen Erkenntnisse

. entspricht der beigefiigte Konzernabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen,
fur Kreditgenossenschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter
Beachtung der deutschen Grundséatze ordnungsmafiger Buchfihrung ein den tatséchlichen
Verhaltnissen entsprechendes Bild der Vermdgens- und Finanzlage des Konzerns zum 31.
Dezember 2023 sowie seiner Ertragslage fir das Geschaftsjahr vom 1. Januar bis 31. De-
zember 2023 und

. vermittelt der beigefiigte Konzernlagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage
des Konzerns. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Konzernlagebericht in Einklang
mit dem Konzernabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt
die Chancen und Risiken der zukinftigen Entwicklung zutreffend dar. Unser Prifungsurteil
zum Konzernlagebericht erstreckt sich nicht auf den Inhalt der im Abschnitt "Sonstige Infor-
mationen” genannten Bestandteile des Konzernlageberichts. Unser Prifungsurteil zum Kon-
zernlagebericht erstreckt sich auch nicht auf den Inhalt des oben genannten gesonderten
nichtfinanziellen Konzernberichts.

Gemal § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklaren wir, dass unsere Prufung zu keinen Einwendungen
gegen die Ordnungsmafigkeit des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts gefiihrt hat.

Grundlage fur die Prafungsurteile

Wir haben unsere Priifung des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts in Ubereinstim-
mung mit §8 340k, 317 HGB und der EU-Abschlusspriferverordnung (Nr. 537/2014; im Folgenden
"EU-APrVO") unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftspriifer (IDW) festgestellten
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deutschen Grundsétze ordnungsmalRiger Abschlussprifung durchgefiihrt. Unsere Verantwortung
nach diesen Vorschriften und Grundsétzen ist im Abschnitt "Verantwortung des Abschlussprifers
fur die Prifung des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts" unseres Bestatigungsver-
merks weitergehend beschrieben. Wir sind von den Konzernunternehmen unabhéngig in Uberein-
stimmung mit den europarechtlichen sowie den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtli-
chen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Ubereinstimmung mit
diesen Anforderungen erfiillt. Dariiber hinaus erklaren wir gemaf Artikel 10 Abs. 2 Buchst. f) EU-
APrvO i. V. m. 88 55 Abs. 2, 38 Abs. 1a GenG, dass alle bei uns beschéftigten Personen, die das
Ergebnis der Priifung beeinflussen kénnen, keine verbotenen Nichtpriifungsleistungen nach Artikel
5 Abs. 1 EU-APrvO erbracht haben. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Pri-
fungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage fur unsere Prifungsurteile zum
Konzernabschluss und zum Konzernlagebericht zu dienen.

Besonders wichtige Prifungssachverhalte in der Prifung des Konzernabschlusses

Besonders wichtige Prufungssachverhalte sind solche Sachverhalte, die nach unserem pflichtge-
mafRken Ermessen am bedeutsamsten in unserer Prifung des Konzernabschlusses fiir das Ge-
schaftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2023 waren. Diese Sachverhalte wurden im Zusam-
menhang mit unserer Prifung des Konzernabschlusses als Ganzem und bei der Bildung unseres
Prufungsurteils hierzu beriicksichtigt; wir geben kein gesondertes Priifungsurteil zu diesen Sach-
verhalten ab.

Nachfolgend stellen wir die aus unserer Sicht besonders wichtigen Prifungssachverhalte dar:
1. Bewertung der Kundenforderungen
2. Verédndertes Marktzinsumfeld und Auswirkungen auf den Konzernjahresabschluss

Unsere Darstellung der besonders wichtigen Prifungssachverhalte haben wir jeweils wie folgt
strukturiert:

a) Sachverhalt und Problemstellung

b) Pruferisches Vorgehen und Erkenntnisse
c) Verweis auf weitergehende Informationen
zu l.a)

Die Forderungen an Kunden, saldiert mit den gebildeten Risikovorsorgen, belaufen sich auf
9.209,3 Mio. EUR. Dies entspricht 60,0 % der Bilanzsumme des Konzerns. Zudem bestehen Even-
tualverbindlichkeiten in Héhe von 108,0 Mio. EUR und unwiderrufliche Kreditzusagen in Hohe von
741,8 Mio. EUR.

Die Identifizierung von Wertminderungen und die Ermittlung von Einzelwertberichtigungen sowie
die Bemessung von Riickstellungen fiir Eventualverbindlichkeiten und unwiderrufliche Kreditzusa-
gen unterliegen wesentlichen Schatzungsunsicherheiten und Ermessensspielrdumen. Das Risiko
fur den Konzernabschluss liegt darin, dass ein Wertberichtigungsbedarf nicht rechtzeitig
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identifiziert wird bzw. die Héhe der Wertberichtigung von der wirtschaftlichen Lage und Entwicklung
der jeweiligen Kredithehmer sowie von der Bewertung der Kreditsicherheiten beeinflusst wird. Da-
her ist die zutreffende Bewertung der Kundenforderungen fir den Konzernabschluss und insbe-
sondere fir die Ertragslage von entscheidender Bedeutung und stellt nach unserer Einschatzung
einen besonders wichtigen Prifungssachverhalt dar.

zu 1.b)

Im Rahmen der Jahresabschlusspriifung der Genossenschaft haben wir zunachst die Angemes-
senheit des relevanten internen Kontrollsystems der Genossenschaft zur Bewertung von Kunden-
forderungen beurteilt. Dabei haben wir KontrollmaBnahmen in den zur Bewertung der Kundenfor-
derungen relevanten Prozessen der Genossenschaft identifiziert. Fir die relevanten Kontrollmalf3-
nahmen haben wir deren Aufbau bzw. Ausgestaltung gewirdigt und uns vergewissert, dass diese
Kontrollen eingerichtet sind.

In Folge haben wir uns von der Wirksamkeit der eingerichteten relevanten Kontrollen der Genos-
senschaft stichprobenhaft berzeugt.

Des Weiteren haben wir analytische Priifungshandlungen durchgefiihrt. Dabei wurde der Daten-
bestand der Genossenschaft im Hinblick auf vordefinierte Prifkriterien ausgewertet. In diesem
Zuge wurden insbesondere die Gesamtzusage, die Hohe der ungesicherten Kreditteile sowie sons-
tige erkennbare Negativkriterien bertcksichtigt.

Aufbauend auf den vorstehend genannten verschiedenen Priifungshandlungen haben wir bewusst
ausgewabhlte Kreditengagements hinsichtlich der Notwendigkeit und — soweit erforderlich — der An-
gemessenheit einer Risikovorsorge einer Einzelfallprifung unterzogen.

zu l.c)

Weitere Angaben des Konzerns zur Bilanzierung und Bewertung von Forderungen im Kreditge-
schaft sind im Anhang des Konzernabschlusses im Abschnitt Erlauterungen zu den Konsolidie-
rungs-, Bilanzierungs-, Bewertungs- und Umrechnungsmethoden enthalten. Dariiber hinaus bein-
haltet der Konzernlagebericht Erlauterungen zur Steuerung und Uberwachung der Adressenaus-
fallrisiken.

Zu 2.a)

Die im Geschéftsjahr gestiegenen Marktzinsen haben insbesondere Auswirkungen auf die kiinftige
Zinsmarge des Konzerns sowie auf die Marktpreise der Wertpapiere.

Mit den Forderungen an Kreditinstitute und an Kunden, den Schuldverschreibungen und anderen
festverzinslichen Wertpapieren sowie den Aktien und anderen nicht festverzinslichen Wertpapieren
auf der Aktivseite (insgesamt 14.324,6 Mio. EUR bzw. 93,4 % der Bilanzsumme des Konzerns)
und den Verbindlichkeiten gegentiber Kreditinstituten und Kunden sowie den verbrieften Verbind-
lichkeiten auf der Passivseite (insgesamt 13.400,7 Mio. EUR bzw. 87,3 % der Bilanzsumme des
Konzerns) gehdren wesentliche Teile der Konzernbilanz sowie die zur Steuerung des allgemeinen
Zinsanderungsrisikos (Aktiv-/Passiv-Steuerung) abgeschlossenen Zinsderivate mit einem Nomi-
nalwert von 8,0 Mio. EUR zu den Finanzinstrumenten des Zinsbuchs des Konzerns.
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Die Finanzinstrumente des Zinsbuchs sind im Rahmen einer Gesamtbetrachtung aller zinstragen-
den bilanziellen und aufRerbilanziellen Positionen des Bankbuchs nach MalRgabe von IDW RS BFA
3 von der Genossenschaft verlustfrei zu bewerten. Hierbei werden die zinsinduzierten Barwerte
den Buchwerten gegeniibergestellt. Der sich daraus ergebende positive Differenzbetrag wird an-
schlieBend um den Barwert der direkt aus den Zinsprodukten des Bankbuchs resultierenden Ge-
bihren- und Provisionsertrage erhdéht und um den Risikokostenbarwert und den Bestandsverwal-
tungskostenbarwert vermindert. Fir einen danach eventuell verbleibenden Verlustiiberhang ist
eine Drohverlustriickstellung zu bilden, die unter den anderen Rickstellungen auszuweisen wére.
Nach dem Ergebnis der Berechnungen zum 31. Dezember 2023 war keine Riickstellung zu bilden.

Die Wertpapierbestande (Aktivposten 5 und 6) belaufen sich auf insgesamt 3.467,3 Mio. EUR. Dies
entspricht 22,6 % der Konzernbilanzsumme. Davon werden 3.031,4 Mio. EUR (19,8 % der Kon-
zernbilanzsumme) im Jahresabschluss 2023 wie Anlagevermégen bewertet. Durch die Bewertung
wie Anlagevermogen konnten au3erplanmafige Abschreibungen bei voraussichtlich nicht dauern-
den Wertminderungen in Hohe von 120,6 Mio. EUR unterbleiben.

Sowohl dem Ansatz und der Folgebewertung von Ruckstellungen als auch der Beurteilung einer
voraussichtlich dauernden Wertminderung bei Wertpapieren des Anlagevermégens einschliel3lich
der hierbei zugrundeliegenden Annahmen und Parameter liegen in einem hohem Ausmalf} Ein-
schatzungen, Annahmen und Ermessensspielrdume der gesetzlichen Vertreter zugrunde. Das Ri-
siko fiir den Konzernabschluss liegt darin, dass wesentliche Annahmen und Parameter nicht sach-
gerecht beriicksichtigt werden bzw. Ermessensspielrdume nicht sachgerecht genutzt werden. Da-
her waren diese Sachverhalte fiir den Konzernabschluss und insbesondere fir die Ertragslage von
entscheidender Bedeutung und waren aus unserer Sicht von besonderer Bedeutung fiir unsere
Prufung.

Zu 2.h)

Im Rahmen unserer Priifung der verlustfreien Bewertung des Bankbuchs der Genossenschaft ha-
ben wir uns unter anderem mit den bei der Bewertung zugrunde gelegten Annahmen und Parame-
tern sowie der Abgrenzung des Bankbuchs auseinandergesetzt. Schwerpunkt war die Wirdigung
der Annahmen zur Schatzung der direkt aus den zinsbezogenen Geschéften des Bankbuchs re-
sultierenden Provisionsertrage, der zugrundeliegenden Kostenannahmen, insbesondere im Be-
reich der Verwaltungskosten, der Standard-Risikokosten im Eigen- und Kundengeschaft sowie der
zugrundeliegenden Annahmen fiir Geschéfte mit unbestimmter Zins- bzw. Kapitalbindung. Des
Weiteren haben wir die zutreffende Ableitung der laufzeitadaquaten Zinssétze aus Marktdaten
nachvollzogen und haben uns von der Kongruenz der verwendeten Methoden, Steuerungsinstru-
mente und Parameter zur internen Risikosteuerung Uiberzeugt.

Das Berechnungsschema der verlustfreien Bewertung des Bankbuchs der Genossenschaft haben
wir anhand der einflieBenden wesentlichen Annahmen und Parameter einschlieRlich der Diskon-
tierung nachvollzogen und plausibilisiert. Dabei haben wir bestimmte von den gesetzlichen Vertre-
tern angewandte Annahmen und Parameter einer Einzelfallprifung unterzogen.

Im Rahmen unserer Prifung haben wir weiter die Bestande an Wertpapieren analysiert, deren
Bewertungen mit erhéhter Ermessensentscheidung behaftet sind. Wir haben uns ein Verstandnis
daruber verschafft, wie die gesetzlichen Vertreter die fur die Schatzwerte relevanten Bilanzierungs-
und Bewertungsmethoden, Annahmen und Datenquellen identifiziert haben. Anhand ausgewahlter
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Einzelfalle haben wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern getroffenen Ermes-
sensentscheidungen und genutzten Bewertungswahlrechte risikoorientiert im Hinblick auf erhéhte
Bewertungsunsicherheiten nachvollzogen. Bei Verzicht auf Abschreibungen auf den niedrigeren
beizulegenden Wert bei Wertpapieren des Anlagevermdgens haben wir beurteilt, ob die Wertmin-
derung lediglich von voribergehender Natur ist.

Zu 2.c)

Weitere Angaben des Konzerns zur Bilanzierung und Bewertung von Riickstellungen, Forderungen
und Wertpapieren sind im Anhang des Konzernabschlusses im Abschnitt Erlauterungen zu den
Konsolidierungs-, Bilanzierungs-, Bewertungs- und Umrechnungsmethoden enthalten. Im Kon-
zernlagebericht sind Ausfiihrungen unter den Abschnitten Darstellung, Analyse und Beurteilung
der wirtschaftlichen Lage im Unterabschnitt Vermdgenslage sowie im Risiko- und Chancenbericht
im Unterabschnitt Marktpreisrisiken enthalten.

Sonstige Informationen
Die gesetzlichen Vertreter und der Aufsichtsrat sind fiir die sonstigen Informationen verantwortlich.

Die sonstigen Informationen umfassen den folgenden nicht inhaltlich gepriften Bestandteil des
Konzernlageberichts:

. die Angabe zur Veréffentlichung des gesonderten nichtfinanziellen Berichts nach § 289b bis
§ 289e HGB

Die sonstigen Informationen umfassen zudem:

. den gesonderten nichtfinanziellen Konzernbericht nach § 340ii. V. m. 8§ 315b Abs. 3 Satz 1
Nr. 2 Buchst. b und 289b bis 289e HGB

. die Ubrigen Teile des Geschéftsberichts — ohne weitere Querverweise auf externe Informa-
tionen —, mit Ausnahme des gepruften Konzernabschlusses und Konzernlageberichts sowie
unseres Bestatigungsvermerks.

Davon werden uns nach dem Datum dieses Bestéatigungsvermerks zur Verfligung gestellt:

. der gesonderte nichtfinanzielle Konzernbericht nach § 340i i. V. m. 88 315b Abs. 3 Satz 1
Nr. 2 Buchst. b und 289b bis 289e HGB

. die Ubrigen Teile des Geschéftsberichts — ohne weitere Querverweise auf externe Informa-
tionen —, mit Ausnahme des gepruften Konzernabschlusses und Konzernlageberichts sowie
unseres Bestatigungsvermerks.

Unsere Priifungsurteile zum Konzernabschluss und zum Konzernlagebericht erstrecken sich nicht
auf die sonstigen Informationen, und dementsprechend geben wir weder ein Prifungsurteil noch
irgendeine andere Form von Prifungsschlussfolgerung hierzu ab.

Im Zusammenhang mit unserer Priifung haben wir die Verantwortung, die sonstigen Informationen
zu lesen und dabei zu wiirdigen, ob die sonstigen Informationen wesentliche Unstimmigkeiten zum

97



Konzernabschluss, zum Konzernlagebericht oder unseren bei der Prifung erlangten Kenntnissen
aufweisen oder anderweitig wesentlich falsch dargestellt erscheinen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats flr den Konzernabschluss
und den Konzernlagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich fur die Aufstellung des Konzernabschlusses, der den
deutschen, fiir Kreditgenossenschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesent-
lichen Belangen entspricht, und daftrr, dass der Konzernabschluss unter Beachtung der deutschen
Grundsatze ordnungsmafiger Buchfihrung ein den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechendes
Bild der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns vermittelt. Ferner sind die gesetzli-
chen Vertreter verantwortlich furr die internen Kontrollen, die sie in Ubereinstimmung mit den deut-
schen Grundséatzen ordnungsmafiiger Buchfihrung als notwendig bestimmt haben, um die Auf-
stellung eines Konzernabschlusses zu ermdglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellun-
gen aufgrund von dolosen Handlungen (d. h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermo-
gensschadigungen) oder Irrtimern ist.

Bei der Aufstellung des Konzernabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafiir verantwortlich,
die Fahigkeit des Konzerns zur Fortfihrung der Unternehmenstatigkeit zu beurteilen. Des Weiteren
haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortfihrung der Unterneh-
menstatigkeit, sofern einschléagig, anzugeben. Darliber hinaus sind sie dafir verantwortlich, auf der
Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfiihrung der Unternehmenstatigkeit zu bi-
lanzieren, sofern dem nicht tatséchliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.

AuRerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich fir die Aufstellung des Konzernlagebe-
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Konzerns vermittelt sowie in allen
wesentlichen Belangen mit dem Konzernabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukinftigen Entwicklung zutreffend dar-
stellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich fir die Vorkehrungen und Maf3nahmen
(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Konzernlageberichts in
Ubereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermaglichen,
und um ausreichende geeignete Nachweise fir die Aussagen im Konzernlagebericht erbringen zu
kénnen.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich fiir die Uberwachung des Rechnungslegungsprozesses des
Konzerns zur Aufstellung des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts.

Verantwortung des Abschlussprifers fur die Prifung des Konzernabschlusses und des
Konzernlageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit dariiber zu erlangen, ob der Konzernabschluss als
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irr-
timern ist, und ob der Konzernlagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Kon-
zerns vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Konzernabschluss sowie mit den
bei der Prifung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vor-
schriften entspricht und die Chancen und Risiken der zuklinftigen Entwicklung zutreffend darstellt,
sowie einen Bestatigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prifungsurteile zum Konzernabschluss
und zum Konzernlagebericht beinhaltet.
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Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maf3 an Sicherheit, aber keine Garantie dafir, dass eine in
Ubereinstimmung mit §8§ 340k, 317 HGB und der EU-APrVO unter Beachtung der vom Institut der
Wirtschaftsprifer (IDW) festgestellten deutschen Grundséatze ordnungsmafiger Abschlusspriifung
durchgefiihrte Prifung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen
kénnen aus dolosen Handlungen oder Irrtimern resultieren und werden als wesentlich angesehen,
wenn verninftigerweise erwartet werden kénnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der
Grundlage dieses Konzernabschlusses und Konzernlageberichts getroffenen wirtschaftlichen Ent-
scheidungen von Adressaten beeinflussen.

Wahrend der Prifung tGben wir pflichtgeméalRes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grund-
haltung. Dartiber hinaus

. identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Konzern-
abschluss und im Konzernlagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtiimern,
planen und fihren Prifungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen
Prufungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage fur unsere Pri-
fungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche
falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist hdher als das Risiko, dass aus Irrtiimern
resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, da dolose Hand-
lungen kollusives Zusammenwirken, Falschungen, beabsichtigte Unvollstandigkeiten, irre-
fuhrende Darstellungen bzw. das Aul3erkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten kénnen.

. gewinnen wir ein Verstandnis von dem fur die Priifung des Konzernabschlusses relevanten
internen Kontrollsystem und den fiir die Priifung des Konzernlageberichts relevanten Vor-
kehrungen und MafRnahmen, um Prifungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen
Umstéanden angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prifungsurteil zur Wirksamkeit
dieser Systeme abzugeben.

. beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten geschatzten Werte und damit zusammenhangenden Angaben.

. ziehen wir Schlussfolgerungen tber die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertre-
tern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfiihrung der Unternehmenstatig-
keit sowie, auf der Grundlage der erlangten Priifungsnachweise, ob eine wesentliche Unsi-
cherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame
Zweifel an der Fahigkeit des Konzerns zur Fortfiihrung der Unternehmenstétigkeit aufwerfen
kénnen. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind
wir verpflichtet, im Bestatigungsvermerk auf die dazugehérigen Angaben im Konzernab-
schluss und im Konzernlagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben un-
angemessen sind, unser jeweiliges Prifungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere
Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestéatigungsvermerks
erlangten Prufungsnachweise. Zukinftige Ereignisse oder Gegebenheiten kénnen jedoch
dazu fihren, dass der Konzern seine Unternehmenstétigkeit nicht mehr fortfiihren kann.

. beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Konzernabschlusses insgesamt ein-
schlie3lich der Angaben sowie ob der Konzernabschluss die zugrunde liegenden Geschéfts-
vorfalle und Ereignisse so darstellt, dass der Konzernabschluss unter Beachtung der
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deutschen Grundsatze ordnungsmafiger Buchfiihrung ein den tatsachlichen Verhéltnissen
entsprechendes Bild der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns vermittelt.

. holen wir ausreichende geeignete Prifungsnachweise fir die Rechnungslegungsinformati-
onen der Unternehmen oder Geschéftstéatigkeiten innerhalb des Konzerns ein, um Prifungs-
urteile zum Konzernabschluss und zum Konzernlagebericht abzugeben. Wir sind verant-
wortlich fiir die Anleitung, Uberwachung und Durchfilhrung der Konzernabschlusspriifung.
Wir tragen die alleinige Verantwortung fiir unsere Prifungsurteile.

. beurteilen wir den Einklang des Konzernlageberichts mit dem Konzernabschluss, seine Ge-
setzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Konzerns.

. fuhren wir Prifungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zu-
kunftsorientierten Angaben im Konzernlagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigne-
ter Prifungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten An-
gaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach
und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen An-
nahmen. Ein eigenstandiges Prifungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu
den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unver-
meidbares Risiko, dass kinftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Anga-
ben abweichen.

Wir erértern mit dem Aufsichtsrat unter anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der
Prufung sowie bedeutsame Prifungsfeststellungen, einschlie3lich etwaiger bedeutsamer Mangel
im internen Kontrollsystem, die wir wahrend unserer Prifung feststellen.

Wir geben gegeniiber dem Aufsichtsrat eine Erklarung ab, dass wir die relevanten Unabhéngig-
keitsanforderungen eingehalten haben, und erértern mit ihm alle Beziehungen und sonstigen Sach-
verhalte, von denen verninftigerweise angenommen werden kann, dass sie sich auf unsere Un-
abhangigkeit auswirken, sofern einschlagig, und die zur Beseitigung von Unabhangigkeitsgefahr-
dungen vorgenommenen Handlungen oder ergriffenen Schutzmaf3nahmen.

Wir bestimmen von den Sachverhalten, die wir mit dem Aufsichtsrat erdrtert haben, diejenigen
Sachverhalte, die in der Prifung des Konzernabschlusses fur den aktuellen Berichtszeitraum am
bedeutsamsten waren und daher die besonders wichtigen Prifungssachverhalte sind. Wir be-
schreiben diese Sachverhalte im Bestatigungsvermerk, es sei denn, Gesetze oder andere Rechts-
vorschriften schliel3en die 6ffentliche Angabe des Sachverhalts aus.

Sonstige gesetzliche und andere rechtliche Anforderungen
Ubrige Angaben gemaR Artikel 10 EU-APrvO
Wir sind als zustandiger Prifungsverband gesetzlicher Abschlussprifer der Genossenschatt.

Wir erklaren, dass die in diesem Bestatigungsvermerk enthaltenen Prifungsurteile mit unserer Be-
richterstattung an den Aufsichtsrat nach Artikel 11 EU-APrVO i. V. m. 8 58 Abs. 3 GenG (Prifungs-
bericht) in Einklang stehen.
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Bei uns beschéftigte Personen, die das Ergebnis der Priifung beeinflussen kdnnen, haben folgende
Leistungen, die nicht im Konzernabschluss oder im Konzernlagebericht der gepriften Genossen-
schaft angegeben wurden, zuséatzlich zur Abschlussprifung fiir die gepriifte Genossenschaft bzw.
fur die von dieser beherrschten Unternehmen erbracht:

Prufung Wertpapierdienstleistungs- und Depotgeschéft (§ 89 Abs. 1 Satz 1 und 2 WpHG)

Prufung Meldebogen Uber Positionen in verbundinternen Eigenmittelinstrumenten zur EZR-
Meldung zum 31. Dezember 2022

Prufung Aufstellung von Finanzangaben fur das Geschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31.
Dezember 2022

Prufung Verwahrstelle nach § 68 Abs. 7a KAGB

Erstellung Prufungsgutachten gemafll § 81 UmwG zur geplanten Verschmelzung mit der
Raiffeisen-Volksbank Aschaffenburg eG, Aschaffenburg

Prifung MACCs Mobilisation and Administration of Credit Claims (Besicherung von Geld-
aufnahmen bei der Deutschen Bundesbank durch Kundenforderungen und Schuldschein-
darlehen)

Prufung zur Erlangung begrenzter Sicherheit (iber die Ubereinstimmung des gesonderten
nichtfinanziellen Berichts mit den handelsrechtlichen Vorschriften und dem Deutschen Nach-
haltigkeitskodex (CSR)

Auftragsprifung nach Raububerfall in einer Geschéftsstelle

Schulung der Fuhrungskréafte der Bank zur MaRisk-Novelle 2023

Verantwortlicher Wirtschaftsprifer

Der fur die Prifung verantwortliche Wirtschaftsprifer ist Gunter Hedrich.

Neu-Isenburg, 15. Méarz 2024

Genoverband e.V.

Arkadiusz Hinca Gunter Hedrich
Wirtschaftsprifer Wirtschaftsprifer
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3. Bestatigungsvermerk des Abschlussprifers fur den Jahresabschluss 2024

Bestatigungsvermerk des unabhangigen Abschlussprifers

An die Frankfurter Volksbank Rhein/Main eG, Frankfurt am Main
Vermerk Uber die Prifung des Jahresabschlusses und des Lageberichts

Prifungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Frankfurter Volksbank Rhein/Main eG, Frankfurt am Main (im
Folgenden "Genossenschaft") - bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2024 und der Ge-
winn- und Verlustrechnung fur das Geschéftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2024 sowie dem
Anhang, einschliel3lich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - gepruft. Dar-
Uber hinaus haben wir den Lagebericht der Genossenschatt fir das Geschéftsjahr vom 1. Januar
bis 31. Dezember 2024 gepriift. Die im Abschnitt "Sonstige Informationen” genannten Bestandteile
des Lageberichts haben wir im Rahmen der Abschlussprifung in Einklang mit den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften nicht inhaltlich gepruft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Priifung gewonnenen Erkenntnisse

. entspricht der beigefligte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen,
fur Kreditgenossenschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter
Beachtung der deutschen Grundséatze ordnungsmafiger Buchfihrung ein den tatséchlichen
Verhéltnissen entsprechendes Bild der Vermdgens- und Finanzlage der Genossenschaft
zum 31. Dezember 2024 sowie ihrer Ertragslage fur das Geschéftsjahr vom 1. Januar bis
31. Dezember 2024 und

. vermittelt der beigefligte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Ge-
nossenschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem
Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chan-
cen und Risiken der zukiinftigen Entwicklung zutreffend dar. Unser Priifungsurteil zum La-
gebericht erstreckt sich nicht auf den Inhalt der im Abschnitt "Sonstige Informationen” ge-
nannten Bestandteile des Lageberichts.

Gemal § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklaren wir, dass unsere Prifung zu keinen Einwendungen ge-
gen die OrdnungsmaRigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts gefiihrt hat.

Grundlage fir die Prifungsurteile

Wir haben unsere Priifung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Ubereinstimmung mit
§ 53 Abs. 2 GenG, 88 340k, 317 HGB und der EU-Abschlusspriiferverordnung (Nr. 537/2014; im
Folgenden "EU-APrVQO") unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprifer (IDW) festgestell-
ten deutschen Grundséatze ordnungsmaRiger Abschlussprifung durchgefihrt. Unsere Verantwor-
tung nach diesen Vorschriften und Grundsétzen ist im Abschnitt "Verantwortung des Abschluss-
prufers fur die Prifung des Jahresabschlusses und des Lageberichts" unseres Bestatigungsver-
merks weitergehend beschrieben. Wir sind von der Genossenschaft unabhéngig in Ubereinstim-
mung mit den europarechtlichen sowie den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen
Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Ubereinstimmung mit
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diesen Anforderungen erfiillt. Dariiber hinaus erklaren wir gemaf Artikel 10 Abs. 2 Buchst. f) EU-
APrVO i. V. m. 88 55 Abs. 2, 38 Abs. 1a GenG, dass alle bei uns beschéftigten Personen, die das
Ergebnis der Priifung beeinflussen kénnen, keine verbotenen Nichtpriifungsleistungen nach Artikel
5 Abs. 1 EU-APrvO erbracht haben. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Pri-
fungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage fur unsere Prifungsurteile zum
Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.

Besonders wichtige Prifungssachverhalte in der Prifung des Jahresabschlusses

Besonders wichtige Prifungssachverhalte sind solche Sachverhalte, die nach unserem pflichtge-
maRken Ermessen am bedeutsamsten in unserer Prifung des Jahresabschlusses fir das Ge-
schaftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2024 waren. Diese Sachverhalte wurden im Zusam-
menhang mit unserer Prufung des Jahresabschlusses als Ganzem und bei der Bildung unseres
Prufungsurteils hierzu beriicksichtigt; wir geben kein gesondertes Priifungsurteil zu diesen Sach-
verhalten ab.

Nachfolgend stellen wir die aus unserer Sicht besonders wichtigen Prifungssachverhalte dar:
1. Bewertung der Kundenforderungen
2. Verschmelzung

Unsere Darstellung der besonders wichtigen Prifungssachverhalte haben wir jeweils wie folgt
strukturiert:

a) Sachverhalt und Problemstellung

b) Pruferisches Vorgehen und Erkenntnisse
C) Verweis auf weitergehende Informationen
zu l.a)

Die Forderungen an Kunden, saldiert mit den gebildeten Risikovorsorgen, belaufen sich auf
11.326,9 Mio. EUR. Dies entspricht 58,8 % der Bilanzsumme. Zudem bestehen Eventualverbind-
lichkeiten in H6he von 115,7 Mio. EUR und unwiderrufliche Kreditzusagen in Hohe von 734,1 Mio.
EUR.

Die Identifizierung von Wertminderungen und die Ermittlung von Einzelwertberichtigungen sowie
die Bemessung von Riickstellungen fiir Eventualverbindlichkeiten und unwiderrufliche Kreditzusa-
gen unterliegen wesentlichen Schatzungsunsicherheiten und Ermessensspielraumen. Das Risiko
fur den Jahresabschluss liegt darin, dass Wertberichtigungsbedarf nicht rechtzeitig identifiziert wird
bzw. die Hohe der Wertberichtigung von der wirtschaftlichen Lage und Entwicklung der jeweiligen
Kredithehmer sowie von der Bewertung der Kreditsicherheiten beeinflusst wird. Daher ist die zu-
treffende Bewertung der Kundenforderungen fur den Jahresabschluss und insbesondere fur die
Ertragslage von entscheidender Bedeutung und stellt nach unserer Einschatzung einen besonders
wichtigen Prufungssachverhalt dar.

zu 1.b)
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Im Rahmen der Jahresabschlusspriifung haben wir zunéchst die Angemessenheit des relevanten
internen Kontrollsystems der Genossenschaft zur Bewertung von Kundenforderungen beurteilt.
Dabei haben wir KontrollmaBnahmen in den zur Bewertung der Kundenforderungen relevanten
Prozessen der Genossenschaft identifiziert. Fir die relevanten KontrollmalZnahmen haben wir de-
ren Aufbau bzw. Ausgestaltung gewirdigt und uns vergewissert, dass diese Kontrollen eingerichtet
sind.

In Folge haben wir uns von der Wirksamkeit der eingerichteten relevanten Kontrollen der Genos-
senschaft stichprobenhaft berzeugt.

Des Weiteren haben wir analytische Priifungshandlungen durchgefiihrt. Dabei wurde der Daten-
bestand der Genossenschaft im Hinblick auf vordefinierte Prifkriterien ausgewertet. In diesem
Zuge wurden insbesondere die Gesamtzusage, die Hohe der ungesicherten Kreditteile sowie sons-
tige erkennbare Negativkriterien bertcksichtigt.

Aufbauend auf den vorstehend genannten verschiedenen Prifungshandlungen haben wir bewusst
ausgewabhlte Kreditengagements hinsichtlich der Notwendigkeit und - soweit erforderlich - der An-
gemessenheit einer Risikovorsorge einer Einzelfallprifung unterzogen.

zu l.c)

Weitere Angaben der Genossenschaft zur Bilanzierung und Bewertung von Forderungen im Kre-
ditgeschéaft sind im Anhang des Jahresabschlusses im Abschnitt Erlauterungen zu den Bilanzie-
rungs-, Bewertungs- und Umrechnungsmethoden enthalten. Dartiber hinaus beinhaltet der Lage-
bericht Erlauterungen zur Steuerung und Uberwachung der Adressenausfallrisiken.

Zu 2.a)

Im Geschéftsjahr 2024 hat die Verschmelzung mit der Raiffeisen-Volksbank Aschaffenburg eG,
Aschaffenburg als tibertragende Genossenschatft stattgefunden. Aufgrund der im Rahmen der Ver-
schmelzung notwendigen Migrationen in den rechnungslegungsrelevanten Datenbestéanden sowie
der Abbildung der Verschmelzung im Jahresabschluss zahlt die Verschmelzung nach unserer Auf-
fassung zu den besonders wichtigen Prifungssachverhalten.

Zu 2.b)

Im Rahmen der Jahresabschlusspriifung haben wir Prifungshandlungen im Hinblick auf die Aus-
gestaltung des rechnungslegungsrelevanten internen Kontrollsystems, die handelsrechtliche Ord-
nungsmanigkeit der Rechnungslegung sowie die IT-Migration durchgefuhrt.

Des Weiteren haben wir das Zahlenwerk auf Plausibilitdt geprift. Ergdnzend haben wir in ausge-

wahlten Einzelfallen hinsichtlich der Bewertung der von der Uibertragenden Genossenschaft einge-
brachten Vermégensgegenstande und Verbindlichkeiten Prifungshandlungen vorgenommen.

Zu 2.c)

Angaben der Genossenschaft zur Verschmelzung sind im Anhang des Jahresabschlusses im Ab-

schnitt Allgemeine Angaben und in der Entwicklung des Anlagevermdgens enthalten. Dartber hin-
aus beinhaltet der Lagebericht Erlauterungen zur durchgefiihrten Verschmelzung.
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Sonstige Informationen
Die gesetzlichen Vertreter und der Aufsichtsrat sind fiir die sonstigen Informationen verantwortlich.

Die sonstigen Informationen umfassen die folgenden nicht inhaltlich gepriften Bestandteile des
Lageberichts:

. die Erklarung zur Unternehmensfihrung nach § 289f Abs. 4 HGB (Angaben zur Frauen-
guote)

. die Angabe zur Veréffentlichung des gesonderten nichtfinanziellen Berichts nach § 289b bis
§ 289e HGB

Die sonstigen Informationen umfassen zudem:
. den gesonderten nichtfinanziellen Bericht nach § 289b bis 289e HGB

. die Ubrigen Teile des Geschéftsberichts - ohne weitere Querverweise auf externe Informati-
onen — mit Ausnahme des gepriften Jahresabschlusses und Lageberichts sowie unseres
Bestatigungsvermerks

Davon werden uns voraussichtlich nach dem Datum dieses Bestatigungsvermerks zur Verfigung
gestellt:

o der gesonderte nichtfinanzielle Bericht nach § 289b bis 289e HGB

. die Ubrigen Teile des Geschéftsberichts - ohne weitere Querverweise auf externe Informati-
onen — mit Ausnahme des gepriften Jahresabschlusses und Lageberichts sowie unseres
Bestatigungsvermerks

Unsere Prifungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht erstrecken sich nicht auf die
sonstigen Informationen, und dementsprechend geben wir weder ein Prifungsurteil noch irgend-
eine andere Form von Priifungsschlussfolgerung hierzu ab.

Im Zusammenhang mit unserer Priifung haben wir die Verantwortung, die sonstigen Informationen
zu lesen und dabei zu wirdigen, ob die sonstigen Informationen

. wesentliche Unstimmigkeiten zum Jahresabschluss, zu den inhaltlich gepruften Lagebe-
richtsangaben oder unseren bei der Prifung erlangten Kenntnissen aufweisen oder

. anderweitig wesentlich falsch dargestellt erscheinen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats fir den Jahresabschluss
und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter der Genossenschaft sind verantwortlich fir die Aufstellung des Jahres-
abschlusses, der den deutschen, fir Kreditgenossenschaften geltenden handelsrechtlichen Vor-
schriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafir, dass der Jahresabschluss unter
Beachtung der deutschen Grundséatze ordnungsmaRiger Buchfiihrung ein den tatsachlichen Ver-
héaltnissen entsprechendes Bild der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Genossenschaft
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vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich fir die internen Kontrollen, die sie
in Ubereinstimmung mit den deutschen Grundsatzen ordnungsmafiger Buchfiihrung als notwendig
bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu erméglichen, der frei von wesent-
lichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d. h. Manipulationen der Rech-
nungslegung und Vermdgensschadigungen) oder Irrtiimern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafur verantwortlich, die
Fahigkeit der Genossenschaft zur Fortfihrung der Unternehmenstétigkeit zu beurteilen. Des Wei-
teren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortfihrung der Un-
ternehmenstétigkeit, sofern einschléagig, anzugeben. Dartiber hinaus sind sie dafiir verantwortlich,
auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfiihrung der Unternehmenstatigkeit
zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsachliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.

AuRerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich fiir die Aufstellung des Lageberichts, der
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Genossenschaft vermittelt sowie in allen wesent-
lichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschrif-
ten entspricht und die Chancen und Risiken der zukiinftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Fer-
ner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich fur die Vorkehrungen und MafRnahmen (Sys-
teme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Ubereinstim-
mung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermdéglichen, und um aus-
reichende geeignete Nachweise fir die Aussagen im Lagebericht erbringen zu kénnen.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich fiir die Uberwachung des Rechnungslegungsprozesses der Ge-
nossenschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprifers fir die Prifung des Jahresabschlusses und des La-
geberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit dariiber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irr-
timern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Genossen-
schaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei
der Prufung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, gemaf den 8§ 289 und 289f HGB auf-
gestellt ist und die Chancen und Risiken der zukiinftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie
einen Bestatigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prifungsurteile zum Jahresabschluss und zum
Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Mal3 an Sicherheit, aber keine Garantie dafir, dass eine in
Ubereinstimmung mit § 53 Abs. 2 GenG, §§ 340k, 317 HGB und der EU-APrVO unter Beachtung
der vom Institut der Wirtschaftsprifer (IDW) festgestellten deutschen Grundsétze ordnungsmani-
ger Abschlusspriufung durchgefiihrte Priifung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt.
Falsche Darstellungen kénnen aus dolosen Handlungen oder Irrtiimern resultieren und werden als
wesentlich angesehen, wenn verniinftigerweise erwartet werden kénnte, dass sie einzeln oder ins-
gesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaft-
lichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Wahrend der Prifung tGben wir pflichtgeméales Ermessen aus und bewahren eine kritische Grund-
haltung. Dartiber hinaus
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identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jahres-
abschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtiimern, planen und
fuhren Prifungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prifungs-
nachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage fiir unsere Priifungsurteile
zu dienen. Das Risiko, dass eine aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche
Darstellung nicht aufgedeckt wird, ist héher als das Risiko, dass eine aus Irrtiimern resultie-
rende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, da dolose Handlungen kollusi-
ves Zusammenwirken, Falschungen, beabsichtigte Unvollstandigkeiten, irrefihrende Dar-
stellungen bzw. das Aul3erkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten kénnen.

erlangen wir ein Verstandnis von den fur die Prifung des Jahresabschlusses relevanten
internen Kontrollen und den fir die Prifung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und
MalRnahmen, um Prifungshandlungen zu planen, die unter den Umstanden angemessen
sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prafungsurteil zur Wirksamkeit der internen Kontrollen
der Genossenschaft bzw. dieser Vorkehrungen und MaBnahmen abzugeben.

beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten geschatzten Werte und damit zusammenhangenden Angaben.

ziehen wir Schlussfolgerungen tber die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertre-
tern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfiihrung der Unternehmenstatig-
keit sowie, auf der Grundlage der erlangten Priifungsnachweise, ob eine wesentliche Unsi-
cherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame
Zweifel an der Fahigkeit der Genossenschaft zur Fortfihrung der Unternehmenstatigkeit auf-
werfen kdnnen. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit be-
steht, sind wir verpflichtet, im Bestéatigungsvermerk auf die dazugehoérigen Angaben im Jah-
resabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unan-
gemessen sind, unser jeweiliges Prufungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schluss-
folgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestatigungsvermerks erlangten
Prufungsnachweise. Zukiinftige Ereignisse oder Gegebenheiten kénnen jedoch dazu fihren,
dass die Genossenschaft ihre Unternehmenstatigkeit nicht mehr fortfiihren kann.

beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt einschliel3-
lich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschaftsvorfalle
und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen
Grundsatze ordnungsmafiger Buchfiihrung ein den tatsachlichen Verhéltnissen entspre-
chendes Bild der Vermégens-, Finanz- und Ertragslage der Genossenschaft vermittelt.

beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesent-
sprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Genossenschaft.

fuhren wir Prifungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zu-
kunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Pri-
fungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben
von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und be-
urteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annah-
men. Ein eigenstandiges Priufungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den
zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches
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unvermeidbares Risiko, dass kiinftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten
Angaben abweichen.

Wir erértern mit dem Aufsichtsrat unter anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der
Prufung sowie bedeutsame Prifungsfeststellungen, einschlie3lich etwaiger bedeutsamer Mangel
in internen Kontrollen, die wir wéhrend unserer Prifung feststellen.

Wir geben gegeniiber dem Aufsichtsrat eine Erklarung ab, dass wir die relevanten Unabhéngig-
keitsanforderungen eingehalten haben, und erértern mit ihm alle Beziehungen und sonstigen Sach-
verhalte, von denen verniinftigerweise angenommen werden kann, dass sie sich auf unsere Un-
abhangigkeit auswirken, und sofern einschlagig, die zur Beseitigung von Unabhangigkeitsgefahr-
dungen vorgenommenen Handlungen oder ergriffenen Schutzmafinahmen.

Wir bestimmen von den Sachverhalten, die wir mit dem Aufsichtsrat erdrtert haben, diejenigen
Sachverhalte, die in der Prifung des Jahresabschlusses fiir den aktuellen Berichtszeitraum am
bedeutsamsten waren und daher die besonders wichtigen Prifungssachverhalte sind. Wir be-
schreiben diese Sachverhalte im Bestéatigungsvermerk, es sei denn, Gesetze oder andere Rechts-
vorschriften schliel3en die 6ffentliche Angabe des Sachverhalts aus.

Sonstige gesetzliche und andere rechtliche Anforderungen
Ubrige Angaben gemaR Artikel 10 EU-APrvO
Wir sind als zustandiger Prifungsverband gesetzlicher Abschlussprifer der Genossenschatft.

Wir erklaren, dass die in diesem Bestatigungsvermerk enthaltenen Prufungsurteile mit unserer Be-
richterstattung an den Aufsichtsrat nach Artikel 11 EU-APrVO i. V. m. 8 58 Abs. 3 GenG (Prufungs-
bericht) in Einklang stehen.

Bei uns beschéftigte Personen, die das Ergebnis der Priifung beeinflussen kdnnen, haben folgende
Leistungen, die nicht im Jahresabschluss oder im Lagebericht der gepriiften Genossenschaft an-
gegeben wurden, zusatzlich zur Abschlussprifung fir die gepriifte Genossenschaft bzw. fir die
von dieser beherrschten Unternehmen erbracht:

o Prifung Wertpapierdienstleistungs- und Depotgeschéft (§ 89 Abs. 1 Satz 1 und 2 WpHG)
einschlieBlich Prifung der Verwahrstelle nach § 68 Abs. 7 Kapitalanlagegesetzbuch

. Prufung Aufstellung von Finanzangaben fir das Geschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31.
Dezember 2023

. Erstellung Prifungsgutachten gemaR § 81 Umwandlungsgesetz zur geplanten Verschmel-
zung mit der Raiffeisen-Volksbank Aschaffenburg eG, Aschaffenburg

. Prifung MACCs Mobilisation and Administration of Credit Claims (Besicherung von Geld-

aufnahmen bei der Deutschen Bundesbank durch Kundenforderungen und Schuldschein-
darlehen)
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. Prufung zur Erlangung begrenzter Sicherheit tiber die Ubereinstimmung des gesonderten
nichtfinanziellen Berichts mit den handelsrechtlichen Vorschriften und dem Deutschen
Nachhaltigkeitskodex (CSR)

Verantwortlicher Wirtschaftsprifer

Der fur die Prifung verantwortliche Wirtschaftsprifer ist Georg Gulde.

Neu-Isenburg, 27. Méarz 2025

Genoverband e.V.

Arkadiusz Hinca Georg Gulde
Wirtschaftsprifer Wirtschaftsprifer
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XIV.NAMEN UND ADRESSEN

DIE EMITTENTIN

Frankfurter Volksbank Rhein/Main eG
Borsenstralle 7-11
60313 Frankfurt am Main
Deutschland
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Genoverband e.V.
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Deutschland
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	(i) der Anzahl der Tage in dem betreffenden Zinsberechnungszeitraum, die in die Feststellungsperiode fallen, in der der Zinsberechnungszeitraum beginnt, dividiert durch das Produkt aus (1) der Anzahl der Tage in der betreffenden Feststellungsperiode u...
	(ii) die Anzahl der Tage in dem betreffenden Zinsberechnungszeitraum, die in die nachfolgende Feststellungsperiode fallen, dividiert durch das Produkt aus (1) der Anzahl der Tage in der betreffenden Feststellungsperiode und (2) der Anzahl der Feststel...


	(3)  Berechnungsstelle ist die [Frankfurter Volksbank Rhein/Main eG] [andere Berechnungsstelle mit Adresse: [●]]. [Die Emittentin behält sich das Recht vor, jederzeit eine andere Berechnungsstelle zu bestellen und die Bestellung zu widerrufen. Bestell...

	§ 4  Zahlungen
	(1) Zahlungen. Zahlungen auf die Schuldverschreibungen erfolgen durch [die Emittentin][●] als Zahlstelle (Zahlstelle) an das Clearingsystem oder dessen Order zur Gutschrift auf den Konten der jeweiligen Kontoinhaber des Clearingsystems zur Weiterleitu...
	(2) Erfüllung. Zahlungen seitens der Zahlstelle an das Clearingsystem befreien die Emittentin in Höhe der geleisteten Zahlungen von ihren Verbindlichkeiten aus den Schuldverschreibungen.
	(3) Zahltag. Wenn der Fälligkeitstag für eine Zahlung in Bezug auf die Schuldverschreibungen ansonsten auf einen Tag fiele, der kein Bankgeschäftstag ist, besteht der Anspruch der Anleihegläubiger auf Zahlung erst am nächstfolgenden Bankgeschäftstag. ...
	(4) Zahlstelle. Die Emittentin behält sich das Recht vor, jederzeit eine andere Zahlstelle zu bestellen und/oder die Bestellung zu widerrufen. Bestellung und Widerruf werden unverzüglich gemäß § 8 bekannt gemacht. Falls die Emittentin eine andere Bank...
	(5) Steuern, Gebühren und Abgaben. Alle in Zusammenhang mit der Zahlung von Zinsen anfallenden Steuern, Gebühren oder anderen Abgaben sind von den Anleihegläubigern zu tragen und zu zahlen. Sämtliche auf die Schuldverschreibungen zahlbaren Beträge wer...

	§ 5  Rückzahlung
	(1)  Rückzahlung bei Endfälligkeit.] Soweit nicht zuvor bereits ganz oder teilweise zurückgezahlt oder angekauft und entwertet, werden die Schuldverschreibungen am [●] (Fälligkeitstag) zum Nennwert zurückgezahlt.
	(2) Vorzeitige Rückzahlung nach Wahl der Emittentin.
	(a) Die Emittentin kann, nachdem sie gemäß Unterabsatz (b) gekündigt hat, die Schuldverschreibungen insgesamt, jedoch nicht teilweise, [am] [an den] [im Fall von mehreren Wahl-Rückzahlungstagen (Call) einfügen: relevanten] Wahl-Rückzahlungstag[en] (Ca...
	(b) Die Kündigung ist den Gläubigern durch die Emittentin gemäß § 8 mit einer Kündigungsfrist von nicht weniger als [10] [andere Mindestkündigungsfrist einfügen] und nicht mehr als [60] [andere Höchstkündigungsfrist einfügen] Tagen bekannt zu geben. S...
	(i)  die zurückzuzahlende Serie von Schuldverschreibungen; und
	(ii)  den [im Fall von mehreren Wahl-Rückzahlungstagen (Call) einfügen: relevanten] Wahl-Rückzahlungstag (Call).]



	§ 6  Vorlegungsfrist
	§ 7  Begebung weiterer Schuldverschreibungen, Ankauf und Entwertung
	(1) Begebung weiterer Schuldverschreibungen. Die Emittentin ist berechtigt, jederzeit ohne Zustimmung der Anleihegläubiger weitere Schuldverschreibungen mit gleicher Ausstattung (gegebenenfalls mit Ausnahme des Tages der Begebung, des Verzinsungsbegin...
	(2) Ankauf. Die Emittentin ist jederzeit berechtigt, Schuldverschreibungen am Markt oder anderweitig zu jedem beliebigen Preis zu erwerben. Die Emittentin ist nicht verpflichtet, die Gläubiger der Schuldverschreibungen hiervon zu unterrichten. Die von...
	(3) Entwertung.  Sämtliche vollständig zurückgezahlten Schuldverschreibungen sind unverzüglich zu entwerten und können nicht wiederbegeben oder wiederverkauft werden.

	§ 8  Bekanntmachungen
	§ 9  Änderung der Anleihebedingungen
	§ 10  Gemeinsamer Vertreter
	§ 11  Gläubigerversammlung
	(1) Einberufung. Die Gläubigerversammlung wird von der Emittentin oder von dem Gemeinsamen Vertreter einberufen. Sie muss nach Maßgabe des § 9 SchVG einberufen werden, wenn Anleihegläubiger, deren gehaltene Schuldverschreibungen zusammen 5 % des Nenn...
	(2) Teilnahme. Die Teilnahme an der Gläubigerversammlung und die Ausübung der Stimmrechte eines Anleihegläubigers ist davon abhängig, dass der jeweilige Anleihegläubiger eine schriftliche Bescheinigung seines depotführenden Instituts vorlegt, die sein...
	(3) Anmeldung. Ferner hat sich jeder Anleihegläubiger vor Teilnahme an der Gläubigerversammlung bis spätestens am dritten Kalendertag vor der Gläubigerversammlung in Textform bei der Emittentin anzumelden.
	(4) Ort. Die Gläubigerversammlung findet nach Wahl der Emittentin in [Frankfurt am Main] [oder] [anderen Ort einfügen: ●] statt.

	§ 12  Anwendbares Recht, Erfüllungsort, Gerichtsstand
	(1) Anwendbares Recht. Form und Inhalt der Schuldverschreibungen sowie die Rechte und Pflichten der Emittentin und der Anleihegläubiger bestimmen sich nach dem Recht der Bundesrepublik Deutschland.
	(2) Erfüllungsort. Erfüllungsort für alle sich aus diesen Anleihebedingungen ergebenden Verpflichtungen der Emittentin und der Inhaber von Schuldverschreibungen ist Frankfurt am Main.
	(3) Gerichtsstand. Gerichtsstand für alle aus oder im Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen entstehenden Streitigkeiten oder sonstigen Verfahren (Rechtsstreitigkeiten) ist für Kaufleute, juristische Personen des öffentlichen Rechts, öffentlich-re...

	§ 13  Salvatorische Klausel
	(1) Sollte eine der Bestimmungen dieser Anleihebedingungen ganz oder teilweise unwirksam oder unvollständig oder undurchführbar sein oder werden, so wird hiervon die Geltung der übrigen Bestimmungen nicht berührt. An die Stelle der unwirksamen oder un...
	(2) Die Emittentin ist berechtigt, in diesen Anleihebedingungen für einen sachkundigen Leser offensichtliche Schreib- und/oder Rechenfehler oder ähnliche offenbare Unrichtigkeiten ohne Zustimmung der Anleihegläubiger zu berichtigen bzw. zu ergänzen.
	(3) Die Emittentin ist berechtigt, in diesen Anleihebedingungen widersprüchliche und/oder lückenhafte Bestimmungen ohne Zustimmung der Anleihegläubiger zu berichtigen bzw. zu ergänzen. Dabei sind nur solche Berichtigungen bzw. Ergänzungen zulässig, di...
	(4) Berichtigungen bzw. Ergänzungen der Anleihebedingungen nach den Absätzen (2) und (3) werden unverzüglich gemäß § 8 bekannt gemacht.
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